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Editorial

Liebe Leserin,
lieber Leser,

spätestens seit dem Bekanntwerden der menschenverach-
tenden Anschlagsserie der Mitglieder der Nationalsozi-
alistischen Union (NSU) hat sich gezeigt, dass Gefahren 
für unsere Gesellschaft nicht nur vom islamistisch moti-
vierten Terrorismus drohen. Erst vor wenigen Wochen, am 
10. Dezember 2012, ist Passagieren an Gleis 1 des Bonner 
Hauptbahnhofs gegen Mittag eine herrenlose Tasche aufge-
fallen, aus der Drähte ragten. Wie sich später herausstellte, 
enthielt die verdächtige Tasche Sprengstoff. Trotz intensiver 
polizeilicher Fahndungsmaßnahmen konnten bislang keine 
Tatverdächtigen ermittelt werden. Folglich liegen Urheber-
schaft und Tatmotivation im Dunkeln. Also auch die Frage, 
ob die Tat durch eine Organisation gesteuert oder von einem 
emotionalisierten Einzeltäter bzw. einer Kleingruppe began-
gen wurde. „Der Einsame-Wolf Terrorist. Eine neue Heraus-
forderung für die innere Sicherheit“ titelt Dr. Florian Hart-
leb, Lehrbeauftragter an der Universität Bonn, und betrach-
tet das Phänomen des „Kleinzelltäters“. Er stellt fest, dass 
das Konzept des „Einsame-Wolf Terrorismus“ im deutschen 
Kontext bislang keine Rolle spielt, obwohl es zahlreiche 
empirische Fälle dafür gibt, auch in Deutschland. Anhand 
des Falles „Breivik“ hinterfragt er, was für Lehren aus dem 
norwegischen Fall gezogen werden können. Dabei steht die 
Frage nach Ursachen, Motiven, Gefahrenpotentialen und die 
mögliche Prävention im Vordergrund. Über die Einordnung 
des „Einsame-Wolf Terrorismus“ setzt er sich mit möglichen 
Bekämpfungsstrategien gegen dieses neue Phänomen ausein-
ander. Beispielsweise fällt bei dem Massenmörder Breivik 
auf, wie stark virtuelle Räume und das Internet zu böswil-
ligen Zwecken genutzt werden können. Der Täter stand in 
Kontakt mit anderen Menschen, nicht physisch, aber virtu-
ell, von einem kleinen Zimmer bei seiner Mutter aus. Zusam-
menfassend kommt Hartleb zu dem Ergebnis, dass der Fall 
„Breivik“ nicht in ein klassisches Schema passt, zumal Terro-
rismus stark mit gruppenbezogenem Handeln assoziiert ist. 
Einsame Wölfe führen oftmals nur eine einzige Tathandlung 
aus, weshalb die Bekämpfung des Einsamen-Wolf-Terroris-
mus die Sicherheitsbehörden vor höchst komplizierte Her-
ausforderungen stellt. Obwohl es durchaus Warnzeichen 
(gerade im virtuellen Raum) geben kann, sind diese Terroris-
ten wahrscheinlich sozial isoliert und vermeiden als autisti-
sche Extremisten Kontakte.

Eine der letzten Ausgaben des Fernsehmagazins report 
MÜNCHEN befasste sich mit dem Ku-Klux-Clan in 

Deutschland. Recherchen belegen demnach: Der rassistische 
Geheimbund Ku-Klux-Klan ist auch in Deutschland aktiv; 
und das seit beinahe 100 Jahren. Damit nicht genug: Es gibt 
ernstzunehmende Hinweise, dass sich auch der sogenannte 
Nationalsozialistische Untergrund, abgekürzt NSU, von den 
Ideen dieser Geheimorganisation leiten ließ. Erster Krimi-
nalhauptkommissar a. D. Manfred Paulus aus Ulm/Donau 
bearbeitet in seinem Beitrag „Ku-Klux-Was? Rituelle Gewalt 
in Deutschland – (K)Ein Thema für die Gesellschaft, (k)ein 
Thema für die Polizei!?“ das Phänomen der rituellen Gewalt 
und knüpft damit auch an eine mögliche Facette der NSU-
Mordserie an. Er beschreibt die grundsätzliche Missachtung 
und Verweigerung der Gesellschaft bei dem Phänomen der 
rituellen Gewalt. Auch erkennt er viele Mängel und Defi-
zite im Bereich der Gesetzgebung, der Ermittlungen und der 
Strafverfolgung und stellt die Frage, ob sich die Opfer eines 
solchen Geschehens nicht selbst helfen und die entscheiden-
den Schritte zu ihrer Befreiung von sich aus machen können. 
Schließlich sieht er gerade in diesem Bereich die Polizei in 
besonderem Maße in der Pflicht, da sie nicht selten die ein-
zige Anlaufstelle ist, von der sich Zeug(inn)en wie Opfer 
Hilfe versprechen und Hilfe erwarten.

Vor dem Hintergrund der jüngsten Ereignisse und des 
Gefährdungspotenzials, das den beschriebenen Phänomenen 
inne wohnt, sind die Forderungen und Erwartungen an die 
Sicherheitsbehörden aus meiner Perspektive unmissverständ-
lich. Auch wenn der NSU-Untersuchungsausschuss seine 
Arbeit noch nicht abgeschlossen hat, dürfte feststehen, dass 
deutliche Verbesserungen in der Zusammenarbeit der Sicher-
heitsbehörden erreicht werden müssen und sich die Diskus-
sion über eine grundlegenden Neuausrichtung aufdrängt.

Herbert Klein
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Der Einsame-Wolf Terrorist.
Eine neue Herausforderung für die  
innere Sicherheit

1. Relevanz des Themas1

Der „Kleinzelltäter“ scheint zu einer neuen sicherheitspoli-
tischen Bedrohung zu werden, der die Terrorismusbekämp-
fung zentrale Aufmerksamkeit schenken muss.2 Das Phäno-
men wurde durch die Mordserie des so genannten National-
sozialistischen Untergrundes (NSU) und die Pannen deut-
scher Sicherheitsbehörden, insbesondere der Verfassungs-
schutzämter3, auf dramatische Weise virulent. Diese Art von 
Terrorismus fiel aus dem bürokratischen Raster deutscher 
Sicherheitsbehörden und auch professioneller Beobachter, 
wohl auch, wie der langjährige, kontinuierlich beobachtende 
Extremismusforscher Uwe Backes selbstreflexiv und -kritisch 
konstatiert, weil sich „das Gros dem Typus expressiver, emoti-
onal-hassgeladener, wenig planhafter und organisierter Taten 
zuzurechnen lässt. […] Insbesondere der Spezies der politisch 
motivierten Mehrfach- und Intensivtäter wurde bislang zu 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt.“4 So spielt das Konzept 
des „lone wolf terrorism“ im deutschen Kontext bislang 
keine Rolle, obwohl es zahlreiche empirische Fälle dafür gibt, 
auch in Deutschland. Offenbar fehlt das Gespür für mögli-
che Szenarien. Der erste erfolgreiche islamistische Anschlag 
in Deutschland im Frühjahr 2011 ging von einem Einzeltä-
ter aus. Aufgehetzt von einem Internetvideo, das angeblich 
die Vergewaltigung von muslimischen Frauen durch US-
Soldaten zeigte, radikalisierte sich der junge Kosovare Arid 
Uka innerhalb von wenigen Tagen und beschaffte sich auf 
dem Schwarzmarkt eine Waffe. Wenig später passte er eine 
Gruppe von US-Soldaten auf dem Frankfurter Flughafen ab, 
fragte einen der GIs nach einer Zigarette und zog dann seine 
Waffe. Er erschoss zwei Soldaten, nur die Ladehemmung sei-
ner Waffe verhinderte Schlimmeres.5 Das Gericht verurteilte 
ihn zu lebenslanger Haft. Die Anklage hatte sich überzeugt 
gezeigt, dass Uka mit der Tat seinen persönlichen Beitrag 
zum Dschihad (Heiligen Krieg) leisten wollte. Er habe sich 
zum „Herrn über Leben und Tod gemacht“ und seine Opfer 
willkürlich ausgesucht. Uka sei ein Einzeltäter, der sich über 
das Internet radikalisiert habe. Uka selbst hatte vor Gericht 
gestanden.6

Innerhalb von al-Qaida gibt es einen Strategiewechsel auf-
grund eigener Schwächung: Operationen werden weniger 
von Islamisten aus dem Westen durchgeführt, die in Ter-
rorlagern im Ausland ausgebildet werden und dann in ihren 
Heimatländern Terrorzellen gründen, sondern Muslime im 
Westen angestachelt, selbstständig loszuschlagen. Die US-
Regierung nennt al-Qaida heute eine geschwächte Orga-
nisation. Zu großen Anschlägen sei al-Qaida nicht mehr 
in der Lage, die Kampfmoral sei schlecht. US-Drohnenan-
griffe und gezielte Aktionen in pakistanischen Stammesge-
bieten schränken auch die Ausbildung von Nachwuchs ein. 

Deshalb ist es die neue Strategie, kleine Zellen und Einzel-
täter zu Terrorakten im Westen anzustiften.7 Ein Beispiel ist 
Mohamed Merah, Sohn einer Algerierin und eines Franzo-
sen, der in Toulouse sieben Menschen tötete. Er hatte nur ein 
kurzes Schießtraining in Pakistan mitgemacht. Der Salafist, 
der sich selbst radikalisierte und lange als Krimineller auffäl-
lig wurde8, bezeichnete sich selbst als Mitglied der Terroror-
ganisation al-Qaida, was aber angezweifelt wird. Dennoch ist 
durch seine Salafistenkontakte offen, ob er wirklich als Ein-
zeltäter agierte.9

Der drastischste, auch von der Quantität, war der Fall in 
Norwegen, wo der 32-jährige Anders Behring Breivik am 
22. Juli 2011 erst eine Autobombe im Regierungsviertel von 
Oslo zur Explosion brachte, die unter anderem acht Men-
schen tötete. Nur wenige Stunden später richtete er, als Poli-
zist verkleidet, auf einer kleinen Insel, Utøya, 30 km von 
Oslo entfernt, mit einer Schusswaffe ein Massaker an. Er 
nutzte dabei die Gelegenheit eines Massenauflaufs, ein tra-
ditionelles Zeltlager der sozialdemokratischen Jugendor-
ganisation auf Utøya. Im Laufe von mehr als einer Stunde 
fielen dem Terroristen 69, meist junge Personen zum Opfer. 
564 Menschen befanden sich auf der Insel Utøya, als Breivik 
am späten Nachmittag des 22. Juli dort eintraf. Der jüngste 
Teilnehmer des Sommerlagers war 13 Jahre alt. Mehr als 200 
Schuss feuerte Breivik aus seinen Waffen ab. Neben all jenen, 
die er tötete, verletzte er 33. Vor Gericht sagte Breivik, er 
habe gehofft, alle umbringen zu können.10 Der perfide Akt 
kann nur deshalb nicht als Amoklauf bezeichnet werden, 
weil der Täter vor seinen Taten eine, wenn auch krude, politi-
sche Botschaft – ein Europa frei von „Kulturmarxismus und 
Islamismus“ – hinterließ und vorgeblich aus politisch-des- 
truktiven Motiven handelte. Diese Botschaft fand ihren Aus-
druck in einem sogenannten, wegen der größeren Publizität 
auf Englisch verfassten, meist plagiierten „Manifest“, welches 
mehr als 1500 Seiten umfasst, und einem you-tube-Video, in 
dem sich der Täter zum „Kreuz- und Tempelritter stilisiert“.

Dachten erste, vorschnelle reflexhafte Einschätzungen 
unmittelbar ob der Kaltblütigkeit an einen Akt von al-
Qaida11, stellte sich trotz der Behauptungen des Täters, er 
sei Teil einer Bewegung und obskuren Zelle, schnell heraus, 
dass er als Einzeltäter gehandelt hat. Unabhängig vom im 
Prozess gegen ihn aufkommenden Gutachter- und Exper-
tenstreit um seinen Geisteszustand zeigt sich ein rational-
akribisches Vorgehen, da er sich jahrelang, beim Schreiben 
und bei der intensiven Vorbereitung auf die Terrorakte, kühl-
berechnend vorbereitet hatte. Damit kann er als einer der am 
besten dokumentiersten Massenmörder (in die Geschichte?) 
eingehen. Breivik wurde dann auch im einstimmigen Urteil 
vom 24. August 2012 nach einem zehnwöchigen Prozess 

Dr. Florian Hartleb, 
Bonn
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als zurechnungsfähig erklärt und dementsprechend zur 
Höchststrafe von 21 Jahren mit anschließender Sicherheits-
verwahrung verurteilt. Er war vor seinen Taten nicht straf-
rechtlich-polizeilich erfasst. Ein Verständnis vom Agieren 
dieses Terroristen ist dabei essentiell, um für die Zukunft zu 
lernen und präventiv wirken zu können.12 Das gilt auch für 
die ausführliche ideologische Begründung der Tat – schon 
bei Adolf Hitlers „Mein Kampf“ weist die Ideengeschicht-
lerin Barbara Zehnpfennig nach, dass es sich dabei um ein in 
sich logisches Gedankenkonstrukt handelt, das ebenfalls erst 
theoretisch manifestiert, dann praktisch umgesetzt wurde.13 
Im Fall „Breivik“ sind zudem Nachahmungstäter nicht 
ausgeschlossen.14

Das Potential des „Einsamen-Wolf-Terroristen“ wird 
inzwischen immens hoch eingeschätzt. US-Präsident Barack 
Obama äußerte unter dem Eindruck der Ereignisse in Nor-
wegen und auf Konsultation seiner Sicherheitsberater: „The 
risk we’re especially concerned over right now is the lone 
wolf terrorist, somebody with a single weapon being able to 
carry out wide-scale massacres of the sort that we saw in Nor-
way recently. You know, when you’re got one person who is 
deranged or driven by a hateful ideology, they can do a lot of 
damage, and it’s a lot of harder to trace those lone wolf ope-
rators.”15 Der britische Geheimdienst machte im Einsamen-
Wolf-Terrorismus die größte sicherheitspolitische Bedro-
hung für die Olympischen Spiele 2012 aus.16 Der folgende 
Beitrag will anhand des „Lone-wolf-terrorism“-Konzeptes 
diese Form des Terrorismus beleuchten und anhand des Fal-
les „Breivik“ hinterfragen, was für Lehren aus dem Terroris-
mus des norwegischen Falles gezogen werden können. Dabei 
geht es einzelfallorientiert um Ursachen, Motive, Gefahren-
potentiale und eine mögliche Prävention.

2. Einordnung des lone-wolf-Terrorismus
2.1. Konzept
Die konzeptionelle Beschäftigung mit dem Terrorismus ist 
stark von inhumanen, perfiden und propagandistischen Akti-
onen abhängig.17 Das mediale Weltereignis des 11. Septem-
ber 2001 und weitere Anschläge im Dunstkreis von al-Qaida 
bewirkten ein starkes Forschungsinteresse am islamistischen 
Fundamentalismus und die Möglichkeiten seiner Bekämp-
fung. Der deutsche Kontext ist stark vom Linksterrorismus 
der RAF beeinflusst, der im Kontext der deutschen Nach-
kriegsgeschichte gesehen wird.18 Die Spezifika dieser Terro-
risten eignen sich für Vergleiche, um die neuen Dimensionen 
des Terrorismus im 21. Jahrhundert auch mit Blick auf die 
psychologischen Aspekte herauszuarbeiten.19

Terrorismus ist weitgehend ein Gruppenphänomen, das 
durch Interaktion von Personen oder Gruppen entsteht. 
Definitionen sprechen dann auch von terroristischen Akteu-
ren (im Plural) und einer gewissen organisatorischen Befehls-
struktur.20 Auch die Suche nach einer international trag- und 
konsensfähigen Terrorismusdefinition klammert individuel-
len Terrorismus per definitionem aus, bezieht Terrorismus 
auf substaatliche oder transstaatliche Gruppen.21 Auch wenn 
Terroristen in der Darstellung der Medien und der allgemei-
nen Wahrnehmung häufig zunächst einmal einzelne Perso-
nen, die Exekutoren, sind, zielt eine nähere Betrachtung 
direkt auf einen unmittelbaren terroristischen Gruppenhin-
tergrund, einen Unterstützer- und Sympathisantenkreis.22 
Der dem Terrorismus attestierte hohe Organisationsgrad 
scheint den Einzeltäter nicht zu erfassen. So äußert der Terro-
rismusexperte Peter Waldmann: „Die planmäßige Vorberei-
tung gezielter Anschläge unter den schwierigen Bedingungen 

des Untergrunds, die Kalkulation des Schockeffekts – all dies 
setzt ein gewisses Maß an operativer Intelligenz voraus und 
grenzt das Spektrum möglicher Akteure ein.“23

Die häufige Exklusion des Alleintäters nimmt nicht wun-
der, da er rein statistisch eine quantité négligeable darstellt. 
Nicht einmal zwei Prozent aller terroristischen Anschläge 
gehen auf die Kappe des Einsamen Wolfes, wobei die Häu-
fung der Fälle in den USA signifikant ist. Ideologisch gibt 
es ein breites Spektrum.24 Nach herrschender Auffassung ist 
„der Terrorist“ also eine ideologische Person, die, mit einer 
hohen Gruppenkohärenz, in einer fest organisierten, arbeits-
teiligen Struktur eingebunden ist.25 „Rechtsterrorismus“ wie-
derum firmiert als eine Sammelbezeichnung für einen Teilbe-
reich des „Terrorismus“, der im Namen ethnischer Identität, 
Reinheit und Überlegenheit einschlägige Gewalthandlun-
gen von Anschlägen gegen Einrichtungen bis zu Morden an 
Menschen begeht. Einsamer-Wolf-Terrorismus bezieht sich 
auf intendierte Akte, die von Personen begangen werden, 
welche 
1.	 individuell operieren;
2.	 vorgeben, aus politischen Überzeugungen zu handeln;
3.	 die nicht einer organisierten Terrorgruppe oder einem 

Terrornetzwerk angehören;
4.	 die ohne direkten Einfluss eines Anführers oder einer irgend-

wie gearteten Befehls- und Gehorsamshierarchie handeln;
5.	 dabei für die Propaganda, die kommunikative Verbrei-

tung ihrer extremistischen Ideologie selbst sorgen;
6.	 deren Taktik und Methoden (modus operandi) umgesetzt 

werden von dem Individuum ohne direkten Befehl oder 
direkter Führung von außen.26

Der Einsame-Wolf-Terrorismus ist das Produkt der Selbstra-
dikalisierung eines Individuums, die von einer im Einzelfall 
zu gewichtenden Mixtur aus persönlichen Kränkungen und  
politisch-ideologischen Motiven ausgelöst wird. Im Unter-
schied zum Amoklauf ist der Einsame-Wolf-Terrorismus 
politisch motiviert. Es kann hier gleichwohl gewisse Über-
schneidungen geben, wenn der Terrorismus im öffentlichen 
Raum stattfindet, wahllos Menschen tötet und dabei völlig 
emotionslos agiert. Der Amokläufer bringt in einem willkür-
lichen Akt jedes Opfer einzeln aus unmittelbarer Nähe und 
nacheinander um. Die Psychiaterin Nahlah Saimeh macht 
den Unterschied deutlich: „Während es Amoktätern oft um 
Rache oder Kränkung geht, entwickeln politische Mörder 
häufig ein bizarres, pathologisches Gerechtigkeitsempfin-
den mit einem aggressiven Gewissen für richtig oder falsch. 
Das stützt das fragile Selbstwertgefühl wie eine Prothese.“27 
Mitunter haben die Attentäter politische Botschaften hin-
terlassen, mitunter aber auch nicht. Vieles bleibt manchmal 
auch unklar. Terroristen handeln auf Grundlage fest gefügter 
Überzeugungen, denen sie durch Terror Wirkung verleihen 
wollen. Die (kommunikative) Botschaft ist dabei wichtiger 
als die Tat(en) selbst.

Auch Breivik hatte auf der Insel neben den Jugendlichen 
eine prominente Vertreterin der Politik im Visier, die er als 
Symbol des Multikulturalismus ausmachte. Im Verhältnis zu 
seinen ursprünglichen Plänen hatte er sich verspätet, was der 
langjährigen Ministerpräsidentin Norwegens, Gro Harlem 
Brundtland, die dort am frühen Vormittag auf der Insel einen 
Vortrag gehalten hatte, wahrscheinlich das Leben rettete. 
Brundtland hatte aber die Insel wenige Minuten vor Breiviks 
Ankunft verlassen. Lee Harvey Oswald, Attentäter auf den 
US-Präsidenten John F. Kennedy am 22. November 1963, 
wurde kurz nach seiner Tat ebenfalls ermordet, so dass offe-
ner Raum für Spekulationen, Verschwörungen und größere 
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Komplotttheorien bleibt. Oswald leugnete die Tat; wegen 
des fehlenden Propagandahintergrunds kann er nicht als Ter-
rorist bezeichnet werden. Volkert van der Graaf, Attentäter 
auf den niederländischen rechtspopulistischen Politiker Pim 
Fortuyn in dessen Wahlkampf für die Parlamentswahl 2002, 
galt als militanter Umwelt- und Tierschützer; er hatte ein 
direktes politisches Motiv. Er gab an, seine Tat im Alleingang 
länger vorbereitet zu haben und Muslime schützen zu wollen 
– als Ziel war Fortuyn ausersehen, der für seinen Antiislamis-
mus bekannt war. Der Täter kann daher als Einsamer-Wolf-
Terrorist bezeichnet werden.

Nicht immer ist klar, ob sich hinter Attentaten auf Politi-
kern ein politisches Motiv verbirgt. Der Amerikaner Timo-
thy James McVeigh fällt auch nicht unter diese Definition, 
obwohl er immer wieder als Lone-wolf-Terrorist apostro-
phiert wird.28 Er verübte im Jahr 1995 den Bombenanschlag 
auf das Murrah Federal Building in Oklahoma City, in dessen 
Folge 168 Menschen starben. 1997 wurde er für diese Tat ver-
urteilt und 2001 hingerichtet. McVeigh hatte einen Mittäter, 
der ihm bei der Vorbereitung entscheidend half und „einge-
weiht“ war. Der Bombenleger von München, Gundolf Köh-
ler, der am 26. September 1980 durch eine Bombenexplosion 
13 Menschen getötet und über 200 zum Teil schwer verletzt 
hat, entstammte dem rechtsextremistischen Studentenmilieu. 
Zeitweilig hatte er Kontakte zur im Januar 1980 verbotenen 
„Wehrsportgruppe Hoffmann“ – ein Zusammenschluss hun-
derter militanter Rechtsextremisten – gepflegt und an Übun-
gen teilgenommen, weshalb seine Alleintäterschaft fraglich 
ist.29

Die Bezeichnung „Lone-Wolf-Terrorism“ wurde von US-
Behörden eingeführt und popularisiert. Sie geht zurück auf 
den militanten weißen Rassisten Alex Curtis, der Ende der 
1990er-Jahre Gleichgesinnten empfahl, ganz auf sich gestellt 
Anschläge zu begehen. Immer wieder spielt dabei die Asso-
ziation des Begriffs eine Rolle – der Wolf, der das Rudel 
verlassen hat. Einsamer Wolf wird immer wieder synonym 
für Eigenbrötler, Einzelgänger, Individualist, Außenseiter, 
Underdog und Einzelkämpfer gebraucht,30 in gewisser Weise 
auch im Gegensatz zu einem Teamplayer oder Rudelführer. 
Nicht umsonst spielen narzisstische Persönlichkeitsmuster 
bei dieser Form des Terrorismus eine besondere Rolle. Die 
Assoziation eignet sich auch deshalb, weil der Terrorist jah-
relang unauffällig inmitten der Gesellschaft lebt, auf einmal 
in Aktion tritt und terroristisch handelt. Wichtiges Merkmal 
der Einsamen Wölfe scheint zu sein, dass sie eine Phase der 
eigenen Radikalisierung, die sie mitunter im stillen Kämmer-
lein, neuerdings via Internet und soziale Medien, erfahren. 
Isoliert vom Gros der Gesellschaft scheinen sie ihre Taten 
professionell, gar minutiös planen zu können. Im virtuellen 
Zeitalter besteht verstärkt die Befürchtung, dass die unter-
schiedlichen Extremismen in Zukunft gestärkt durch das 
Internet wesentlich loser agieren, Individuen auch durch 
praktische Anleitungen und ideologisch-fanatisches Mate-
rial im Internet zu Terroristen mutieren und somit die „Pro-
paganda der Tat“ zunimmt. Mitunter wird das Internet als 
„Jagdgebiet der einsamen Wölfe“ ausgemacht.31

Der Einsame-Wolf-Terrorismus steht in begrifflicher Ver-
wandtschaft mit dem Konzept der Leaderless Resistence 
(führerloser Widerstand), die Anschlagplanung durch kleine, 
unabhängige und im Alltag unauffällige Zellen, wie offen-
bar trotz mancher Auffälligkeiten und Spuren im Falle des 
so genannten Nationalsozialistischen Untergrundes (NSU).  
Leaderless Resistence verzichtet auf zentrale Kommando-
strukturen, setzt hingegen auf bewegliche Kleinstgruppen 

mit einem hohen Maß an Planungsautonomie und Flexibi-
lität. Das propagierte Zellsystem basiert auf Zellen, die trotz 
eines notwendigen gemeinsamen Ziels unabhängig voneinan-
der operieren. Das gilt auch für die Anschlagziele, die an ver-
schiedenen Orten durchgeführt werden. Louis Beam prägte 
als Aktivist des Ku-Klux-Clan Anfang der 1980er Jahre mit 
einem Essay diesen Begriff, der in „NS-affinen Szenen“ 
die Bildung von Terrorzellen auch weiterhin stimulieren 
könnte.32 Wichtige Schlüsselmerkmale zur Analyse terroristi-
schen Handelns können auch auf den Einsamen-Wolf-Terro-
rismus angewandt werden: Gewaltstrategien, Durchsetzung 
politischer Ziele, mediale Perzeption, Schaffung eines Klimas 
von Angst sowie ein Agieren aus dem Untergrund.

2.2. Historisch-empirische Referenzpunkte
Als Referenzpunkt für viele Arten von Terrorismus, aber 
auch für den Einsamen-Wolf-Terrorismus gilt der russische 
Anarchismus um Mikhail Alexandrowitsch Bakunin (1814 –  
1876) im 19. Jahrhundert mit dem Konzept „Propaganda 
der Tat“, das im 19. Jahrhundert in diesen Zirkeln entwickelt 
wurde. Solange der Boden für den finalen Umsturz noch 
nicht bereitet sei, müsse eben nicht eine hierarchisch struk-
turierte Großorganisation agieren, sondern ein Individuum 
oder eine kleine Gruppe mit Gewaltakten die verzweifelte 
Lage der Ärmsten entschlossen kundtun.33

So genannte „utopische Sozialisten“ glaubten, Russland 
könne unter Umgehung des Kapitalismus durch eine Bau-
ernrevolution zum Sozialismus kommen. Ihr Ziel wollten 
sie hauptsächlich mit den Mitteln des individuellen Terrors 
erreichen. Lenin sah in ihnen grundsätzlich eine Legitima-
tion, lehnte aber ebendiesen individuellen Terror ab.34 Walter 
Laqueur sieht in dieser politischen Aktion zwei Dimensio-
nen erfüllt: Erstens wird die intendierte Botschaft verstärkt, 
zweitens ein Machtanspruch zum Ausdruck gebracht, der 
im terroristischen Akt hervortritt.35 Die Geschichte des indi-
viduell-solitären Terrorismus zeigt, dass der Einsame Wolf 
seine Taten mit ganz unterschiedlichen Grundideologien 
begründet. Anarchistische Revolutionäre, religiöse Fanatiker 
wie islamistische Fundamentalisten, radikale Umwelt- und 
Tierschutzaktivisten, rassistische Gläubiger einer „weißen 
Überlegenheit“ und  Rechtsterroristen im Allgemeinen ver-
übten Terrorakte.

Theodore („Ted“) John Kaczynski, ein US-amerikani-
scher Mathematiker und Bombenleger, handelte als Einsa-
mer-Wolf-Terrorist. Im Zeitraum von 1978 bis 1995 soll er 
16 Briefbomben an verschiedene Personen in den USA ver-
schickt haben, wodurch drei Menschen getötet und weitere 
23 verletzt wurden. Bevor seine Identität bekannt wurde, 
bezeichnete man ihn als Unabomber (university and airline 
bomber), da die Bomben vornehmlich an Universitätspro-
fessoren und Vorstandsmitglieder von Fluggesellschaften 
geschickt wurden. Ab 1970 lebte der Terrorist in den Bergen 
von Montana in einer kleinen, selbst gebauten Holzhütte, 
nachdem er sich von der viel versprechenden Universitäts-
karriere an einer Eliteuniversität, später vom zivilisierten 
und sozialen Leben verabschiedet hatte. 1995 verschickte 
Kaczynski anonym ein 35.000 Wörter langes Manifest mit 
dem Titel Die industrielle Gesellschaft und ihre Zukunft 
(Industrial Society and its Future) an verschiedene Adressa-
ten mit dem Angebot, die Bombenattentate zu beenden, falls 
dieser Text in einer bekannten Zeitung veröffentlicht würde. 
Am 19. September 1995 veröffentlichten The New York 
Times und die Washington Post das Manifest, um Hinweise 
auf den Täter zu bekommen. Nach dem Zeitungsabdruck 
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des Manifests erkannte Teds jüngerer Bruder David darin 
den Schreibstil seines Bruders und verständigte nach eige-
nen Ermittlungen die Behörden. Darin schildert Kaczynski, 
warum er der Menschheit wünscht, die Technisierung der 
Gesellschaft möglichst bald zu überwinden.36

Ein lone-wolf-Rechtsterrorist war der Österreicher Franz 
Fuchs.37 Vier Jahre, von 1993 bis 1997, hielt der fremden-
feindlich motivierte Täter die Republik Österreich mit 
zahlreichen Brief- und Rohrbomben in Atem. Hinter der 
Bajuwarischen Befreiungsarmee, angeblich Drahtzieher der 
Briefbomben, verbarg sich der offenbar geistig verwirrte38 
Einzeltäter Franz Fuchs. Fuchs war entgegen vieler Mut-
maßungen, ein neues rechtsextremistisches Netzwerk ope-
riere, ohne soziale Kontakte und gänzlich ohne Verbindun-
gen zu einschlägig bekannten Organisationen und Personen 
– also ein klassischer „Einsamer Wolf“. Auch mit politischen 
Äußerungen trat Fuchs, in eigenen Worten „Patriot“, nicht 
in Erscheinung. Die mit breiten historischen Diskursen 
angereicherten Bekennerschreiben indizierten allerdings eine 
deutschnationale und minderheitenfeindliche, insbesondere 
antislawistische und antitürkische Gesinnung. In den Beken-
nerschreiben befanden sich zudem deutschnationale Versatz-
stücke sowie die Ablehnung der Zweiten Republik, beson-
ders der parlamentarischen Institutionen und des Justiz- und 
Sicherheitsapparats.39

Die Bombenanschläge richteten sich vornehmlich gegen 
Migranten, Angehörige von Minderheiten und Repräsentan-
ten, die sich in diesem Bereich engagieren. Vier Roma star-
ben am 5. Februar 1995 durch eine Rohrbombe, nachdem 
sie versucht hatten, das am Rande einer burgenländischen 
Roma- und Sintisiedlung aufgestellte Schild „Roma zurück 
nach Indien“ zu entfernen. 15 Menschen, darunter der Wie-
ner Altbürgermeister Helmut Zilk, wurden bei den Anschlä-
gen zum Teil schwer verletzt. Weitere 25 Briefbomben konn-
ten rechtzeitig entdeckt werden, was eine größere Opferzahl 
verhinderte. Bei einer routinemäßigen Verkehrskontrolle 
am 1. Oktober 1997 zündete Fuchs eine Rohrbombe, weil 
er glaubte, man hätte ihn, unter dem Eindruck einer breit-
öffentlich geführten Diskussion um die Rasterfahndung und 
Mittel, den Täter zu finden, entlarvt. Schon vorher hatte er 
sich in einen Verfolgungswahn gesteigert. Mit dem Suizidver-
such trennte er sich beide Hände ab und verletzte die Beam-
ten.40 Er wurde festgenommen und im März 1999 schließlich 
zu lebenslanger Haft verurteilt. Am 26. Februar 2000 beging 
Fuchs, zu lebenslanger psychischer Verwahrung verurteilt, 
Selbstmord in der Zelle.

3. Neue Dimension durch Anders Behring Breivik
Durch Breivik hat der Einsame Wolf Terrorismus eine neue 
Dimension erfahren, die sich kaum nachvollziehen lässt. 
Durch seine ausführliche Begründung der Taten geht er als 
einer der „schlimmsten, aber am besten dokumentierten Mas-
senmörder in der Geschichte“41 ein. Eine wissenschaftliche 
Annäherung kann durch verschiedene, schwer zu gewich-
tende Faktoren und Indikatoren erfolgen. Diskutabel sind 
persönliche Kränkungen, Narzissmus und Selbststilisierung, 
eine Phase der Radikalisierung, die Rolle des Internets, das 
Abfassen des Manifests, ein Prozess der Entmenschlichung, 
Selbstisolierung und Entemotionalisierung, das Agieren 
wie ein aufgeputschter Amokläufer und die Entzauberung 
im Gerichtsprozess. Der Terrorist wurde mit vielen Labels 
assoziiert42:

ff christlicher Fundamentalist (Selbstbezeichnung bzw. 
-überhöhung),

ff konservativer Revolutionär (Selbstbezeichnung als Wider-
spruch in sich),

ff mittelalterlicher Kämpfer oder antimodernistischer Terro-
rist (Selbststilisierung als Tempelritter),

ff erster antiislamistischer Terrorist in Europa oder Reprä-
sentant des europäischen Antiislamismus (wegen seines 
anschlussfähigen Hasses auf dem Islam),

ff Terrorist 2.0 (wegen seiner Affinität zum Internet, Blogs 
und virtuellen Kriegsspielen),

ff copy-paste- oder wikipedia-Terrorist (wegen der mehrheit-
lichen Plagiate im „Manifest“ und der Referenz wikipedia, 
in den Worten Breiviks die wichtigste Inspirationsquelle),

ff Rechtspopulist (wegen seiner kurzzeitigen Mitgliedschaft 
in der Jugendorganisation der norwegischen rechtspopu-
listischen Partei),

ff Rechtsextremist (wegen seiner menschenfeindlichen, 
demokratiefeindlichen Anschauungen)

ff einfach als Psychopath (Gesamtbild, teilweise auch gut-
achterliche Expertise im Vorfeld des Gerichtsprozesses).

3.1. Verbindungslinien zum Rechtspopulismus und -ex- 
tremismus
Breiviks Terrorismus hatte eindeutig einen starken politi-
schen Hintergrund. Zu seinen Opfern zählten Jugendliche 
aus der ihm verhassten sozialdemokratischen Partei. Wie 
andere Einsame-Wolf-Terroristen oder Attentäter wollte er 
auch die langjährige Ministerpräsidentin Norwegens, Gro 
Harlem Brundtland auf der Insel ermorden. Er selbst sprach 
immer wieder davon, dass ihm zahlreiche Politiker aus ideo-
logischen Gründen verhasst sind. Dieser Umstand legt es 
nahe, Breivik in politische Kategorien zu orten. Bernhard 
Schmid sieht in „Distanzieren, leugnen, drohen. Die europä-
ische extreme Rechte nach Oslo“ durch den inhumanen Akt 
von Breivik eine Zäsur innerhalb der extremen Rechten in 
Europa. Seine Bemühungen, Brevik als Teil eines Netzwerks, 
auch etwa innerhalb der Freimaurer darzustellen, überzeu-
gen indes nicht, sind gar mitunter selbst verschwörungs-
theoretisch und bereichern sachliche Forschung im Bereich 
von terroristischen Netzwerken nicht.43 Breivik war einst 
Jungfunktionär der norwegischen Fortschrittspartei. Er war 
aus der Partei ausgetreten, da sie ihm zu moderat schien. Im 
europäischen Vergleich ist die immigrationsfeindliche Fort-
schrittspartei weit weniger radikal als etwa Front national, 
FPÖ oder Vlaams Belang. Rassistische Untertöne weist sie 
nicht auf. Breiviks „Manifest“ passt auch entgegen der Mei-
nung einiger Beobachter44 überhaupt nicht zur rechtspopu-
listischen Programmatik. Obwohl Breivik im Manifest neben 
vielen anderen, auch aus dem Internet kopierten Verweisen 
auf die Erfolge rechtspopulistischer Parteien und ihren Anti-
islamismus rekurriert, wäre es nicht fair, eine direkte Verbin-
dungslinie zu ziehen.

Breivik sieht Europa vor dem Untergang, ausgelöst werde 
die Katastrophe durch eine marxistisch-muslimische Konspi-
ration, die durch einen „reinigenden Bürgerkrieg“ bekämpft 
werden müsse. Dies ist eine gerne verwandte These von 
kontra-jihadistischen Verschwörungstheoretikern. Breivik 
bediente sich etwa der Gedanken von Gisele Littmann, einer 
britische Autorin und spricht immer wieder von Eurabien. 
Unter ihren Pseudonymen Bat Ye’or (Hebräisch: „Toch-
ter des Nil“) und Yahudiya Masriya publizierte sie mehrere 
Bücher, in denen sie sich mit der Geschichte des Islams im 
Nahen Osten auseinandersetzt und vor einer „Islamisierung“ 
Europas warnt, in deren Folge die Region zu einer islamisch-
arabischen Kolonie – von Littman als „Eurabien“ bezeichnet 
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– verkäme. Sie behauptet in ihrem verschwörungstheoretisch 
angereicherten Buch Eurabia: The Euro-Arab Axis, dass die 
politischen Eliten der Europäischen Union spätestens seit 
1973 systematisch auf die Verschmelzung Europas mit der 
arabischen Welt hinarbeiteten und dabei eine „Islamisierung“ 
Europas und die Vernichtung Israels zumindest billigend in 
Kauf nähmen.45

Breivik nimmt im Manifest häufig Bezug auf die britische 
antiislamische English Defence League (EDL) – er gab vor, 
in einem norwegischen Ableger als einer der Gründungsvä-
ter involviert zu sein, sich seines Netzwerks zum britischen 
Netzwerk rühmend. Vor Gericht bestritt er aber den Kon-
takt zur EDL.46 Die EDL entstand im Jahr 2009 in einem 
Londoner Vorort, wo es zu häufigen Konflikten zwischen 
der Mehrheitsbevölkerung und einer eingewanderten mus-
limischen Minderheit, inklusive militanten-islamistischen 
Gruppierungen gekommen war. Die Liga, finanziert von 
einem islamophoben Millionär, rekrutiert sich aus Fussball-
hooligans und Anhängern der britischen Rechtsaußenpar-
teien British National Party (BNP) und der United Kingdom 
Independence Party (UKIP). Die EDL hat keine formale 
Mitgliedschaft und ist stark im virtuellen Raum aktiv. Ihr 
Gründer Paul Ray ist ein angeblich religiös motivierter Skin-
head, der die EDL gegründet hat, aber jetzt auf Malta „im 
Exil“ lebt, wo er eine antimuslimische Gruppe namens The 
Ancient Order of the Templar Knights anführt. Breivik hat 
diese Bezeichnung für seine eigenen Tempelritterphantasien 
übernommen. Ray, der mit Breivik direkten online-Kontakt 
hatte, äußerte aber, Breivik sei ein Einzelgänger ohne organi-
satorischen Überbau gewesen. Die von Breivik behaupteten 
konspirativen Geheimtreffen hätten nicht stattgefunden.47 
Auch das Gericht fand keine Indizien für „Tempelrittertref-
fen“ mit Breivik.

Breivik muss unter dem Blickwinkel eines isolierten Terro-
risten betrachtet werden, nicht als Anhänger einer Bewegung, 
zu dem er sich ähnlich wie Franz Fuchs als typisches terro-
ristisches Propagandainstrument stilisierte. Die rechtspopu-
listischen Parteien distanzierten sich nach Breiviks Massa-
ker von dem „Werk eines aus dem seelischen Gleichgewicht 
gebrachten Einzelnen“, wie der französische Front National 
erklärte. Sie wiesen all jene zurück, „die mit Terror, Angst-
macherei, mit Gewalt und dem Aufruf zur Gewalt agieren“ 
(Dänische Volkspartei), und betonten, dass der „Widerstand 
gegen die multikulturelle Idee keinem Aufruf zur Gewalt 
gleichkomme“ (Geert Wilders’ niederländische Partei für die 
Freiheit).48 Generell lässt sich kein Zusammenhang zwischen 
der Stärke von rechtspopulistischen Parteien und der Anzahl 
rechtsextremistischer Gewalttaten nachweisen. In Deutsch-
land etwa ist letztere hoch, obgleich es keine nennenswerte 
rechtspopulistische Partei gibt. Breivik passt mit seinem 
Traum von einem mittelalterlichen Barbarentum auch nicht 
in das klassische rechtsextremistische Gedankengebäude. 
Dieses basiert mitunter auf dem Germanentum, nicht auf mit-
telalterliche Kreuzzugsideen. Auf obskure Weise wünscht er 
sich als angeblich christlich-fundamentalistischer Tempelrit-
ter das Mittelalter zurück, wendet sich stark gegen den ver-
meintlichen „Kulturmarxismus” in Europa nach 1945 und 
die vermeintliche „Massenimmigration durch Islamisten”. 
Der Terrorist gibt im Selbstinterview an, die größten Staats-
männer seien Otto von Bismarck und Winston Churchill 
gewesen.

Breivik ist auch im Unterschied zu vielen Rechtsextremis-
ten kein Antisemit, sondern proisraelisch und nicht anti-
amerikanisch eingestellt. Der Terrorist zeigt einen richtigen 

Kult für den Staat Israel und dessen militärische Kräfte. Dem 
entspricht auch seine große Abneigung gegenüber dem Nati-
onalsozialismus: „Wenn es eine Figur gibt, die ich hasse, ist 
es Adolf Hitler“ schreibt er, und fantasiert über Zeitreisen, 
um in die Vergangenheit zurückzukehren und ihn zu töten. 
Hitler selbst bezeichnet er als schlimmen Massenmörder. Im 
Judentum sieht Breivik das sicherste Bollwerk gegen den 
Islam. Breivik meldete sich in einem Internetforum für Neo-
nazis an, aber offensichtlich nur mit der Absicht, diese zu 
überzeugen, dass zwar einige Ideen des Führers zum Volks-
tum richtig waren, aber dass sein größter Fehler gewesen sei, 
nicht zu verstehen, dass die reinsten und edelsten Vertreter 
des Westens Juden sind, und wenn der Nationalsozialis-
mus schon jemanden auslöschen wollte, so hätte er sich im 
Nahem Osten gegen die Moslems wenden müssen.49

Im Manifest schreibt der Terrorist auch: „Ein Multikul-
turalist ist genauso schlecht wie ein Nazi, der wiederum 
genauso schlecht ist wie ein echter Moslem, Kommunist oder 
Faschist.“ Der Nationalsozialismus, der Kommunismus und 
der Islam sind für Breivik drei Seiten ein und derselben anti-
westlichen Doktrin, und alle drei sollten laut ihm verboten 
werden. Offenbar passt Breivik hier, wie auch der öster-
reichische Rechtsterrorist Franz Fuchs, in das Schema des 
Einsamen-Wolf-Terroristen: Diese „erschaffen ihre eigene 
Ideologie, welche breitere politische, religiöse oder soziale 
Anliegen mit persönlichen Aversionen, Frustrationen und 
Kränkungen kombiniert.“50 Er passt daher nicht in klassische 
politische Kategorien von Faschismus, Rechtsextremismus 
oder Neonationalsozialismus. Breivik will provozieren, etwa 
mit seinem rechtsextremen Gruß, ein ausgestreckter rechter 
Arm mit geballter Faust an den ersten Gerichtstagen und am 
Tag der Urteilverkündung, dem 24. August 2012. Sein Welt-
bild offenbart manichäisch-menschenfeindliche Züge, in 
denen strikt zwischen gut und böse unterschieden wird. Das 
Gericht attestierte in der Urteilsverkündung Breivik habe 
zwar einen „fanatischen Geisteszustand“, der aber „poli-
tisch motiviert“ sei. Das Gericht war der Meinung, dass der 
Angeklagte keine Zwangsvorstellungen im klinischen Sinne 
hatte.51

3.2. Verbindungslinien zu terroristischen Mustern
Breiviks Ideenklau im Manifest legt nahe, nach Bezugspunk-
ten innerhalb des Terrorismus zu fahnden. Wie stark sein 
Wunsch nach einem Andocken an andere Terroristen, Mas-
senmörder und Amokläufer ist, zeigt sein Brief aus der Haft 
an Beate Zschäpe, Teil des Nationalsozialistischen Unter-
grundes (NSU). Ebenfalls schrieb er an den mutmaßlichen 
Heckenschützen von Malmö, Peter Mangs, mit zahlreichen 
Schüssen aus dem Hinterhalt. Zwei seiner Mord-Opfer 
waren Einwanderer, ein drittes Todesopfer war eine junge 
Schwedin, die neben einem Einwanderer saß. Breivik spricht 
auch in Haft davon, ein Netzwerk von Gleichgesinnten auf-
bauen zu wollen, sucht – so makaber es klingen mag – Brief-
freundschaften mit Terroristen.52

Breiviks äußerte im Manifest den Wunsch, den mutmaß-
lichen bosnisch-serbischen Kriegsverbrecher Radovan 
Karadžić kennenzulernen. Der in Den Haag angeklagte Ser-
benführer wurde von Breivik wegen seiner Bemühungen, 
Serbien „vom Islam zu befreien“, als ehrenhafter „Kreuzrit-
ter und europäischer Kriegsheld“ beschrieben. Im „Manifest“ 
machte er immer wieder Andeutungen auf eine größere anti-
islamische und anti-multikulturalistische Bewegung, prahlt 
mit angeblichen Geheimtreffen zwischen ihm und weiteren 
Gesinnungsgenossen. Das meiste lässt sich kaum überprüfen, 
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vor Gericht verstrickt sich Breivik immer wieder in Wider-
sprüche. Hier gibt es auch Unterschiede zum klassischen 
Bild des Rechtsterrorismus, wonach die meisten Rechtsterro-
risten vor ihrer besonderen gewalttätigen Aktivität einschlä-
gigen Gruppen oder Parteien aus diesem politischen Lager 
angehörten, was in der anschließenden Darstellung deutlich 
wird.53 Breivik hingegen war entgegen eigenen Verlautbarun-
gen isoliert, gleichwohl im virtuellen Raum sehr aktiv. Bei 
den Opfergruppen von Rechtsterroristen handelt es sich häu-
fig um Personen mit Migrationshintergrund – Breivik zielte 
hingegen auf vornehmlich einheimische Jugendliche der sozi-
aldemokratischen Partei. Seine Rechtfertigung sieht er in der 
von ihm konstruierten Verbindung zwischen „Kulturmarxis-
mus“ (Ursache) mit Protagonisten der „Frankfurter Schule“ 
und Multikulturalismus (Folge).

Vor Gericht betonte Breivik, er habe viel von al-Qaida 
gelernt. Die Organisation habe ihm die Idee geliefert, beim 
Massaker auf Utøya eine Polizei-Uniform zu tragen. Er habe 
sich Hunderte von Stunden mit al-Qaida und der baskischen 
Terrororganisation Eta beschäftigt. Das Terrornetzwerk sei 
„die erfolgreichste militante Organisation der Welt“, Brei-
viks angebliche Tempelritter ein Gegenpol zu al-Qaida. Er 
bewundere deren Glauben an das Märtyrertum. Er selbst 
habe fest damit gerechnet, dass Sicherheitskräfte ihn während 
der Anschläge im Juli mit einer Kugel zur Strecke bringen 
würden. Er habe nicht damit gerechnet, seine Anschläge zu 
überleben, diese seien als Selbstmordattentate geplant gewe-
sen.54 Freilich muss diese Aussage angesichts der Selbstüber-
höhung des Täters mit Vorsicht bewertet werden. Ungeach-
tet dessen wird sein Terrorismus als pervertierter al-Qaida-
Terrorismus angesehen werden können, da es viele Parallelen 
in Propaganda wie Ausführung gibt. Der Vergleich verbirgt 
aber die Besonderheiten des Einsamen-Wolf-Terroristen. 
Breivik ließ ähnlich wie ein Franz Fuchs verlautbaren, er 
gehöre einer Organisation an, handelte aber allein. Auch zu 
einem anderen Einsamen-Wolf-Terroristen gibt es Anknüp-
fungspunkte. In das Pamphlet von Breivik wurden mehrfach 
Passagen aus dem Unabomber-Manifest des US-amerikani-
schen Bombenlegers Ted Kaczynski einkopiert und dabei 
die Bezeichnungen „Linke“ durch „Kulturmarxisten“ sowie 
„Schwarze“ durch „Moslems“ ersetzt.55

3.3. Verbindungslinien zu Blogs und Internetaktivitäten
Der Terminus des Einsamer-Wolf-Terrorist oder des autis-
tischen Extremisten sollte nicht verschleiern, dass es gerade 
im virtuellen Raum zahlreiche Referenzpunkte für eine 
geistige Brandstiftung gibt. Breivik bezog sich im Manifest 
immer wieder auf einen islamfeindlichen Blogger Fjordman, 
seine wichtigste Quelle. 320 Seiten Text des Bloggers sind im 
Manifest kopiert. Auch der Titel „A European Declaration of 
Independence“, eine Art Unabhängigkeitserklärung, stammt 
aus einem Artikeltitel des Bloggers. Fjordman, der sich im 
Zuge der Breivik-Debatte als Peder Nøstvold Jensen outete, 
distanziere sich von Breivik, bezeichnete ihn als „Wikipe-
dia-Terroristen“ und „ungebildeten Popanz mit Gotteskom-
plex“.56 Im norwegischen islamkritischen Forum Document.
no hat Breivik 75 Beiträge hinterlassen. Unter anderem 
erklärte er hier, warum er die in seinen Augen zu gemäßigte 
und etablierte rechtspopulistische Fortschrittspartei wieder 
verlassen habe. Er bezeichnete es als Fehler der Partei, dass 
sie „multikulturellen Forderungen und den selbstmörderi-
schen Idealen des Humanismus“ nachgegeben habe.57

Wie stark sich Breivik im Internet bewegte, zeigt auch der 
Blog „Gates of Vienna“. Breivik, der 2008 zwei Beiträge 

postete, in denen er sich auf Fjordman bezieht58, übernahm 
dessen Symbolik – Gates of vienna, das intendierte Wieder-
aufleben einer Schlacht wie 1683, als der Ansturm der Tür-
ken vor Wien gestoppt wurde. Sein plagiiertes Manifest beti-
telte er 2083: A European Declaration of Independence, also 
400 Jahre nach Wien sollte es erneut zu einem Kulturkampf 
kommen. Dem Blog ist zumindest vorzuwerfen, diese Inter-
pretation eines Kampfes zumindest in böswilliger Absicht 
(wie bei Breivik) schnell zuzulassen. Immerhin ist die zen-
trale Botschaft des Blogs die Übertragung der Schlacht von 
Wien auf heute. Unter der großen bildlichen Abbildung heißt 
es: „At the siege of Vienna in 1683 Islam seemed poised to 
overrun Christian Europe. We are in a new phase of a very 
old war.” Breivik beschreibt mit diesen Anleihen die Schlacht 
von Wien breit.

Die sozialen Medien benutzte Breivik exzessiv, auch zur 
Verbreitung seiner Propaganda. In seinem you-tube-Video 
inszenierte er sich, auch mit der martialischen Musik und sei-
nen Selbstporträts. Er hatte auch einen facebook- und twit-
ter-account. Anders Behring Breivik zeigte sich auf seinem 
Facebook-Profil im Freimaurer-Schurz als Mitglied der nor-
wegischen Johannesloge. Via facebook versandte er das Mani-
fest kurz vor den Anschlägen an nicht-gefragte 1003 E-Mail-
Empfänger. Breivik prahlte, am Ende 5700 Facebook-Kon-
takte und 8000 E-Mail-Adressen gehabt zu haben.59 Er ver-
fasste es extra auf Englisch, nicht auf norwegisch, um mög-
lich ein „globales Publikum“ zu erreichen. Um sich nicht als 
Plagiator (Realität), sondern als Intellektuellen (Fiktion) zu 
gerieren, zitierte er auf seiner Facebook-Seite Machiavelli, 
Kant und John Stuart Mill. Auf twitter paraphrasierte er letz-
teren, um indirekt seine terroristischen Taten a priori als Akt 
des Gemeinwohls zu rechtfertigen: „One person with a belief 
is equal to the force of 100,000 who have only interests.“60 
Damit kann die social media-Aktivität als komplementär 
zum Narzissmus des Täters eingeschätzt werden.

Arid Uka, der im März 2012 den ersten islamistisch moti-
vierten Anschlag mit Todesopfern in Deutschland durch-
führte, kann ebenfalls als Einsamer-Wolf-Terrorist bezeich-
net werden, der sich im virtuellen Raum selbst radikalisierte. 
Im Internet suchte Uka unter seinem Pseudonym „Abu 
Reyyan“ (Wächter der Himmelspforte) einschlägig bekannte 
islamistische Diskussionsforen auf, in denen er eigene Bei-
träge veröffentlichte. Durch die Foreninhalte und -diskussio-
nen sei er zu der festen Überzeugung gelangt, dass sich seine 
Glaubensbrüder und -schwestern in einem permanenten glo-
balen Krieg mit den USA befänden. Auf dem Computer und 
dem iPod des Attentäters fanden sich hunderte von dschi-
hadistischen Dateien, so Vorträge des radikalen Predigers 
Anwar al-Awlaki und eine deutsche Übersetzung des Buchs 
„Die Verteidigung der muslimischen Länder“ des als Mentor 
von Osama bin Laden geltenden Abdallah Azzam.61

4. Mögliche Bekämpfungsstrategien
Die Terrorismusbekämpfung erreichte unmittelbar nach dem 
11. September 2001 eine neue repressive Dimension, beson-
ders in den USA mit dem US-Patriot Act. Die Ermittlungs-
behörden wurden ermächtigt, im großen Stil Daten unter-
einander auszutauschen und eine weitreichende Überwa-
chung wie Kontrolle der Zivilbevölkerung durchzuführen. 
Einschneidende Veränderungen gab es auch für Menschen 
ohne amerikanische Staatsbürgerschaft. Die direkt als „lone 
wolf“ bekannte Bestimmung erlaubt die spezielle Überwa-
chung von Einzelpersonen, die keiner Terrorvereinigung 
zuzuordnen sind. Dazu war etwa auch der CIA ermächtigt, 
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der vorher nur im Ausland tätig sein durfte. Der Patriot Act 
bestimmte überdies, dass Ausländer bei vorliegendem Ver-
dacht ohne Gerichtsverfahren auf Anweisung des Justizmi-
nisters für unbestimmte Zeit festgehalten werden dürfen. Da 
Einsame-Wölfe häufig aus dem so genannten Nichts kom-
men, darf die Effektivität der Bestimmungen bezweifelt wer-
den. Anders als beim herkömmlichen, von Gruppen orga-
nisierten Terrorismus geht dem Anschlag nicht unbedingt 
eine Ausbildung in einem Terrorcamp voraus, sondern der 
Radikalisierungsprozess der Attentäter vollzieht sich wie 
etwa bei Breivik inmitten der Gesellschaft. Ungeachtet der 
anormalen Persönlichkeitsstruktur eines Breiviks (oder auch 
eines Franz Fuchs) wäre die Annahme ein falscher Ansatz 
in der Terrorismusbekämpfung, wonach Terroristen per se 
psychisch gestörte oder gar geistig kranke Persönlichkeiten 
seien. Damit wäre das rationale, minutiös geplante Vorgehen 
bei Ausführung übertüncht. Breivik wurde dann auch im 
Gerichtsurteil vom 24. August 2012 trotz eines gegenteiligen 
Gutachtens Zurechnungsfähigkeit attestiert.

Immer wieder diskutieren Experten der Terrorismusbe-
kämpfung auch über die Rasterfahndung, ein Verfahren 
zur vernetzten Durchsuchung von Datenbeständen. Diese 
wurde in der Bundesrepublik in den 1970er Jahren für die 
Fahndung nach RAF-Terroristen entwickelt. Der Fall Franz 
Fuchs hätte ein durch die Rasterfahndung gelöster Fall wer-
den können, wenn Fuchs nicht schon vor dem offiziellen 
Start der Rasterfahndung festgenommen worden wäre. Am 
1. Oktober 1997 trat als Reaktion auf die Briefbombenatten-
tate von Franz Fuchs ein Gesetz in Kraft, welches die damals 
umstrittene Rasterfahndung zuließ. Der Attentäter Fuchs 
wurde dann jedoch ohne Einsatz der Rasterfahndung eher 
zufällig am Tag des Inkrafttretens des Gesetzes verhaftet. Die 
Furcht von Fuchs vor der öffentlich breit diskutieren Raster-
fahndung dürfte jedoch zu seiner Nervosität am Tage seiner 
Verhaftung, die dann zu auffälligem Verhalten führte, beige-
tragen haben. Doch auch Franz Fuchs gab zu, dass er Angst 
davor hatte, dass die Rasterfahnder vor offiziellem Start 
bereits Vorarbeit geleistet hatten. Ein Fuchs oder ein Breivik 
hatte zuvor keine Vorstrafen, war polizeilich nicht erfasst.

Die Bekämpfung des Einsamer-Wolf-Terrorismus stellt die 
Sicherheitsbehörden vor höchst komplizierten Herausforde-
rungen, die im Wesen dieses Terrorismus begründet sind:62

ff Einsame-Wolf-Terroristen operieren alleine und gehen 
äußerst diskret mit ihren geplanten Operationen um;

ff Obwohl es durchaus Warnzeichen (gerade im virtuellen 
Raum) geben kann, sind diese Terroristen wahrscheinlich 
sozial isoliert;

ff Grundsätzlich können sie aus ganz ideologischen Motiven 
handeln, die zudem mit persönlichen Kränkungen, Hass-
tiraden und Aversionen angereichert sind;

ff Prinzipiell ist es schwierig, zwischen gewalttätigen und 
nicht-gewalttätigen Extremisten zu differenzieren (das gilt 
insbesondere auch für den Fall „Breivik“ und der Diskus-
sion um geistige Brandstiftung via islamfeindliche Blogs);

ff Einsame Wölfe führen oftmals nur eine einzige Tathand-
lung aus (das gilt für Breivik, nicht aber für den Brief-
bomber Franz Fuchs oder den Unabomber; es gibt also 
auch keine Terroristengenerationen (wie etwa im Fall der 
RAF).

Im Gegensatz zu den völlig isoliert handelnden Fanatikern 
sind in Terrornetzwerke eingebundene Attentäter aufgrund 
ihrer Reisebewegungen und Kommunikation wesentlich 
einfacher zu identifizieren und aufzuhalten. Aber auch Ein-
same-Wolf-Terroristen sind aufzuhalten. Ein gutes Jahr nach 

den Anschlägen in Norwegen warf eine von der norwegi-
schen Regierung eingesetzte Untersuchungskommission den 
norwegischen Polizeibehörden schweres Versagen vor. In 
einem 481-seitigen Bericht kommen die von der Regierung 
bestellten Experten zu dem Schluss, dass „der Angriff auf 
das Regierungsviertel am 22. Juli 2011 hätte verhindert wer-
den können durch die Umsetzung lange geforderter Sicher-
heitsmaßnahmen“. Umfassende Sicherungsmaßnahmen 
gegen Autobomben standen schon lange auf der politischen 
Agenda. Das sieht das norwegische Sicherheitsgesetz von 
1998 vor. Weder Parlament noch Regierung verabschiede-
ten aber Ausführungsbestimmungen, nach denen dann Stra-
ßensperren oder Poller eingerichtet worden wären. Erst im 
Oktober 2010 wurden die nötigen Bestimmungen erlassen; 
sie traten am 1. Januar 2011 in Kraft, sollten aber erst nach 
einer Übergangsperiode von drei Jahren umgesetzt werden. 
So hatte Breivik am 22. Juli freie Fahrt zum Regierungsge-
bäude. Der Bericht nannte die Schwachstellen bei der Polizei 
„wohlbekannte Probleme“ wie etwa mangelnde Koordinie-
rung zwischen einzelnen Dienststellen. So fuhren mehrere 
Polizeistreifen mehrmals hinter Breivik auf seinem Weg nach 
Utøya, ohne ihn anzuhalten – obwohl sein Kennzeichen der 
Polizei zu diesem Zeitpunkt schon bekannt war. Es wurde 
nur nicht an die Wagen weitergegeben. Auch das Morden 
auf Utøya hätte früher beendet werden können. Die Polizei 
hätte auch früher auf Utøya sein können. Die Notrufzentra-
len seien zudem überlastet gewesen. Berichte von Augenzeu-
gen, die Breivik nach den Anschlägen im Osloer Regierungs-
viertel gesehen hatten, wurden nicht an die richtige Stelle 
weitergeleitet.63

5. Fazit
Der Fall des Täters „Breivik“ ist eine neue Dimension des 
Terrorismus, die nicht in ein klassisches Schema passt, zumal 
Terrorismus stark mit gruppenbezogenem Handeln assozi-
iert ist. Breivik, ein politisch motivierter Gewalttäter, passt 
eher in das narzisstische Handeln eines Einsamen-Wolf-
Terroristen denn in klassischen Kategorien. Einsamer-Wolf-
Terrorismus bezieht sich auf intendierte Akte, die von Per-
sonen begangen werden, welche individuell operieren, vor-
geben, aus politischen Überzeugungen zu handeln, nicht 
einer organisierten Terrorgruppe oder einem Terrornetzwerk 
angehören, die ohne direkten Einfluss eines Anführers oder 
einer irgendwie gearteten Befehls- und Gehorsamshierar-
chie handeln, dabei für die Propaganda, die kommunikative 
Verbreitung ihrer extremistischen Ideologie selbst sorgen 
und deren Taktik wie Methoden umgesetzt werden von dem 
Individuum ohne direkten Befehl oder direkter Führung von 
außen.

Die barbarische Gewaltanwendung wie die Selbststilisie-
rung des Terroristen, nicht nur durch sein 1500-Seiten-Mani-
fest machen eine nüchterne Auseinandersetzung schwierig. 
Andererseits ist diese geboten, zumal der Täter sich selbst 
derartig drastisch radikalisiert hat und im Gerichtsurteil als 
zurechnungsfähig gilt. Sein minutiöses Vorgehen weist stark 
rationale Züge auf, die mit Phasen der Radikalisierung, Selbst-
isolierung und Entemotionalisierung zu charakterisieren 
sind. Auch ideologisch passt der Täter mit seinem vornehm-
lich plagiierten Substrat nur schwer in klassische Kategorien, 
besonders in die des Rechtsextremisten. Durch sein Weltbild 
steht er aber einem Weltbild nahe, das in Multikulturalismus 
und Islamismus die ideologischen Feindbilder sieht. Durch 
den gemeinsamen Feind ergibt sich eine gewisse Anschluss-
fähigkeit zum Rechtsextremismus, die aber nicht zu einer 
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Etikettierung Breiviks als Rechtsextremisten, höchstens als 
Rechtsterroristen mit ausgeprägtem kulturellem Fremden-
hass besonders gegenüber dem Islam führen darf. Gleich-
wohl gibt es manche Berührungspunkte, etwa die Anschul-
digung, dass „Kulturmarxisten“ die politische Korrektheit 
verursacht haben.

Im Rechtsterrorismus ist es üblich, dass der ideologische 
Gegenpart bekämpft wird. Von „rechts“ politisch motivierte 
Gewaltkriminalität wird häufig als Problem der intellektuell 
minderbegabten Jugendlichen mit pathologischen Störun-
gen des Sozialverhaltens diagnostiziert.64 Breivik ist sicher-
lich kein Intellektueller, doch war er in der Lage, eine kom-
plex-wirre und doch rational begründete politische Botschaft 
zu hinterlassen, zu der es trotz der Plagiate einiger (großer) 
Anstrengung bedurfte. Dies ist entscheidend dafür, dass Brei-
vik im Urteil vom 24. August 2012 als politischer Extremist 
verurteilt wurde und nicht als geistig gestörter Fanatiker. Die 
Entscheidung des Gerichts ist nicht nur im Sinne des Ange-
klagten, der von Anfang an auf seine Schuldfähigkeit gepocht 
hatte und der das Urteil dann auch mit einem Lächeln entge-
gennahm. Es erfüllt Breiviks Bedürfnis, sich selbst als „politi-
scher Gefangener“ fühlen zu dürfen. Er entschied, bei dieser 
Entscheidung nicht in Berufung zu gehen (ebenfalls wie die 
Staatsanwaltschaft).

Paradoxerweise hofften Täter und Opfer(angehörige) auf 
dasselbe Urteil, während die Staatsanwaltschaft auf „im 
Zweifel nicht-schuldig“ plädierte und ihn für unzurech-
nungsfähig mit der Folge einer Einweisung in die Psychia-
trie erklären wollte. Der Täter erklärte zuvor, letzteres sei 
schlimmer als der Tod. Das macht ihn zum politisch beweg-
ten Fanatiker. Dies mag auch die Staatsanwaltschaft bewegt 
haben, im „begründeten Zweifel an der psychischen Gesund-
heit des Angeklagten“ auf schuldunfähig zu plädieren.65 Das 
Gericht begründete die Entscheidung wie folgt: „Uns stehen 
zwei Gutachter-Gruppen mit zwei qualitativ unterschiedli-
chen Diagnosen gegenüber. Wo die Sachverständigen Husby 
und Sørheim psychotische Zwangsvorstellungen finden, sehen 
die Sachverständigen Aspaas und Tørrisen extreme politische 
Auffassungen [...]. Das Gericht hat die Möglichkeit erwogen, 
dass es der Angeklagte geschafft hat, seine eventuellen psy-
chotischen Symptome zu verbergen. Die Beweisführung wäh-
rend des Prozesses stützt dies aber wenig. […] Was die Inter-
pretation der Sachverständigen Husby und Sørheim von den 
übrigen unterscheidet, ist vor allem ihr Versäumnis, die extre-
men Aussagen des Angeklagten im Licht der rechtsextremen 
Subkultur zu betrachten, der er anzugehören behauptet.“66

Oftmals existiert die Annahme, der Terrorismus korre-
liere mit dem politischen Entwicklungsstand eines Landes: 
Je demokratischer, rechtsstaatlicher, sozial gerechter ein 
Gemeinwesen sei, desto besser sei es gegen terroristische 
Angriffe aus der eigenen Gesellschaft gefeit. Im Fall „Brei-
vik“ trifft das nicht zu. Norwegen ist ein wohlhabendes 
Land, mit einer funktionierenden Demokratie und ohne grö-
ßere Immigrationsprobleme oder soziale Spaltungen. Anders 
Behring Breivik hatte vor Gericht ausgesagt, dass er zur 
Waffe gegriffen habe, weil die politisch korrekte norwegische 
Gesellschaft seine Meinung und die anderer Radikaler aus-
grenze und somit keine wirklich demokratische Gesellschaft 
sei.

Bei dem Massenmörder Breivik fällt auf, wie stark virtu-
elle Räume und das Internet an sich zu böswilligen Zwe-
cken genutzt werden können. Der Täter stand in Kontakt 
mit anderen Menschen, nicht physisch, aber virtuell, von 
einem kleinen Zimmer bei seiner Mutter aus. Auf der Insel 

agierte er wie einer seiner Helden im Gewaltspiel oder wie 
er sich selbst sieht, als Gladiator (einer seiner Lieblingsfilme 
auf Breiviks Facebook-Seite). Eine Diskussion um geistige 
Brandstiftung durch Internet, Blogs und Gewaltspiele liegt 
daher nahe und muss geführt werden. Die Lehren aus dem 
Fall „Breivik“ sind folgende: 

ff Narzissmus und persönlicher Misserfolg;
ff Selbstradikalisierung ohne polizeiliche Auffälligkeit;
ff Minutiöse Planung theoretisch und praktisch in jahrelan-
ger Eigenregie (im Manifest auch detaillierte Pläne zu den 
terroristischen Ausführungen);

ff hohes Maß an operativer Intelligenz (Umsetzung an zwei 
verschiedenen Orten; perfide Verkleidung als Polizist auf 
der Insel etc.);

ff ungeachtet der anormalen und antisozialen Persönlich-
keitsstruktur rationales Vorgehen;

ff gezielte Entemotionalisierung;
ff Massaker als geplantes und gezieltes Ermorden;
ff Aufbau einer eigenen virtuellen Wahn- und Parallelwelt 
mit exzessiven Internetaktivitäten;

ff Geistiger Nährboden durch den grassierenden europäi-
schen Antiislamdiskurs im Sinne eines bösartig interpre-
tierten und missbrauchten „Kampf der Kulturen“;

ff Aufbau einer individualisierten Kränkungsideologie, die 
nur schwer in ein Schema passt;

ff Versuch, sich selbst mit vielen Labels in Szene zu setzen 
(christlicher Fundamentalist, Tempelritter etc. sowie ein 
Andocken an rechtspopulistische und rechtsextremisti-
sche Organisationen, ohne wirklich dazuzugehören; Mär 
von politischen Zellen);

ff Selbststilisierung des Täters zum Retter „gegen Entmar-
xismus“ und Islamismus;

ff Propagandistischer „Feldzug“ und Andocken an das Böse 
als terroristische Kommunikationsstrategie mit dem Ziel 
einer Unterstützungsgemeinschaft;

ff Propagandistisches Ziel, als Ein-Mann-Zelle in einem 
angeblichen Zellsystem neue Zellen zu inspirieren mit 
dem Fokus auf die im „Manifest“ dargelegten Ziele;

ff Grenzenloser Fanatismus (immer wieder spricht der Täter 
davon, dass er noch gerne mehr gemordet hätte, auch in 
seinem abgebrochenen Schlussplädoyer am 24. August 
2012);

ff Terrorismus unabhängig vom Zustand des Landes 
(Norwegen als Wohlstandsdemokratie ohne größere 
Immigrationsprobleme).

Anders Behring Breivik kann auch als Produkt des besonders 
virtuell grassierenden europäischen Antiislamdiskurses gese-
hen werden. Einsame-Wolf-Terroristen basteln sich dennoch 
natürlich als Spiegel der gesellschaftlichen Paradigmata ihr 
Denkgebäude selbst zusammen, das persönliche Frustratio-
nen und eigene Konstruktionen einschließt. Ihre Botschaften 
sind dann fanatisch-paranoide Kränkungsideologien. Gerade 
deshalb lassen sich politisch motivierte Einzeltäter unterein-
ander weitaus besser vergleichen. Breiviks Behauptung, Teil 
einer fingierten Gruppierung zu sein, lässt etwa Parallelen zu 
Franz Fuchs, wie er ein Rechtsterrorist, zu, der ebenfalls die 
Existenz einer imaginären Organisation behauptete. Vieles 
ist aber auch allein durch die für Einsame-Wolf-Terroristen 
unübliche Quantität des Mordens neu.

Offenbar kann der Kleinzelltäter eine freiheitliche Gesell-
schaft bis ins Mark erschüttern. Gerade deshalb ist diese 
Kategorie als Phänomen sui generis innerhalb des Terroris-
mus zu betrachten, nicht als ein analytisch zu vernachlässi-
gender Sonderfall des Terrorismus. Politik, Behörden und 
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Öffentlichkeit sollten sich von der tradierten Vorstellung 
lösen, dass feste Organisationen und Kommandostrukturen 
hinter Anschlägen stecken müssen. Dieses Bild ist nach RAF, 
Rote Brigaden, IRA und al-Qaida immer noch virulent. 
Letztere selbst spricht neuerdings von der brutalen Effektivi-
tät des Einsamen-Wolf-Terroristen, der wie Breivik entgegen 
dem Klischee eben nicht emotional handelt, sondern entemo-
tionalisiert, kühl-berechnend.

Anmerkungen

1	 Vgl. auch eine längere Auseinandersetzung mit dem Thema Florian Hartleb: Die 
Analyse des Falls „Breivik“: Einsamer Wolf-Terrorismus als wichtiges, aber vernach-
lässigtes Phänomen sui generis innerhalb des Terrorismus, in: Martin H. W. Möl-
lers/Robert Chr. van Ooyen (Hrsg.): Jahrbuch für öffentliche Sicherheit 2012/2013, 
Frankfurt a. M.: Verlag für Polizeiwissenschaft 2012, S. 71-92.

2	 Vgl. Florian Hartleb: Kommentar Kleinzelltäter. Anders Breivik und die Nazi-
Attentäter des NSU haben eines gemeinsam: Für ihre Morde brauchten sie keine 
Zelle, in: The European vom  5. August 2012, http://www.theeuropean.de/florian-
hartleb/11876-terroristische-einzeltaeter (abgerufen am 24. August 2012).

3	 Armin Pfahl-Traughber vermisst bei den Behörden, die er „von innen“ kennt, die 
„analytische Phantasie“, das Denken in Szenarien. Vgl. ders.: Rechter Terror. Mor-
den im toten Winkel, in: Das Parlament vom 16. Juli 2012, S. 1.

4	 Uwe Backes: Formen und transnationale Netze im Vergleich, in: Politische Studien, 
63 (2012) 5-6, S 56-67, hier S. 56.

5	 Vgl. http://www.spiegel.de/politik/ausland/toulouse-attentaeter-passt-ins-bild-isla-
mistischer-einzeltaeter-a-822829.html (abgerufen am 18. Juli 2012).

6	 Vgl. mit Originalbeleg http://www.spiegel.de/politik/deutschland/urteil-wegen-
mordes-lebenslange-haftstrafe-fuer-frankfurter-flughafen-attentaeter-a-814538.html 
(abgerufen am 18. August 2012).

7	 http://www.worldnewstribune.com/2012/08/19/al-qaida-online-ads-seek-lone-
wolf-terrorists-to-carry-out-an-entire-jihad/ (abgerufen am 23. August 2012).

8	 http://www.sueddeutsche.de/politik/attentaeter-mohamed-merah-vom-kleinkrimi-
nellen-zum-terroristen-1.1316634 (abgerufen am 25. August 2012).

9	 http://www.spiegel.de/panorama/justiz/frankreich-neue-erkenntnisse-im-fall-mo-
hamed-merah-a-851714.html (abgerufen am 25. August 2012).

10	Vgl. http://www.tagesspiegel.de/weltspiegel/urteil-ueber-massenmoerder-brei-
vik-breivik-wollte-auf-keinen-fall-fuer-unzurechnungsfaehig-erklaert-wer-
den/7051596-2.html  (abgerufen am 27. August 2012).

11	So der Experte Guido Steinberg in der Mitteldeutschen Zeitung vom 23. Juli 2011.
12	Vgl. Pelle Billing/Kristian Stålne: Learning from the Unfathomable: An Analysis of 

Anders Behring Breivik, in: Internal Review, (2011) 7, S. 149-160, hier S. 151.
13	Vgl. Barbara Zehnpfennig: Hitlers „Mein Kampf“. Eine Interpretation, München 

2006.
14	http://www.kleinezeitung.at/nachrichten/chronik/norwegen/3095242/tscheche-

wollte-offenbar-breivik-imitieren.story (abgerufen am 15. August 2012).
15	Obama: biggest fear is the lone wolf. CNN Situation Room, 16. August 2011,   

http://security.blogs.cnn.com/2011/08/16/obama-biggest-terror-fear-is-the-lone-
wolf/, abgerufen am 16. Juli 2012.

16	Vgl. http://diepresse.com/home/politik/aussenpolitik/1264587/Terror_Einsamer-
Wolf-groesste-Bedrohung-in-London, abgerufen am 14. Juli 2012.

17	Vgl. Martha Grenshaw: The Psychology of Terrorism: An Agenda for the 21st Centu-
ry, in: Political Psychology, S. 405- 420, hier S. 410.

18	Vgl. statt vieler Wolfgang Kraushaar (Hrsg.): Die RAF und der linke Terrorismus, 
Hamburg 2006.

19	Vgl. Melani Barlai/Florian Hartleb: RAF und Al Qaida. Ein psychologischer Vergleichs-
ansatz der Motive, Ziele und Mittel, in: Martin H. W. Möllers/Robert Chr. van Ooyen 
(Hrsg.): Jahrbuch für öffentliche Sicherheit 2008/2009, Frankfurt a. M. 2009, S. 227-234.

20	Vgl. Bruce Hoffmann: Inside Terrorism, New York 2000, S. 42-43.
21	Vgl. Uwe Backes: Auf der Suche nach einer international konsensfähigen Terroris-

musdefinition, in: Martin H.W. Möllers/Robert Ch. van Ooyen (Hrsg.), Jahrbuch 
Öffentliche Sicherheit 2002/03, Frankfurt a.M. 2003, S. 153-165. Auch das von Ba-
ckes mit Eckhard Jesse seit 1989 herausgegebene Jahrbuch Extremismus & Demo-
kratie (nun auch mit Alexander Gallus) hat sich dem Phänomen des Einzeltäterter-
roristen noch nicht gewidmet.

22	 Vgl. etwa Christian Büttner: Mit Gewalt ins Paradies. Einige psychologische Anmerkungen 
zu Terror und Terrorismus, in: Politische Studien, 53 (2002) 11/12, S. 21-41, hier 22.

23	Peter Waldmann: Determinanten des Terrorismus, Weilerswist 2005, S. 15.
24	So in einer genauen Auswertung Ramón Spaaij: Understanding Lone Wolf Terro-

rism. Global Patterns, Motivations and Prevention, Heidelberg u. a. 2012.
25	Vgl. Astrid Bötticher/Miroslav Mareš: Extremismus. Theorien – Konzepte – Folgen, 

München 2012, S. 63.
26	Vgl. auf Grundlage Ramón Spaaij: The Enigma of Lone Wolf Terrorism. An Assess-

ment, in: Studies in Conflict & Terrorism, 33 (2010), S. 854-870.
27	Zitiert nach http://www.wissen57.de/morderische-abgrunde-gibt-es-in-allen-men-

schen.html (abgerufen am 17. Juli 2012).
28	Vgl. beispielsweise von Nathan R. Springer: Patterns of Radicalization. Identifying 

the matters and warning signs of domestic lone wolf terrorists in our midst, Califor-
nia 2009, master thesis, http://www.dtic.mil/cgi-bin/GetTRDoc?AD=ADA514419 
(abgerufen am 12. August 2012).

29	http://www.das-parlament.de/2012/29-31/Themenausgabe/39830572.html (abgeru-
fen am 26. August 2012).

30	Vgl. http://www.openthesaurus.de/synonyme/einsamer+Wolf (abgerufen am 11. 
Juni 2012).

31	http://diepresse.com/home/politik/aussenpolitik/680543/Internet-als-Jagdgebiet-
der-einsamen-Woelfe (abgerufen am 12. Mai 2012).

32	So Uwe Backes: Formen und transnationale Netze im Vergleich, in: Politische Studi-
en, 63 (2012) 5-6, S 56-67, hier S. 66.

33	http://www.marx-forum.de/philosophie/personen/personen_b/bakunin.html (ab-
gerufen am 26. August 2012).

34	Vgl. Lenin: Was tun?, http://www.marxists.org/deutsch/archiv/lenin/1902/wastun/
anmerk.htm, siehe Fußnote 4, abgerufen am 14. August 2012.

35	Vgl. Walter Laqueur: The New Terrorism: Fanaticism and the Arms of Mass Destruc-
tion, New York 1999, S. 3-4.

36	http://www.zeit.de/1996/17/titel.txt.19960419.xml (abgerufen am 12. Juni 2012).
37	Vgl. Florian Hartleb: Extremismus in Österreich, in: Eckhard Jesse/Tom Thieme 

(Hrsg.): Extremismus in den EU-Staaten, Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissen-
schaften 2011, S. 265-281, insb. S. 277 f.

38	Die schreienden Auftritte im späteren Gerichtsprozess deuten zumindest auf eine 
starke Persönlichkeitsstörung hin. Dort brüllte er, wohl eine geplante Inszenierung 
bis zur Heiserkeit und zu einem Prozessausschluss Parolen wie „Ausländerbrut: 
Nein, danke! Minderheitenprivilegien: Nein, danke! Tschuschenregierung: Nein, 
danke!“ Als Ziel der Bajuwarischen Befreiungarmee nannte Fuchs, die slawische 
Völkerwanderung zu stoppen. Sein freilich irrationaler Hass ergab sich wohl aus 
persönlichen Motiven. Fuchs lebte im Grenzgebiet zu Slowenien.

39	Vgl. Sebastian Reinfeldt: Nicht-wir und Die-da. Studien zum rechten Populismus, 
Wien 2000, S. 188.

40	Vgl. zu diesen Angaben, einschließlich der biografischen Angaben des Täters und 
den technischen Details der Anschläge Bundesinnenministerium für Inneres (Hrsg.): 
Staatsschutzbericht 1997, Wien 1998, S. 34-36.

41	So Pelle Billing/Kristian Stålne: Learning from the Unfathomable: An Analysis of 
Anders Behring Breivik, in: Internal Review, (2011) 7, S. 149-160, hier S. 151.

42	Vgl. Forian Hartleb: unveröffentlichtes Vortragsmanuskript, Regional Centre for 
Strategic Studies über „Europe under shock. Terrorism in Norway. Causes and Con-
sequences“ am 23. August 2011 in Colombo/Sri Lanka.

43	Vgl. Bernhard Schmid: Distanzieren, leugnen, drohen. Die europäische extreme 
Rechte nach Oslo, Münster 2011.

44	„Die politische Position des Anders Breivik ordnet sich ziemlich gut ein in die Positi-
onen des europäischen Rechtspopulismus“, sagte Tim Spier fälschlicherweise in der Fi-
nancial Times vom 26. Juli 2011. http://www.ftd.de/politik/international/:attentate-
in-norwegen-rechte-in-europa-spielen-unschuldslamm/60083830.html (abgerufen 
am 27. Juli 2011).

45	Bat Ye’or: Eurabia: The Euro-Arab Axis, Madison 2005.
46	http://www.guardian.co.uk/world/2012/apr/20/anders-behring-breivik-edl-trial 

(abgerufen am 18. August 2012).
47	Vgl. http://www.n-tv.de/politik/Extremist-inspirierte-Breivik-article3929486.html 

(abgerufen am 12. August 2012); http://www.zeit.de/2012/21/DOS-Breivik (abge-
rufen am 12. August 2012).

48	Skandalös hingegen war die Äußerung von Mario Borghezio, Europa-Abgeordneter 
der italienischen Lega Nord, der das Pamphlet des Attentäters verteidigte: „100 Pro-
zent der Ideen Breiviks sind richtig, manche sind sogar ausgezeichnet“; einen Tag 
später korrigierte sich Borghezio.

49	Vgl. Massimo Introvigne: Wahnhafte Mission. Die krude Gedankenwelt des norwe-
gischen Attentäters Anders Breivik, in: Sonntagsblatt vom 19. August 2011, http://
www.sonntagsblatt-bayern.de/news/aktuell/2011_31_01_01.htm (abgerufen am 
17. August 2012).

50	Ramón Spaaij: Understanding Lone Wolf Terrorism. Global Patterns, Motivations 
and Prevention, Heidelberg u. a. 2012, S. 44.

51	Vgl. http://www.focus.de/politik/ausland/terror-in-norwegen/tid-27038/liveticker-
zum-urteil-in-oslo-angehoeriger-breivik-soll-im-gefaengnis-verrotten_aid_805766.
html (abgerufen am 24. August 2012).

52	http://www.spiegel.de/panorama/justiz/anders-breivik-schickte-brief-an-beate-
zschaepe-a-833992.html (abgerufen am 15. August 2012).

53	So Armin Pfahl-Traughber: Geschichte des Rechtsterrorismus in Deutschland, in: 
Einsichten und Perspektiven, (2012) 1, http://192.68.214.70/blz/eup/01_12/5.asp 
(abgerufen am 15. August 2012).

54	Vgl. http://www.spiegel.de/panorama/justiz/attentaeter-anders-breivik-lobt-al-
qaida-vor-gericht-a-828103.html (abgerufen am 22. August 2012).

55	Vgl. http://www.telegraph.co.uk/news/worldnews/europe/norway/8658269/Nor-
way-shooting-Anders-Behring-Breivik-plagiarised-Unabomber.html (abgerufen 
am 22. August 2012).

56	Zitiert nach http://www.fr-online.de/die-neue-rechte/prozess-anders-behring-brei-
vik-es-wird-einsam-um-den-faschisten-breivik,10834438,16304338.html (abgerufen 
am 16. August 2012).

57	Zitiert nach http://www.guardian.co.uk/world/2012/apr/14/breivik-trial-norway-
mass-murderer (abgerufen am 26. August 2012).

58	Vgl. die eigenen Angaben des Blogs http://gatesofvienna.blogspot.it/2011/07/com-
ments-by-breivik-at-gates-of-vienna.html (2. August 202).

59	http://www.focus.de/politik/ausland/terror-in-norwegen/tid-23069/psychogramm-
eines-killers-zweifel-an-der-existenz-der-tempelritter_aid_649235.html (abgerufen 
am 17. August 2012).

60	http://www.nytimes.com/2011/07/24/world/europe/24oslo.html?pagewanted=all 
(abgerufen am 18. August 2012).

61	http://www.spiegel.de/politik/deutschland/urteil-wegen-mordes-lebenslange-
haftstrafe-fuer-frankfurter-flughafen-attentaeter-a-814538.html (abgerufen am 24. 
August 2012).

62	Vgl. Ramón Spaaij: Understanding Lone Wolf Terrorism. Global Patterns, Motiva-
tions and Prevention, Heidelberg u. a. 2012, S. 83.

63	http://www.welt.de/vermischtes/weltgeschehen/article108601040/Breivik-hatte-
freie-Fahrt-bis-ins-Regierungsviertel.html (abgerufen am 16. August 2012).

64	Wolfgang Frindte: Rechtsextreme Gewalt – sozialpsychologische Erklärung und Be-
funde, in: Hans-Werner Bierhoff/Ulrich Wagner (Hrsg.): Aggression und Gewalt. 
Phänomene, Ursachen und Interventionen, Stuttgart 1998, S. 165-205, hier S. 186.

65	http://www.focus.de/panorama/diverses/kommentar-westdeutsche-zeitung-
breivik-der-massenmoerder-und-seine-schuld-ein-kommentar-von-peter-kurz_
aid_806259.html (abgerufen am 24. August 2012).

66	http://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/thema_nt/article108789095/
Wortlautauszuege-aus-dem-Breivik-Urteil.html (abgerufen am 24. August 2012).



13Die Kriminalpolizei Nr. 1 | 2013

K
ri

m
in

al
it

ät
sp

h
än

o
m

en
e

Rituelle Gewalt – Was ist das?

Deutsche Polizeibeamte Mitglieder im Ku-Klux-Klan!

Es war eine Nachricht, die im Zusammenhang mit den 
Ermittlungen gegen die Terrorgruppe „Nationalsozialis-
tischer Untergrund“ (NSU) und der 2007 in Heilbronn 
erschossenen Polizeimeisterin Michele Kiesewetter aufhor-
chen ließ. Es war eine Nachricht, die Schlagzeilen produ-
zierte, von Hamburg bis Garmisch-Partenkirchen und weit 
über Deutschland hinaus und es war eine Nachricht, die auch 
innerhalb der Polizei Diskussionen auslöste.

War man doch bislang bei der Polizei aufgrund einschlä-
giger Erfahrungen eher zurückhaltend, skeptisch oder gar 
ungläubig, wenn es solche Hinweise auf die Existenz und 
Umtriebe geheimnisvoller, mystischer Gruppierungen im 
Untergrund gab. Und nun wurde plötzlich nicht nur die 
Existenz einer solchen geheimnisvollen Organisation auf 
deutschem Boden bestätigt, nun wurden auch noch Beamte 
aus den eigenen Reihen mit ihr in Verbindung gebracht!

Wer und was also ist dieser Ku-Klux-Klan? Welche Ziele 
verfolgt er und welche Gefahren gehen von ihm aus? Wer 
steht hinter dem deutschen Ableger dieses „European White 
Knights of Ku-Klux-Klan (KKK)“ oder„European White 
Knights of the Burning Cross“, dem die zwei Böblinger 
Bereitschaftspolizisten kurzfristig angehört haben sollen und 
wie ist diese Organisation einzuordnen?

Der Ku-Klux-Klan (KKK) ist ein im Jahre 1865 gegrün-
deter, rassistischer Geheimbund, entstanden und beheimatet 
in den Südstaaten der USA. Er propagierte und verfolgte in 
seiner über 100-jährigen Geschichte vor allem die Unterdrü-
ckung der Schwarzen, aber auch die der Nordstaatler, der 
Juden, der Katholiken… Rituelle Gewalt, Mord und Brand-
schatzungen waren nicht selten seine Mittel zur Verfolgung 
dieser Ziele und vielleicht sind sie es immer noch.

Auch wenn sich der KKK zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts um ein modernes und bürgerliches Image bemüht, 
das Bild von verfassungstreuen Patrioten zu vermitteln ver-
sucht und seine Mitglieder einen Eid auf die US-Verfassung 
schwören lässt: Während der vergangenen Jahre wurden in 
den USA über 180 Kirchen afroamerikanischer Gemein-
den abgefackelt und zerstört. Schandtaten, welche von den 
US-Ermittlungsbehörden ebenso Mitgliedern des Ku-Klux-
Klan zugeschrieben werden, wie so manches (an Dunkel-
häutigen begangenes) Tötungsdelikt. Im Jahre 1997 wurde 
– was in der Vergangenheit zumindest in den Südstaaten 
der USA keineswegs immer selbstverständlich war – eines 
davon gesühnt: Der wegen Mordes an einem Farbigen zum 

Tode verurteilte Henry Hays, Mitglied des KKK, wurde 
hingerichtet.

Die deutsche Gruppe des „European White Knights of the 
Burning Cross“ wurde vorliegenden Kenntnissen zufolge 
im Jahr 2007 von einem Berliner gegründet, der sich mit 
dem Titel „Imperial Wizard“ schmückt und als Präsident 
und Gründer des größten und ältesten Ku-Klux-Klan in 
Deutschland („president and creator of the greatest and 
oldest Ku-Kux-Klan in Germany“) sowie als Chef der deut-
schen Organisation gilt. 2009 soll bei der Durchsuchung sei-
ner Wohnung neben allerlei Clan-Devotionalien auch eine 
Büste Hitlers aufgefunden worden sein. 2011 stand er wegen 
Volksverhetzung und Verbreitung von Propagandamitteln 
verfassungsfeindlicher Organisationen vor Gericht und 
wurde zu einer Geldstrafe verurteilt. Nach dem ersten Ver-
handlungstag soll er seinen Richter als „Judensau“ bezeich-
net haben.

Ebenfalls 2011 wurden auf einer Wiese im Süden Meck-
lenburg-Vorpommerns 14 Männer und Frauen in Ku-Klux-
Klan-Gewändern bei einer „Crosslighting-Zeremonie“ beob-
achtet, bei der immer wieder „White Power“ gebrüllt wurde. 
Noch im gleichen Jahr soll der Berliner Klan-Chef vom ältes-
ten Klan Amerikas mit dem „K-Quad“ ausgezeichnet wor-
den sein – der höchstmöglichen Auszeichnung innerhalb des 
Ku-Klux-Klan, die verdienten Mitstreitern üblicherweise 
erst nach dem Tode verliehen wird.

Bemerkenswert erscheint, dass es diesem deutschen Able-
ger des KKK mit seinen Parolen und Ritualen offensicht-
lich gelingt, vorwiegend jugendliche oder heranwachsende 
Menschen für sich und seine offensichtlich hasserfüllten und 
gewaltorientierten Ziele zu gewinnen. Die immerhin vermu-
teten einhundert deutschen Kapuzenmänner weisen jeden-
falls darauf hin.

Der „geheime Kloran“, die Bibel des Ku-Klux-Klan ist 
über Internet ganz offiziell zu erwerben. 13 – 17-jährige wer-
den aufgefordert, „sich mit gleichaltrigen auszutauschen und 
in ein gut strukturiertes Leben zu starten“. Ein Aufnahme-
formular ist als Serviceleistung beigefügt.1

Die Agitationsfelder des deutschen KKK-Ablegers, so 
glaubt man zu wissen, liegen schwerpunktmäßig im Raum 
Berlin und in den östlichen Bundesländern. Die Zugehörig-
keit der beiden Polizeibeamten aus Baden-Württemberg zu 
einer KKK-Sektion mit Sitz in Schwäbisch Hall weist aller-
dings darauf hin, dass die deutsche Gruppierung des „Euro-
pean White Knights of KKK“ nicht nur dort agiert. Meldun-
gen zufolge hat sich der deutsche Ableger des KKK inzwi-
schen aufgelöst – eine Nachricht die mit der gebotenen Skep-
sis zur Kenntnis genommen werden sollte.

Ku-Klux-Was?
Rituelle Gewalt in Deutschland  
– (K)Ein Thema für die Gesellschaft,  
(k)ein Thema für die Polizei!?

Manfred Paulus,  
Erster Kriminalhauptkommissar  
a. D., Ulm/Donau
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Ku-Klux-Was?

Der Hinweis auf die Existenz des Geheimbundes in 
Deutschland und seine möglichen Verbindungen zum rechts-
terroristischen „NSU“ oder anderen radikalen Gruppierun-
gen ist nicht nur ein Hinweis auf eine möglicherweise krimi-
nelle und/oder verfassungsfeindliche Organisation und ent-
sprechende Umtriebe. Es ist auch ein Hinweis auf mögliche 
Gewaltstrukturen im Untergrund und auf eventuell bisher 
nicht erkannte oder nicht zuzuordnende, rituelle Gewalt.

Was aber ist unter Ritueller Gewalt zu verstehen? Was hat 
es auf sich mit den immer wieder einmal aufkommenden 
Hinweisen und Diskussionen über geheimnisvolle, satanis-
tische, okkultistische oder spiritistische Sitzungen und Ritu-
ale, verbunden mit sexuell oder auch andersartig motivierter 
Gewalt?

„Rituelle Gewalt“ ist ein Begriff, der bei der polizeilichen 
Arbeit und bei der Bearbeitung entsprechender Geschehnisse 
nur höchst selten Verwendung findet.

Das liegt nicht zuletzt daran, dass er auch strafrechtlich 
weitgehend irrelevant ist und dass sich die Polizeiarbeit an 
Fakten und Konkretem, zum Beispiel an den Strafgesetzen 
und den jeweiligen Tatbestandsmerkmalen zu orientieren 
hat. Rituelle Gewalt wird polizeilich als etwas wenig Fass-
bares und wenig Konkretes gesehen und in der Tat: Auch 
Experten kennen bis heute keine einheitliche, international 
gebräuchliche Definition.

Nach Becker/Fröhling2 ist Rituelle Gewalt 
„eine schwere Form der Misshandlung von Erwachsenen, 

Jugendlichen und Kindern. Intention ist die Traumatisie-
rung der Opfer. Rituelle Gewalt umfasst physische, sexuelle 
und psychische Formen von Gewalt, welche planmäßig und 
zielgerichtet im Rahmen von Zeremonien ausgeübt werden. 
Diese Zeremonien können einen ideologischen Hintergrund 
haben oder auch zum Zwecke der Täuschung und Einschüch-
terung inszeniert sein. Dabei werden Symbole, Tätigkeiten 
oder Rituale eingesetzt, die den Anschein von Religiosität, 
Magie oder übernatürlicher Bedeutung haben. Ziel ist es, die 
Opfer zu verwirren, sie in Angst zu versetzen, gewaltsam 
einzuschüchtern und mit religiösen, spirituellen oder weltan-
schaulich-religiösen Glaubensvorstellungen zu indoktrinie-
ren. Meist handelt es sich bei rituellen Gewalterfahrungen 
nicht um singuläre Ereignisse, sondern um Geschehnisse, die 
über einen längeren Zeitraum wiederholt werden.“

Thorsten Becker plädiert zudem dafür, den Begriff „Ritu-
elle Gewalt“ durch „Ideologisch motivierte Straftaten“ zu 
ersetzen, weil es sich dabei um Organisierte Gewalt (und 
Kriminalität) und um das konsequente Begehen von zumeist 
schweren Straftaten in Verbindung mit einem (vorgegebenen 
und vorgetäuschten) Glaubenssystem handelt.

Nach Claudia Fliß und Claudia Igney3 sind die wesentli-
chen Bestandteile Ritueller Gewalt folgende:

„Sie findet in der Regel in Gruppierungen mit hierarchi-
schen und männlich dominierten Strukturen statt, oft gene-
rationsübergreifend und mit langer Tradition. In manchen 
Gruppierungen sind die Handlungen in ein Glaubenssystem 
eingebettet, andere täuschen ein solches Glaubenssystem nur 
vor, um auf diese Weise andere Interessen verwirklichen zu 
können (Macht, Geld, Sadismus…). Das Wissen über Ziele, 
Strukturen und Handlungen der Gruppierung liegt bei einem 
oder wenigen Mächtigen, die dies nach dem Motto divide et 
impera (teile und herrsche) untereinander aufteilen. Macht 
und Wissen werden in absteigenden Hierarchie-Ebenen 
geringer. Verbindungen zu anderen Bereichen der (Orga-
nisierten) Kriminalität (Menschenhandel, sexuelle Ausbeu-
tung, Drogen…) sind üblich. Es gibt unabhängig agierende 

Gruppierungen und solche, die sich untereinander vernetzen 
und zweckgebunden kooperieren, aber auch rivalisierende 
um Vorherrschaften. In Gruppen, die Rituelle Gewalt prak-
tizieren, werden Entscheidungen nach dem Kosten-/Nut-
zenprinzip getroffen. Nicht zuletzt wegen der strafrechtli-
chen Relevanz der Handlungen besteht in den Gruppen ein 
Schweigegebot, dessen Bruch durch die Gruppe geahndet 
wird. Ausstiegswillige werden unter Druck gesetzt, erpresst, 
verfolgt oder – als letztes Mittel – getötet. Funktionalität und 
Gehorsam werden in manchen Gruppierungen durch lebens-
lange Konditionierung und Programmierung der Mitglieder 
gewährleistet, die mit Situationen von Todesbedrohung und 
Ausweglosigkeit verbunden sind. Dabei wird in der Regel 
schon ab Geburt oder vorgeburtlich absichtlich eine Dissozia-
tive Identitätsstruktur mit verschiedenen, voneinander abge-
spaltenen Persönlichkeiten erzeugt, die im Inneren des Men-
schen die Machtausübung und Kontrolle festsetzen. Die Welt 
der Rituellen Gewalt findet parallel zu unserer Alltagswelt 
statt und spiegelt sich in der Aufteilung der Persönlichkeiten 
wider. Die in der Regel ausgeprägte Amnesie der „Alltagsper-
sönlichkeiten“ für die Welt der Rituellen Gewalt erschwert 
das Verlassen der Gruppe zusätzlich. Die wechselseitige 
Kontrolle der Mitglieder untereinander wird zusätzlich ver-
stärkt durch emotionale Bindungen untereinander (Eltern, 
Geschwister, eigene Kinder, Verwandte, Freundschaften…). 
Manche der Persönlichkeiten haben allein in der Welt der 
Rituellen Gewalt ihre Bindungen und ihre Bedeutung. Dies 
beinhaltet oft auch eigene Täterschaft – ob erzwungen oder 
aus eigener Überzeugung…“

Hinweise auf Rituelle Gewalt sind Hinweise, denen die 
Menschen, auch solche, die professionell damit umzugehen 
haben, aus nachvollziehbaren Gründen eher skeptisch und 
ablehnend gegenüberstehen, weil sie unangenehm berüh-
ren, weil sie auf unsicheres Terrain führen, weil sie in die 
Abgründe menschlicher Seelen blicken lassen und deutlich 
machen können, was Menschen anderen Menschen anzutun 
in der Lage sind.

Professionell mit dem Thema in Berührung kommende 
Personen und Institutionen wissen zudem davon, dass sich 
viele Hinweise auf solche Geschehnisse, auch solche von 
hoher Plausibilität, bei den (polizeilichen) Ermittlungen  
n i c h t bestätigen, was eine kritische oder gar ablehnende 
Grundhaltung verstärkt.

Diejenigen aber, die Verantwortung tragen, die professio-
nell mit (ritueller) Gewalt in all ihren Erscheinungsformen 
umzugehen haben, können und dürfen solche Hinweise nicht 
ignorieren oder falsch interpretieren, verdrängen oder vertu-
schen. Das hätte zwangsläufig zur Folge, dass reales Gesche-
hen nicht erkannt und begünstigt würde, dass der oder die 
Täter geschützt und ermutigt würden, dass den möglichen 
Opfern jegliche Hoffnung auf Befreiung aus ihrer Opferrolle 
genommen würde, dass sie hilflos ausgeliefert blieben und im 
Stich gelassen würden. Wie bemerkt doch Thorsten Becker 
richtig:

Es handelt sich bei Ritualer Gewalt nicht um singuläre 
Ereignisse sondern um Geschehnisse, die über längere Zeit-
räume wiederholt werden…

Erscheint es also erforderlich, dass sich Polizisten und Kri-
minalisten dem Phänomen „Rituelle Gewalt“ mehr, als das 
bislang der Fall ist, nähern? Erscheint es notwendig, dass sie 
sich eingehender und ernsthafter als bislang mit dem Phäno-
men Rituelle Gewalt befassen?

Wenn es hierzulande Täter oder Tätergruppierungen gibt, 
die Rituelle Gewalt als Mittel zur Verfolgung ihrer jeweiligen 
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Ziele sehen , dann ist das schon deshalb geboten, weil es sich 
dabei um ein über längere Zeiträume anhaltendes oder gar auf 
Dauer angelegtes  Tatgeschehen handelt und weil die Täter 
ohne polizeiliche Intervention mit größter Wahrscheinlich-
keit unerkannt und unentdeckt bleiben, so wie ihre hilflos 
ausgelieferten Opfer auch. Die alles entscheidende Frage lau-
tet also:

Gibt es Rituelle Gewalt in Deutschland?

Gibt es solche mysteriösen Vorgänge und Umtriebe auf deut-
schem Boden, gibt es sie im Bereich der Zuständigkeit deut-
scher Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden? Kann es 
sie inmitten einer geordneten und zivilisierten, rechtsstaat-
lichen Gesellschaft mit einer modernen und leistungsfähi-
gen Polizei und Justiz und zahllosen staatlichen, kirchlichen 
und privaten Hilfs- und (Kinder-)Schutzeinrichtungen und 
-organisationen überhaupt geben?

Die Existenz dieses Ablegers des Ku-Klux-Klan in 
Deutschland ist wieder einmal ein Hinweis darauf, dass das 
möglich ist und dass es auch hierzulande Täter und Täter-
gruppierungen geben könnte und gibt, die Rituelle Gewalt 
anwenden – denn für den KKK war und ist Rituelle Gewalt 
wohl noch immer ein probates Mittel zur Verfolgung seiner 
Ziele.

Man braucht sich also nicht unbedingt zurückerinnern an 
das unter dem Deckmäntelchen bayerischer Idylle errichtete, 
perfide Schreckensregime eines Paul Schäfer, der hierzulande 
und (später) als Chef der Auswanderersekte „Colonia Dig-
nidad“ am Rande der Anden in Chile tausendfachen, rituel-
len und sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 
begangen haben dürfte und der wegen vergleichbar wenigen, 
ihm nachgewiesenen (und noch nicht verjährten) Fällen zu 20 
Jahren Haft verurteilt wurde und am 24.4.2010 im Alter von 
88 Jahren im Gefängniskrankenhaus von Santiago de Chile 
verstarb – um zu erkennen, dass es auch Rituelle Gewalt gibt, 
die von Deutschen in Deutschland und anderswo begangen 
wird.

Man muss sich auch nicht an die staatlichen und kirchli-
chen Einrichtungen der Schwarzen Pädagogik erinnern, in 
denen während der 50er-Jahren und bis hinein in die 70er-
Jahre in der Bundesrepublik Kinder systematisch misshan-
delt und sexuell missbraucht wurden, um zu erkennen, dass 
Rituelle Gewalt auch hierzulande Anwendung finden kann 
und findet.

Und man muss sich auch nicht unbedingt daran erinnern, 
dass sich vor gar nicht all zu langer Zeit auf dem Bahnhof 
Kassel-Wilhelmshöhe zwei Männer trafen. Der eine, um sich 
vom Anderen in einem bestimmten Ritual fein zerlegt ver-
speisen zu lassen und der andere, um eben das zu tun. Das 
Vorhaben wurde umgesetzt. Es ist kriminalistisch wie juris-
tisch aufgearbeitet und endete mit einer Freiheitsstrafe für 
den Kannibalen.

Man muss auch nicht von einem von der Ulmer Kriminal-
polizei in Zusammenarbeit mit Schweizer Ermittlungsbehör-
den geführten Verfahren gegen einen deutschen Arzt wissen, 
welcher zwei Kinder wie Schweine im Stall halten wollte, 
gefangen, angekettet an Nasenringen… Der die Kinder 
zureiten wollte, „so wie einst die Bojaren ihre Leibeigenen 
im zaristischen Russland“. Alle Körperöffnungen der klei-
nen Opfer sollten ihm und den Angehörigen einer verschwo-
renen Päderastenclique jederzeit zur Verfügung stehen… 
Diese Kinder waren ausgesucht und wegen ihres möglichen 
Todes wurden Vorsorgemaßnahmen für eine unauffällige 

Entsorgung getroffen. Man war dabei, das einsam gelegene 
Verließ und Gehöft zu beschaffen. Allein das Ermittlungs-
verfahren durchkreuzte die Pläne des Sadisten und die Ver-
wirklichung grausamer Rituale.

Dass es Rituelle Gewalt (auch hierzulande) gibt, ist allein 
aus kinderpornografischen Erzeugnissen ersichtlich, die auf 
dem illegalen Markt sind. Und diese Kinderpornografie –
weitgehend falsch eingeschätzt und bewertet – ist ein Spiegel-
bild realen Geschehens. Sie hat in aller Regel nicht „Schmud-
delkram“ oder Bagatellkriminalität zum Inhalt sondern ist 
nichts anderes, als das dokumentierte Verbrechen an einem 
oder mehreren Kindern – mit einem oder mehreren Tätern, 
mit einem zumeist verbrecherischen und brutalen Tatgesche-
hen, mit einem Tatort und mit einem oder mehreren kindli-
chen Opfern… Und allein das, was solche kinderpornogra-
fischen Produkte in Bild und Ton beinhalten, ist primärer, 
polizeilicher Ermittlungsauftrag und primäres Ziel jeglicher 
Strafverfolgung – und nicht die Verbreitung kinderporno-
grafischer Schriften, die der Gesetzgeber fälschlicherweise in 
den Vordergrund stellt.

Solche kinderpornografischen Erzeugnisse haben auch 
rituelle Tathandlungen mit deutschsprachigen und deutschen 
Tätern und mit deutschsprachigen Opfern und (zu vermu-
tenden) deutschen Tatorten zum Inhalt. Eines dieser in einem 
Ermittlungsverfahren aufgetauchten Produkte zeigt zum 
Beispiel folgendes (in abgeschwächter und dem Leser zumut-
barer Form dargestelltes) Tatgeschehen:

Ein etwa 10-jähriger Junge wird von mehreren Päderasten 
nacheinander rücksichtslos vergewaltigt, dann auf allen Vie-
ren auf einen Tisch gebunden. Das Kind weint, krümmt sich 
vor Schmerzen. Sie tanzen, Kapuzen über den Kopf gestülpt, 
einen wilden Tanz rund um den Tisch. Das Kind wird mit 
Glasscherben und Messern gequält. Es schreit. Es schreit 
immer lauter. Der Tanz wird immer wilder. Dann werden 
die Schreie leiser. Der Tanz wird langsamer. Das Kind stirbt. 
Filmende.

Und auch bei den Vorgängen in katholischen Einrichtun-
gen, welche im Jahre 2010 die Republik erschütterten, war 
es zumindest teilweise Ziel der Täter, die Opfer gewaltsam 
einzuschüchtern, sie in Angst zu versetzen und sie mit reli-
giösen oder spirituellen Glaubensvorstellungen zu indoktri-
nieren. Auch diese Vorgänge erfolgten nicht singulär sondern 
hielten an. Und zumindest aus Opfersicht handelte es sich 
dabei um ein geschlossenes System, aus dem es kein Ent-
rinnen gab. Diese subjektive Ausweglosigkeit, die gewollte 
und systematisch erzeugte Hilflosigkeit, die kindesmiss-
brauchende Pädosexualität höchst angesehener Pädagogen, 
so zum Beispiel an der viel beschriebenen Odenwaldschule, 
einem Glanzlicht reformpädagogischen Fortschritts… Auch 
das war nichts anderes als Rituelle Gewalt im Sinne der gän-
gigen Definitionen.

Und auch der Vater, der seinen Sohn in einer deutschen 
Kleinstadt immer wieder aufs Neue mit sadistischen Bestra-
fungsritualen quälte, ist Beispiel und Beleg für real existie-
rende Rituelle Gewalt…

Es gab und es gibt sie also, diese Rituelle Gewalt in 
Deutschland. Es gibt sie in unterschiedlichster Form und 
mit unterschiedlichsten Motiven: Religiosität und religiöser 
Wahn, Kannibalismus, Satanismus, Sexuelles oder Sadisti-
sches Verlangen, Gewalt, Macht, Dominanz, Demütigung, 
Erniedrigung, Geld… Es gab und gibt sie hier, mitten unter 
uns, vielleicht gleich nebenan. Und es ist davon auszugehen, 
dass es sie auch in Zukunft geben wird. Mitten unter uns, 
vielleicht gleich nebenan.
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Strafrechtliche und strafprozessuale Probleme und 
Notwendigkeiten

Wie lässt sich die im Geheimen und nicht selten in vollkom-
mener Abgeschlossenheit stattfindende, Rituelle Gewalt 
verhindern, wie lässt sie sich erkennen und wie wirksam(er) 
bekämpfen? Zunächst sollte klar sein, dass es viele Ursachen 
gibt, die auch professionell mit der Bearbeitung von Hin-
weisen und Verdachtsfällen (rituell begangener) Gewalttaten 
Beauftragte davon abhalten (können), sich dem Phänomen 
und Problem zu nähern und sich des jeweiligen Geschehens 
anzunehmen.

Hinderungsgründe und Gründe, auch für ein mögliches, 
polizeiliches Ignorieren, Tabuisieren oder Falschinterpre-
tieren von Hinweisen und von Verdacht auf Rituelle Gewalt 
können zum Beispiel darin begründet sein,

ff dass sie aus Unerfahrenheit in diesem Bereich, verbun-
den mit Schulungsdefiziten, schlichtweg nicht als solche 
erkannt werden oder aber als zu abenteuerlich angesehen 
und als irreal abgetan werden,

ff dass es noch keine (international) einheitliche Definition 
von „Ritueller Gewalt“ gibt (sie wird in Deutschland auch 
in professionellen Bereichen zumeist mit dem Satanismus 
verbunden oder ihm gleichgestellt), was zu Fehlinterpre-
tationen führen und Argumente für ein Ignorieren, Weg-
sehen und Schweigen liefern kann,

ff dass es aus Gründen der Nichterfassung und eines extrem 
hohen Dunkelfeldes keine statistischen Zahlen gibt, was 
fälschlicherweise zu dem Schluss führen kann, dass es 
Rituelle Gewalt nicht gibt,

ff dass es für den (kriminal-)polizeilichen Ermittler und 
Sachbearbeiter im Gegensatz zu den strafrechtlichen Tat-
bestandsmerkmalen kein primäres sondern allenfalls ein 
sekundäres Kriterium darstellt, ob eine Tat in ritueller  
begangen wurde oder nicht,

ff dass nachweislich vielen, auch sehr plausiblen Hinweisen 
und Verdachtsmomenten auf rituelle Gewalt kein reales 
Geschehen zugrunde liegt und dass sie sich bei polizei-
lichen Ermittlungen häufig nicht bestätigen (die Gründe 
hierfür sind unterschiedlich, nicht selten jedoch in einer 
multiplen Persönlichkeitsstörung des jeweiligen Hinweis-
gebers oder Zeugen zu sehen – falsche Angaben erfol-
gen also nicht vorsätzlich sondern beruhen auf verzerr-
ten Erinnerungen, was wiederum auf eine vorausgegan-
gene Traumatisierung oder auf gezielte Manipulationen 
zurückzuführen sein kann),

ff dass Opfer ritueller Gewalt aus ihrem Schicksal heraus 
überhaupt nicht auf die Idee kommen (sollen und dürfen), 
eigenständig und ermächtigt zum Erheben von Ansprü-
chen oder einer Anklage zu sein und dass sie aufgrund 
entsprechender Einflüsse zumeist auch nicht in der Lage 
sind, sachgerechte und verwertbare Aussagen zu machen.

Solche Gründe für ein Ignorieren oder Falschbeurteilen eines 
entsprechenden Hinweises oder Verdachts zur Kenntnis zu 
nehmen und bei der Beurteilung eines Verdachts oder Sach-
verhalts zu berücksichtigen, ist ein erster, wichtiger und nicht 
selten entscheidender Schritt zum Erkennen, Verhindern und 
Aufklären von Ritueller Gewalt.

Doch selbst wenn ein Verdacht oder Hinweis auf Rituelle 
Gewalt richtig erkannt und bearbeitet wird: Ein erfolgreich 
geführtes Ermittlungs- und Strafverfahren ergibt sich daraus 
noch nicht. Vielmehr sind in Deutschland erhebliche Schwie-
rigkeiten, wenn nicht eine totale Unfähigkeit der rechtlichen 

Erfassung und Bewältigung solcher Delikte feststellbar. 
Dabei sind die Werte, welche im Rahmen Ritueller Gewalt in 
besonderem Maße verletzt werden auch in besonderem Maße 
geschützt (Menschenwürde, Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit, Recht auf Leben und körperliche Unverletz-
lichkeit, Recht auf Freiheit und Freizügigkeit…) und grund-
gesetzlich garantiert.

Der Hamburger Rechtsanwalt Rudolf von Bracken4 weist 
in diesem Zusammenhang berechtigt darauf hin, dass es eine 
Bindung aller staatlichen Gewalt an diese verfassungsmäßige 
Ordnung gibt (Art. 20 Abs. 3 GG).

Er weist auch darauf hin, dass das Strafgesetzbuch für die 
im Rahmen von Ritueller Gewalt begangenen Straftaten 
eine Strafverfolgung, also eine Aufklärung und Verurteilung 
des oder der Täter vorsieht (die jedoch nicht oder nur in 
einer verschwindend geringen Anzahl von Ausnahmefällen 
erfolgt).

Im Wesentlichen geht es bei den im Rahmen Ritueller 
Gewalt begangenen Straftaten um die Tatbestände der 

ff einfachen, gefährlichen, schweren Körperverletzung oder 
der Körperverletzung mit Todesfolge (§§ 223, 224, 226 
und 227 StGB),

ff um die Misshandlung Schutzbefohlener (§ 225 StGB),
ff den Beischlaf zwischen Verwandten (§ 173 StGB),
ff um (Schweren) sexuellen Missbrauch von Kindern 
(§§ 176, 176a StGB),

ff um sexuellen Missbrauch von Schutzbefohlenen (§ 174 
StGB),

ff um sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Anstel-
lung (§ 174b StGB),

ff um Sexuelle Nötigung und Vergewaltigung (§ 177 StGB), 
mit Todesfolge (§ 178 StGB),

ff um sexuellen Missbrauch widerstandsunfähiger Personen 
(§ 179 StGB),

ff Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger (§ 180 
StGB),

ff Zuhälterei (§ 181a StGB),
ff Sexuellen Missbrauch von Jugendlichen (§ 182 StGB),
ff Verbreitung pornografischer und gewaltpornografischer 
Schriften (§§ 184, 184a StGB),

ff Verbreitung, Erwerb oder Besitz kinderpornografischer 
Schriften (§ 184b StGB) sowie

ff Jugendpornografischer Schriften (§ 184c StGB) und auch 
um

ff Mord (§ 211 StGB).

Von Bracken: „Es gibt in Deutschland bis heute keine ein-
zige, strafgerichtliche Verurteilung, die den Unrechtsgehalt 
Ritueller Gewalt insbesondere an minderjährigen Opfern 
vollständig feststellt“. Rituelle Gewalt – nicht leicht fassbar 
– bleibt also möglicherweise bei den polizeilichen Ermittlun-
gen wie bei der justiziellen Aufarbeitung eines entsprechen-
den Geschehens in vielen Fällen unberücksichtigt oder sie hat 
nur eine sekundäre und nebensächliche Bedeutung.

Am Beispiel des Sexuellen Missbrauchs eines Kindes kann 
das so aussehen, dass die einmaligen oder auch fortgesetzten 
Tathandlungen den Tatbestandsmerkmalen des § 176 StGB 
polizeilich herausgearbeitet werden und dann Anzeige gegen 
den oder die Täter vorgelegt wird – ohne dass mögliche, ritu-
elle Hintergründe und Machenschaften in Betracht gezogen, 
berücksichtigt, beleuchtet oder überhaupt erkannt werden. 
Damit wäre ein Delikt, vielleicht sogar eine Serie des sexu-
ellen Missbrauchs eines Kindes nachgewiesen und geklärt. 
Mögliche weitere Tathandlungen, begangen von einem 
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rituell handelnden Täter oder Angehörigen eines Geheim-
bundes oder Klans aber würden im Dunkelfeld bleiben und 
eine Fortsetzung des Geschehens mit gleichem oder ande-
ren Tätern und gleichem oder anderen Opfern wäre nicht 
ausgeschlossen.

Um solche Lücken im Bereich der Strafverfolgung zu 
schließen, erscheinen gesetzliche Anpassungen unumgäng-
lich. So erscheint es aus verschiedenen Gründen durchaus 
sinnvoll und notwendig, zumindest beim sexuellen Miss-
brauch sowie bei Sexueller Nötigung und bei Vergewalti-
gungsdelikten rituelle Tatbegehungsweisen als erschweren-
des Merkmal in die jeweiligen Tatbestände einzufügen und 
sie als Verbrechen zu bewerten.

Dies deshalb,
ff weil allein dadurch die Existenz und Schwere eines sol-
chen Geschehens strafrechtlich dokumentiert und aner-
kannt wird und zum Ausdruck gebracht wird, dass es in 
angemessener Weise bestraft wird,

ff weil damit gleichzeitig ein Auftrag an die Ermittlungs- 
und Strafverfolgungsbehörden ergeht, einschlägige Taten 
(auch) hinsichtlich einer rituellen Begehungsweise zu 
überprüfen

und nicht zuletzt deshalb,
ff weil ein solches Geschehen mit all seinen nicht selten 
tragischen und irreparablen Folgen für die Opfer allein 
dadurch eine angemessene Beachtung und Bewertung 
erfährt.

Im Strafprozess mit all seinen vorgegebenen und gängigen 
Regeln wirkt sich bei rituell begangener Gewalt negativ aus, 
dass ein sehr wesentliches Element – die Zeugen und Zeu-
genaussagen – fehlen. Für die Opferangaben gibt es zumeist 
keine Bestätigung. Problematisch erscheint zudem, dass 
es Opfern von Ritueller Gewalt in aller Regel sehr schwer 
fällt oder gar unmöglich ist, wahrheitsgemäß und gerichts-
verwertbar auszusagen. Im Hintergrund stehen neben der 
Traumatisierung enormer Druck, Drohungen, Verzweiflung, 
Todesangst…

Vernehmungsbeamte, Gutachter und Richter müssen 
jedoch erfahren, wie schlimm und belastend das Geschehen 
war, wie sehr es auf das Opfer einwirkte, wie groß die Verlet-
zungen und der entstandene Schaden sind.

Das alles deutlich zu machen ist für das Opfer unendlich 
schwer und oft auch unmöglich, weil alles wieder auflebt, 
was geschah, weil sich die Traumatisierung dabei wiederholt. 
Das ist auch und vor allem deshalb ungeheuer schwer oder 
unmöglich, weil es den Strategien einer (gleichzeitigen) psy-
chotherapeutischen Verarbeitung und Bewältigung zumeist 
vollkommen widerspricht und zuwiderläuft.

Während einerseits verlangt wird, die Vorgänge noch ein-
mal detailliert zu schildern und nachzuvollziehen (und auf 
diese Weise noch einmal zu erleben), wird psychotherapeu-
tisch Gegenteiliges gefordert und gewünscht: Ein Lösen von 
dem Grauen, ein Vergessen, Verdrängen und Abhaken…

Das dabei entstehende Spannungsfeld ist nicht nur zur 
Kenntnis zu nehmen; es muss bei der strafprozessualen Bewäl-
tigung solcher Sachverhalte zwingend Berücksichtigung fin-
den, soll überhaupt die Chance bestehen, ein solches Verfahren 
auch nur einigermaßen zufriedenstellend zu bewältigen.

Mit der bei Sexualdelikten, nicht zuletzt bei solchen zum 
Nachteil von Kindern und bei Ritueller Gewalt so häu-
fig gebildeten und angewandten „Unwahrheitshypothese“ 
wird man den Opfern solcher Geschehnisse jedenfalls nicht 
gerecht.

Dazu aber wären wir nicht nur aufgrund deutschen Rechts 
sondern auch aufgrund europäischer Vorgaben verpflichtet. 
So wird in einem Rahmenbeschluss des Rats der Europäi-
schen Gemeinschaften vom 15.3.2001 über die Stellung des 
Opfers im Strafverfahren festgelegt:

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass in ihrem Strafrechts-
system Opfern tatsächlich und angemessen Rechnung getra-
gen wird. Sie bemühen sich weiterhin nach Kräften, um zu 
gewährleisten, dass das Opfer während des Verfahrens mit 
der gebührenden Achtung seiner persönlichen Würde behan-
delt wird und erkennen die Rechte und berechtigten Inte-
ressen des Opfers insbesondere im Rahmen des Strafprozesses 
an…

Was staatliche und private Kinderschützer leisten 
könn(t)en

Kinder und Jugendliche sind häufig Opfer sexueller Gewalt 
und sie sind häufig Opfer ritueller Gewalt. Von Bracken stellt 
fest, dass jedes Kind ein Recht auf Pflege und Erziehung, 
Schutz und Förderung hat und dass es Eingriffspflichten des 
Staates (der Jugendämter) gibt, wenn das Kindeswohl gefähr-
det ist.

Ein Glück also, dass es Einrichtungen gibt, die dem Kin-
derschutz verpflichtet sind, so möchte man denken.

Doch auch „alle Fälle Ritueller Gewalt an Kindern zeigen 
ein vollständiges Versagen aller zuständigen Stellen des Kin-
derschutzes auf!“, so stellt von Bracken dazu ernüchternd 
fest.5

In diesem Zusammenhang erscheint es von Bedeutung, 
dass gewisse Kinderschutzeinrichtungen und -organisatio-
nen eine Zusammenarbeit mit den Ermittlungs- und Straf-
verfolgungsbehörden (von Präventivmaßnahmen abgesehen) 
aus vorgegebenen „Opferschutzgründen“ ablehnen oder nur 
in wenigen Einzelfällen in Betracht ziehen.

Jugendämter sind ausschließlich dem Kindeswohl und 
der Sozialgesetzgebung verpflichtet. Eine Weitergabe von 
Informationen und Daten (an Kriminalpolizei oder Staats-
anwaltschaft) bedarf einer ausdrücklichen Rechtsgrundlage. 
Mitarbeiter(innen) der Behörde könnten sich bei einer Ein-
schaltung der Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden 
sogar einer unerlaubten Weitergabe von Sozialdaten schuldig 
machen. Nicht zuletzt aufgrund dieser Gesetzeslage erfolgt 
in der Praxis häufig kein Informationsaustausch – der zur 
Gefahrenabwehr und zur Ermittlung der Täter und Befrei-
ung der Opfer in nicht wenigen Fällen zwingend erforderlich 
wäre.

Der deutsche Kinderschutzbund verfährt  seit Jahren nach 
dem Motto: „Helfen statt bestrafen !“ – und damit sind nicht 
die Opfer, sondern die Täter gemeint! Um keine Missver-
ständnisse aufkommen zu lassen: Dass (auch) den Tätern 
geholfen werden soll – sofern das möglich ist und von kom-
petenter Seite aus geschieht – ist auch aus kriminalistischer 
Sicht sinnvoll und notwendig. „Statt bestrafen“ aber bedeu-
tet in seiner praktischen Bedeutung „die Täter nicht bestra-
fen“ und diese Auswirkung erscheint nicht zuletzt deshalb 
fatal, weil sexuelle Missbraucher häufig Wiederholungstäter 
sind und weil Rituelle Gewalt auf bestimmte Zeiträume oder 
auf Dauer angelegt ist, was damit in Kauf genommen oder 
erst ermöglicht wird.

Zudem stellt sich die Frage, ob es einer Organisationen wie 
dem Kinderschutzbund, der Hinweise und Verdachtsmo-
mente hinsichtlich des sexuellen Missbrauchs von Kindern 
in eigener Regie verwaltet und bearbeitet, ohne Einschaltung 
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der Ermittlungsbehörden jemals möglich sein wird, Struktu-
ren Ritueller Gewalt und des Organisierten Verbrechens zu 
erkennen oder sie gar zu verhindern oder zu zerstören?

Weil das unmöglich erscheint, sind die Verfahrensweisen 
dieser Organisation höchst fragwürdig und für die Opfer 
eines solchen Geschehens ist von solchen „Kinderschützern“ 
kaum Hilfe zu erwarten. Was als Kinderschutz bezeichnet 
und „verkauft“ wird, so bleibt festzustellen, ist in Deutsch-
land gelegentlich nichts anderes als praktizierter und wirksa-
mer Täterschutz!

Eine gesetzliche Anzeigepflicht bei Hinweisen auf Verbre-
chenstatbestände im sexuellen und rituellen Bereich erscheint 
für die Mitarbeiter(innen) des Kinderschutzbundes ebenso 
überfällig wie für viele andere, der in § 203 StGB – Verlet-
zung von Privatgeheimnissen – (auch und vor allem als Ärzt-
liche Schweigepflicht bekannt) genannten Berufsstände, Per-
sonen und Institutionen (Ärzte, Psychologen, Anwälte, Sozi-
alarbeiter, Kinderschützer…).

Diese Anzeigepflicht ist in Österreich ebenso selbstver-
ständlich und wird dort in so bewährter und erfolgreicher 
Weise praktiziert wie bei unserem Nachbarn Frankreich, bei 
welchem sogar das Beichtgeheimnis den Geistlichen nicht 
von der Pflicht zur Anzeige befreit, wenn ein entsprechender 
Verdacht geäußert wird und besteht.

Allein die Bundesregierung hat diese Anzeigepflicht im 
Rahmen eines „Runden Tisches“ unter Leitung der Bundes-
bildungsministerin (und des Familien- und Justizministe-
riums) erst 2010/2011 wieder kurzerhand von eben diesem 
„Runden Tisch“ gefegt.

Begründet wurde das – so wie seit jeher – mit angeblichen 
und vorgeschobenen Opferschutzgründen. Dass durch das 
Nichtanzeigen weniger Kinder und Opfer als vielmehr die 
Täter geschützt werden, wurde dabei ignoriert oder (bewusst 
oder unbewusst) in Kauf genommen.

Hilfe zur Selbsthilfe

Bei so viel grundsätzlicher Missachtung und Verweigerung 
im gesellschaftlichen und bei so vielen Mängeln und Defizi-
ten im Bereich der Gesetzgebung, der Ermittlungen und der 
Strafverfolgung stellt sich die Frage, ob sich die Opfer eines 
solchen Geschehens nicht selbst helfen und die entscheiden-
den Schritte zu ihrer Befreiung von sich aus machen können.

Dabei ist zu sehen, Gefangene eines rituell handelnden 
Täters oder eines entsprechenden Kults stehen unter erheb-
lichen Zwängen. Sie sind der jeweiligen Gruppe oder Orga-
nisation zumeist ein Leben lang verpflichtet und von ihr 
abhängig – total und in allen Lebenssituationen.

Gewalt und Fremdkontrolle prägen ihren Alltag, abso-
lute Loyalität und die Pflicht zum Schweigen sind oberstes 
Gebot. Zur fortgesetzten Traumatisierung durch den oder 
die Täter kommen Einschüchterungen, (Todes-)Drohungen 
und Strafen für jegliches Fehlverhalten. Bei solchen Vor-
aussetzungen ist es höchst selten, dass Betroffene von sich 
aus einen Ausstieg wagen – selbst in größter Verzweiflung. 
Geschieht das in wenigen Ausnahmefällen doch einmal, so 
scheitert der Versuch zumeist, weil die Gruppe versucht, das 
unter allen Umständen und mit allen Mitteln zu verhindern. 
Er scheitert auch deshalb, weil in Deutschland kaum nützli-
che und mit der Problematik vertraute Ausstiegshilfen zur 
Verfügung stehen. Ein Scheitern aber bedeutet, dass sich die 
Lage des Opfers noch verschlechtert, weil Verlust des Anse-
hens innerhalb der Gruppe und nicht selten massive Strafen 
drohen.

So ein Ausstieg wird für Betroffene so lange nicht in Betracht 
gezogen werden – und wenn doch einmal – erfolglos enden, 

ff solange sich die öffentliche Diskussion, sofern sie über-
haupt stattfindet, um den ewigen Glaubenskrieg dreht, ob 
es Rituelle Gewalt gibt oder nicht,

ff solang sie davon ausgehen müssen, dass man ihnen nicht 
glaubt,

ff solange Opfer nur als schwer gestörte, schwierige 
Patient(Inn)en und (unglaubwürdige) Zeug(inn)en ange-
sehen werden,

ff solange es keine oder nur wenige kompetente Anlaufstel-
len und Auffangstationen gibt.

Gerade hier scheint die Polizei in besonderem Maße in der 
Pflicht. Sie ist nicht selten die einzige Anlaufstelle, von der 
sich Zeug(inn)en wie Opfer Hilfe versprechen und Hilfe 
erwarten. Wird diese Erwartungshaltung enttäuscht, wirkt 
das geradezu fatal und führt in die völlige Isolation und Hilf-
losigkeit. Über allem polizeilichen Handeln hat deshalb der 
Leitsatz zu stehen „Opfer müssen Opfer sein dürfen“ – auch 
und nicht zuletzt diese Opfer Ritueller Gewalt. Das bedeutet, 
dass Hinweisgeber(innen) oder Opfer nicht von vorn herein 
als gestörte Persönlichkeiten behandelt und abgetan werden 
sondern dass ihnen das Gefühl vermittelt wird, dass sie und 
ihr Anliegen ernst genommen werden. Das bedeutet auch, 
dass bei den zu treffenden Maßnahmen und Ermittlungen 
nicht nur oberflächliche Routine sondern eine ausgesprochen 
intensive und tiefgründige Ermittlungsarbeit gefordert sind.

Die Polizei hat auch die verworrensten Hinweise zu ent-
knoten und den abenteuerlichsten Angaben nachzugehen – 
So lange, bis das Gegenteil bewiesen ist oder bis diese Hin-
weise sich – vom Opfer selbst abgesehen – zur Überraschung 
aller Beteiligten doch bestätigen.

Die Einleitung des im Bericht geschilderten Ermittlungs-
verfahrens der Kriminalpolizei Ulm mag als so typisches wie 
warnendes Beispiel dienen:

Ein als Alkoholiker hinlänglich (polizei-)bekannter Rent-
ner erscheint spät abends betrunken auf der Polizeiwache 
und berichtet, dass ein Bekannter von ihm Kinder angeket-
tet in einem Verließ halten und diese mit seinen sadistischen 
Freunden fortgesetzt sexuell missbrauchen wolle. Er selbst sei 
für die Entsorgung der Kinderleichen verpflichtet worden, 
welche es möglicherweise bald geben werde… Der dienstha-
bende Beamte besänftigte den Hinweisgeber, riet ihm seinen 
Rausch auszuschlafen und wieder zu kommen, wenn er nüch-
tern ist. Dann half er ihm beim Verlassen des Wachraums. 
Das „Geschwafel“ des Alten war ihm nicht einmal einen 
Tagebucheintrag wert. Allein deshalb, weil der Hinweisgeber 
(wenn auch keineswegs nüchtern) zwei Tage später wieder 
kam, auf einen anderen Beamten traf und diesem die glei-
che Geschichte noch einmal erzählte und der dann (trotz aller 
Zweifel) kriminalpolizeiliche (Sofort-)Maßnahmen einleitete, 
konnte die Realisierung des Vorhabens in letzter Minute ver-
hindert werden. Der Hinweis – das Unglaubliche entsprach 
voll und ganz der Realität!

Anmerkungen

1	 http://de.wikipedia.org/wiki/European_White_Knights_of_the_Burning_Cross
2	 Thorsten Becker, www.BeckerTho.de; Ulla Fröhling „Unser geraubtes Leben“, 

Bastei-Lübbe 2012, ISBN 978-3-404-61660-2
3	 Handbuch Rituelle Gewalt, Pabst Science Publishers, D-49525 Lengerich 2010, 

ISBN 978-3-89967-644-0
4	 www.anwaelte-spadenteich.de oder www.opferschutz.net
5	 Claudia Fliß und Claudia Igney „Handbuch Rituelle Gewalt“, Pabst Science Publis-

hers, Lengerich, ISBN 978-3-89967-644-0, Seite 370
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IPv6
Nach über einem Jahrzehnt der Entwicklung stellen die großen 
Internet Service-Provider wie Telekom, Vodafone und Kabel 
Deutschland ihre IT-Infrastruktur und Produktangebot auf 
den neuen Internetstandard IPv6 um. Die technische Reform 
ist zwingend notwendig, da die 4,3 Milliarden IPv4-Adressen 
den globalen Bedarf bald nicht mehr decken können. Das letzte 
große Adresspaket  für Europa geht seit Herbst 2012 zur Neige.

Demnach wird IPv6 im Laufe des Jahres 2013 auch in der 
Praxis des Kriminalisten eine Rolle spielen. Bisher bestanden 
die Internetadressen aus vier dezimalen Zahlenblöcken, wie 
z. B. 173.194.39.24. Die neuen Adressen bestehen nun aus acht 
hexadezimalen Zahlenblöcken, unterteilt durch jeweils einen 
Doppelpunkt, wie z. B. 2003:2:4:164:217:6:164:162. Das neue 
Format stellt über 340 Sextillionen (340.282.366.920.938.000. 
000.000.000.000.000.000.000) IP-Adressen zur Verfügung. Mit 
diesem unvorstellbaren Vorrat könnte man jedem Quadrat-
meter der Erde mehrere Trilliarden Adressen zuteilen. Zumin-
dest aber wird man in naher Zukunft nahezu jedes elektro-
nische Gerät über eine eigene IP-Adresse steuern können – 
Stichwort: „Internet der Dinge“. In Puncto IT-Sicherheit wird 
diese Entwicklung einigen Handlungsbedarf aufwerfen.

Seitens der verantwortlichen Internetorganisationen war 
zunächst eine statische, also dauerhafte Vergabe von Adressen 
an Endkunden vorgesehen. Aufgrund der öffentlichen Dis-
kussion zum Thema Datenschutz hat man inzwischen dyna-
misch wechselnde Komponenten und sog. Privacy Extensi-
ons (zufällig generierter Adressanteil) implementiert. Damit 
ist der Nutzer nicht mehr ungewollt für Soziale Netzwerke, 
Foren oder Online-Shops identifizier- und nachverfolgbar.

Was ändert sich nun an der Arbeit des Kriminalisten? Auf-
grund der komplexen Technik und neuen Leistungsmerkma-
len des IPv6 kommen vor allem auf die Systemadministra-
toren und IT-Forensiker große Herausforderungen zu. Da 
jedoch für die nächsten Jahre ein Parallelbetrieb der Proto-
kolle IPv4 und IPv6 vorgesehen ist, kann sich die Organi-
sation Polizei schrittweise der neuen Technologie anpassen. 
An der polizeilichen Ermittlungspraxis dürfte sich nur wenig 
ändern, solange die derzeit lückenhafte gesetzliche Speicher- 
und Auskunftsverpflichtung für die Provider nicht neu gere-
gelt und verbessert wird.

Datenbanken
Im Zuge kriminalpolizeilicher Ermittlungen werden wir in 
den letzten Jahren vermehrt mit dem Begriff „Datenbank“ 
konfrontiert. Datenbanken spielen heutzutage sowohl im 
Wirtschaftsleben als auch im öffentlichen Sektor eine zen- 
trale Rolle. Würden diese alle ausfallen, so brechen wichtige 

Infrastrukturen unserer Gesellschaft (Börsen, Telekommu-
nikation, Bankwesen, Schienen- und Luftverkehr) einfach 
zusammen. Daher berücksichtigen Datenbanksysteme im 
besonderen Maße die IT-Sicherheit, beispielsweise durch die 
Festlegung von Zugriffsregelungen und -protokollen sowie 
spezielle Datensicherungsmechanismen.

Eine Datenbank kann als „strukturierte elektronische 
Speicherung und systematische Verwaltung zumeist großer 
Datenmengen“ definiert werden. Eine zentrale Datenbank 
kann von vielen Arbeitsplätzen aus gleichzeitig bedient wer-
den. Man nutzt sie zur Verwaltung von Kundenstämmen, 
Kontobewegungen, Geschäftstransaktionen, Kurznachrich-
ten, Inhalten von Internetseiten, für Ticketsysteme und Bil-
der auf dem Mobiltelefon.

Bekannte Produkte sind Microsoft Access, MySQL, Oracle 
und SQLite. Das kompakte Datenbanksystem SQLite ent-
wickelte sich in den letzten Jahren zum meist verbreiteten 
Datenbanksystem der Welt, da es unter anderem in Smart-
phones, in Voice-over-IP-Diensten wie Skype oder im Inter-
netbrowser Mozilla Firefox genutzt wird.

Überwiegend wird das Relationale Datenbankmodell genutzt. 
Nach diesem Modell werden Daten als Datensätze in Tabellen 
gespeichert und darüber hinaus über sog. Schlüssel logisch mit-
einander verknüpft. Zur Speicherung, Abfrage, Veränderung 
und Löschung der Daten verwendet der IT-Profi die standardi-
sierte Programmiersprache SQL (Structured Query Language). 
Vor allem aber verfügen Datenbanken über Schnittstellen zu 
den gängigen Programmiersprachen. Mit deren Hilfe kann der 
spätere Nutzer aus einer komfortablen Anwendung heraus 
sowohl auf lokale Daten (Adressbuch im Telefon, SMS-Nach-
richten) als auch auf zentral im Netz abgelegte Informationen 
(Buchhaltung, Wetterdienst, GoogleMaps) schnell und sicher 
zugreifen. Aufgrund der hohen Leistungsfähigkeit arbeiten 
moderne polizeiliche Vorgangsverwaltungs- oder Informations-
systeme ebenfalls mit Datenbanken. Aktuelle  Herausforderun-
gen für die polizeiliche Ermittlungspraxis sind nach wie vor die 
Bewältigung der enormen Mengen verknüpfter Informationen 
und der wachsende Gebrauch von Verschlüsselungstechniken.

EU-Kommissarin eröffnet Cybercrime-Zentrum
EU-Kommissarin Cecilia Malmström hat am Freitag das Euro-
pean CyberCrime Center (EC3) im niederländischen Den 
Haag eröffnet. In dem zu Europol gehörenden EC3 sollen 
nach den Worten von Malmström die „besten Gehirne Euro-
pas“ an der Bekämpfung von Cyber-Kriminaliät arbeiten und 
sich dabei der besten verfügbaren Technologien bedienen kön-
nen. Angesichts der vielfältigen Bedrohungen im Cyberspace 
sollen sich die rund 30 Experten des EC3 auf ausgewählte 

Christian Zwick,  
Kriminalhauptkommissar,  
Polizeipräsidium Rheinpfalz

Aktuelles aus dem Netz
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Bereiche konzentrieren, erklärte Malmström in ihrer Anspra-
che. Zunächst solle sich das EC3 auf bandenmäßigen Betrug, 
Cyber-Einbrüche und die sexuelle Ausbeutung von Kindern 
im Internet konzentrieren. Für diese drei Bereiche sollen neue 
forensische Werkzeuge entwickelt werden.[...] Mehr: http://
www.heise.de/newsticker/meldung/EU-Kommissarin-er-
oeffnet-Cybercrime-Zentrum-1781793.html, Meldung vom 
11.01.2013, und unter https://www.europol.europa.eu/ec3

29C3Hacker sollen verantwortungsvoll handeln
In seiner Eröffnungsrede zum diesjährigen Chaos Commu-
nication Congress in Hamburg hat Tor-Entwickler Jacob 
Appelbaum die Hacker dazu aufgerufen, mit ihrem Wissen 
und ihrer Arbeit der Menschheit nicht zu schaden. Der Akti-
vist warnte eindringlich vor einer zunehmenden weltweiten 
Überwachung, die auch von den USA ausgehe.

„It‘s not my department“: Das Motto des 29. Chaos Com-
munication Congress (29C3) ist ein Zitat des US-amerikani-
schen Mathematikers und Liedermachers Tom Lehrer, der in 
einem Spottlied Wernher von Brauns technokratisches Welt-
bild anprangert. „Wenn die Raketen hochgeschossen werden, 
ist es egal wo sie runterfallen, das ist nicht mehr mein Problem, 
sagt Wernher von Braun“, sang Lehrer in den 1960er Jahren. 
Der Aktivist, Sicherheitsexperte und Tor-Entwickler Jacob 
Appelbaum rief auf dem diesjährigen Chaos Communication 
Congress die Hacker dazu auf, ihr Wissen nicht der zuneh-
menden staatlichen Überwachung zur Verfügung zu stellen.

Appelbaum redete in seiner Keynote den Hackern ins 
Gewissen. Jeder solle sich überlegen, ob er sein Wissen der 
„guten oder der dunklen Seite“ zur Verfügung stelle. Es gebe 
zwar Nuancen, sagte Appelbaum, aber letztendlich teile sich 
die Welt doch in Schwarz und Weiß. Wenn ein Hacker an 
der Verbesserung der Deep-Packet-Inspection arbeite, dann 
könne er davon ausgehen, dass seine Arbeit dazu miss-
braucht werde, um anderen zu schaden.[…] Mehr: http://
www.golem.de/news/29c3-hacker-sollen-verantwortungs-
voll-handeln-1212-96561.html, Meldung vom 27.12.2012

Die Highlights der CES 2013
Die Consumer Electronics Show (CES) in Las Vegas ist die 
weltweit größte Messe für Unterhaltungselektronik und bie-
tet auch für IT-Profis jede Menge Neuigkeiten, vom Highend-
Smartphone bis hin zu besonders flachen Tablets und Ultra-
books[…] Auf dem Ausstellungsgelände der diesjährigen CES 
ging es vom 8. bis 11. Januar längst nicht nur um Internet-
fähige 3D-Fernseher und besonders leistungsstarke Audio- 
und Videoprodukte. Die Stars in der Wüste von Nevada 
waren vor allem Tablets, Smartphones und Ultrabooks in 
unterschiedlichsten Ausprägungen, aber auch Automobile, die 
dem Fahrer mit Hilfe von IT immer mehr Aufgaben abneh-
men. […] Wie die Ingolstädter in der Parkgarage einer Hotel-
anlage in Las Vegas anhand eines dafür ausgerüsteten A7 
demonstrierten, ist Audi mit dem Projekt Pilotiertes Parken 
bereits ziemlich weit fortgeschritten. Das weitgehend serien-
nahe Fahrzeug fährt tatsächlich alleine um die Ecke und navi-
giert sich rückwärts in einen freien Parkplatz zwischen zwei 
längsstehenden Autos. Auch die Abholung funktioniert, von 
kleineren Anlaufschwierigkeiten abgesehen, reibungslos: Kurz 
nachdem der Fahrer den A7 über eine spezielle Smartphone-
App gerufen hat, wird das führerlose Auto wie von Geister-
hand aktiviert, der Motor startet, das Fahrzeug parkt wieder 
aus und rollt herbei, um seinen Fahrer wieder aufzunehmen.
[…] Mehr: http://www.computerwoche.de/a/die-highlights-
der-ces-2013,2530564 Meldungen vom 09.01. und 10.01.2013

Rezension

Delikte gegen Kinder
Lehr- und Studienbriefe 
Kriminalistik/Kriminologie

Der Schutz von Kindern ist 
eine der vordringlichsten 
Aufgaben unserer Gesell-
schaft. Um so betroffener 
zeigt sich die Öffentlichkeit, 
wenn Kindesmisshandlun-
gen bekannt werden. Dabei 
liegt die Dunkelziffer der 
gewalttägigen und sexuellen 
Übergriffe gegenüber Kin-
dern oder erhebliche Ver-
nachlässigung ihrer Fürsorge 
noch weitaus höher, wie Forschungsstudien nachweisen 
konnten.
Die Aktivitäten zum Kinderschutz wurden in der Bundes-
republik Deutschland im letzten Jahrzehnt verstärkt und 
die rechtlichen Grundlagen in diesem Bereich präzisiert. Ein 
flächendeckendes Netzwerk zum Kinderschutz hat sich eta-
bliert, in das auch die Polizei eingebunden ist. Ihr obliegen 
entsprechend polizeirechtlicher, straf- und strafprozessrecht-
licher Gesetzesregelungen sowie auch aufgrund von Polizei-
dienstvorschriften verschiedene Pflichten und Rechte zum 
Schutz des Kindes.
In diesem Studienbrief werden in knapper Form die wesent-
lichen Erscheinungsformen von Delikten gegen Kinder dar-
gestellt und die wichtigsten rechtlichen Grundlagen erläutert, 
um es Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten zu ermögli-
chen, erfolgreich präventiv wie auch repressiv tätig werden 
zu können. Zudem gibt das Buch dem Leser Anregungen für 
die Umsetzung des Kinderschutzes in der polizeilichen Pra-
xis mit auf den Weg.

Autor: Reingard Nisse
Anmerkungen: 1. Auflage 2012, 112 Seiten
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Dimensionen und Bedeutungsinhalte von Sicherheit

Kaum ein deutscher Innenminister versäumt es, bei der Vor-
stellung der neuesten Zahlen der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik darauf hinzuweisen, dass sein Land bzw. Deutschland 
eines der sichersten Länder der Welt sei – was auch zutrifft, 
wenn unter Sicherheit die innere Sicherheit verstanden wird 
oder genauer: Zahl, Art und Entwicklung der polizeilich 
registrierten Straftaten. Hier nimmt Deutschland in der Tat 
einen Spitzenplatz ein.

Sicherheit ist aber weit mehr als die Eindämmung oder 
Verhinderung von Kriminalität und anderer Schadensereig-
nisse („innere Sicherheit“) oder der Schutz vor militärischen 
Gefahren („äußere Sicherheit“). Sicherheit bezieht sich auch 
– vor allem – auf die soziale und wirtschaftliche Sicherheit, 
auf die soziale Gerechtigkeit, auf die Verlässlichkeit und 
Planbarkeit des eigenen Lebens.

Gerade diejenigen, die sich beruflich mit Kriminalität 
befassen – wie etwa die Polizei, aber auch Kriminologen und 
Innenminister – neigen dazu, „Sicherheit“ durch die Brille 
der „inneren Sicherheit“ zu betrachten, was ja auch nicht 
verwunderlich ist. Sicherheit, das ist für sie in erster Linie die 
innere Sicherheit mit ihren Facetten Kriminalität, Krimina-
litätsfurcht, Verhinderung, Aufklärung und Verfolgung von 
Straftaten. Schon weniger im Blickpunkt steht die Bedrohung 
der Sicherheit durch große Schadensereignisse wie Naturka-
tastrophen oder technische Großunglücke. Noch seltener im 
Fokus ist die schon oben genannte Tatsache, dass sich Sicher-
heit auch – vor allem – auf die soziale und wirtschaftliche 
Sicherheit bezieht, auf die soziale Gerechtigkeit, auf die Ver-
lässlichkeit und Planbarkeit des eigenen Lebens.

Außerdem hängen innere Sicherheit und soziale Sicher-
heit zusammen: Einerseits ist auf der gesellschaftlichen wie 
auf der individuellen Ebene die Wahrnehmung von innerer 
Sicherheit in die soziale Sicherheit eingebettet – in diesem 
Sinne wird beispielsweise Kriminalitätsfurcht oft als Meta-
pher für all das verstanden, was mit gesellschaftlichen Verän-
derungen und aktuellen Entwicklungen an negativen Erfah-
rungen und Befürchtungen verbunden ist (s. u.) – anderer-
seits kann eine zunehmende soziale Unsicherheit, Ungleich-
heit und Ungerechtigkeit zu einem Anstieg der Kriminalität 
und einer Zunahme der Kriminalitätsfurcht führen.

Entsprechend ist die (Wieder-)Gewinnung von Sicher-
heit durch die (Wieder-)Herstellung sozialer Gerechtigkeit 
nicht nur ein elementares menschliches Bedürfnis, sondern 
auch eine komplexe staatliche Aufgabe und Prävention in 
einem ganz umfassenden Sinne. Wie Sicherheit weit mehr ist 
als die Eindämmung oder Verhinderung von Kriminalität, 

ist auch Prävention, verstanden als die Schaffung von güns-
tigen, sozial gerechteren Lebensbedingungen bzw. die Ver-
hinderung sowie Minderung von Entwicklungen, die diese 
Gerechtigkeit bedrohen und beeinträchtigen können, weit 
mehr als Kriminalprävention.

Wegen dieser Dimensionen und Bedeutungsinhalten von 
Sicherheit und Prävention hat der 17. Deutsche Präventi-
onstag, der am 16. und 17. April 2012 in München stattfand, 
„Sicher leben in Stadt und Land“ zu seinem Schwerpunkt-
thema gemacht. Seit dem 12. Deutschen Präventionstag (2007 
in Wiesbaden) wird zu dem Schwerpunktthema des jeweiligen 
Deutschen Präventionstages ein wissenschaftliches Gutachten 
erstellt. Das Gutachten zum 17. Deutschen Präventionstag 
„Sicherheit als Grundbedürfnis der Menschen und staatliche 
Aufgabe“ greift das umfassende Verständnis von Sicherheit 
und Prävention, die Bedeutung von sozialer Gerechtigkeit 
und Gleichheit für die Sicherheit und das Sicherheitsgefühl 
der Menschen auf und geht auf deren Auswirkungen auf Kri-
minalität und Kriminalitätsfurcht ein sowie auf die damit ver-
bundenen Herausforderungen für die Kriminalprävention. 
Dieses Gutachten ist die Grundlage des vorliegenden Beitra-
ges; in ihm finden sich auch die Literaturangaben.1

Spitzenplatz bei der inneren Sicherheit, aber allenfalls 
mittelmäßige Positionen bei Aspekten der sozialen 
Sicherheit und Gerechtigkeit

Während Deutschland hinsichtlich der inneren Sicherheit tat-
sächlich einen Spitzenplatz in Europa einnimmt – Deutsch-
land ist nach wie vor eines der sichersten Länder der Welt 
–, trifft das für die anderen Dimensionen von Sicherheit, für 
die soziale und wirtschaftliche Sicherheit, keineswegs zu – im 
Gegenteil: Wie die jüngsten Studien der OECD, der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung belegen, ist in Deutschland die Einkommensungleich-
heit in den letzten Jahren erheblich stärker gewachsen als in 
den meisten anderen OECD-Mitgliedsstaaten; Deutschland 
liegt jetzt nur mehr im OECD-Mittelfeld. Die soziale Kluft 
ist deutlich größer geworden und nähert sich den Verhältnis-
sen in den USA an, Armut verfestigt sich in einem Ausmaß, 
das es in der Geschichte der Bundesrepublik bisher nicht 
gegeben hat. Armut bedeutet nicht nur für die davon Betrof-
fenen existentielle Unsicherheit und soziale Ausgrenzung, 
zumindest aber deutliche Einschränkungen der Teilhabe 
am sozialen Leben, sondern führt ganz allgemein, also auch 
bei den nicht von Armut Betroffenen, zu Wohlstandssor-
gen und Abstiegsängsten: Umfragen zeigen, dass nennens-
werte Teile der Bevölkerung in Deutschland den Glauben 

Dr. Wiebke Steffen, Wissenschaft- 
liche Beraterin des DPT – Deut- 
scher Präventionstag, Heiligenberg
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an langfristigen Wohlstandsgewinn und kollektiven Aufstieg 
verloren haben und Zukunftsunsicherheit weit verbreitet ist.

Auch bei anderen Aspekten sozialer Gerechtigkeit und 
Sicherheit hat Deutschland klare Defizite: Nach wie vor ist 
in Deutschland keine Bildungsgerechtigkeit vorhanden, 
wird der Bildungserfolg der nachwachsenden Generation in 
hohem Maße von sozialer Herkunft und Migrationsstatus 
bestimmt. Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Kind aus einem 
sozial schwachen Umfeld durch Bildung befähigt wird, am 
gesellschaftlichen Wohlstand teilzuhaben, ist in Deutschland 
deutlich geringer als in vielen anderen entwickelten Staaten. 
Folglich besteht eine zentrale Herausforderung darin, allen 
jungen Menschen über ein angemessenes Bildungsniveau die 
soziale und gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen.

Ebenfalls nur mäßige Noten erhält Deutschland bei der 
Integration von Zuwanderern. Zwar hat sich in zentra-
len Bereichen des gesellschaftlichen Lebens die soziale Teil-
habe von Personen mit Migrationshintergrund – den haben 
in Deutschland mehr als 16 Millionen Menschen, rund 20% 
der Bevölkerung – verbessert, aber noch bestehen Ungleich-
heiten zu ihrem Nachteil bei der frühkindlichen Bildung wie 
bei Bildung und Ausbildung generell – mit den bekannten 
Auswirkungen auf die Arbeitsmarktintegration, auf soziale 
Integration und Einkommen. Die Armutsrisikoquote der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund liegt deutlich über 
derjenigen der Gesamtbevölkerung. Selbst in den Bundeslän-
dern und Kommunen mit den besten Integrations-Ergebnis-
sen wird das Ziel einer Annäherung zwischen Migranten und 
Einheimischen nirgends erreicht.

Ohne jede Frage ist die deutsche Gesellschaft erheblich 
ungleicher geworden, haben Desintegrationserfahrungen 
und die damit einhergehenden Unsicherheitsgefühle zuge-
nommen, werden die Chancen auf soziale Teilhabe und Inte-
gration geringer, sind die Solidarität, das gute Miteinander 
gefährdet. Diese Entwicklungen haben die ohnehin vorhan-
denen Auswirkungen der Modernisierung unserer Gesell-
schaft mit ihren Merkmalen der funktionalen Differenzie-
rung, der Individualisierung und der sozialen Desintegra-
tion, die für die Gesellschaft insgesamt wie für den Einzelnen 
Chancen, aber auch Risiken gebracht haben, noch verstärkt. 
Zu diesen Risiken zählen auch Beeinträchtigungen der inne-
ren Sicherheit durch Kriminalität und Kriminalitätsfurcht.

Moderne Zeiten sind unsichere Zeiten – Kriminalität 
und Kriminalitätsfurcht als Risiken gesellschaftlicher 
Modernisierung und sozialer Unsicherheit?

Auch wenn Sicherheit weit mehr ist als innere Sicherheit, 
sind Kriminalität und innere Sicherheit zentrale gesellschafts-
politische Themen in einem demokratischen Staat – und das 
Bedürfnis nach innerer oder auch öffentlicher Sicherheit 
gehört zu den wenigen Grundbedürfnissen, über die es einen 
allgemeinen Konsens gibt.

Kriminalität gilt als Folge und als Risiko gesellschaftlicher 
Modernisierung und prekärer Lebenslagen, als Warnzeichen 
für wachsende soziale Ungleichheit und soziale Unsicherheit 
– und es ist mehr als erstaunlich, dass die zunehmende soziale 
Ungleichheit, die fehlende soziale Gerechtigkeit, die erodierende 
Gesellschaftsintegration bislang nicht zu einem Anstieg des Kri-
minalitätsniveaus geführt hat, auch nicht zu dem des Gewaltni-
veaus und auch nicht zu einer Zunahme der Kriminalitätsfurcht.

Im Gegenteil: Die Zahl der insgesamt polizeilich registrier-
ten Straftaten geht seit Jahren kontinuierlich zurück und 
auch die Delikte der Gewaltkriminalität, die oft besondere 

(mediale) Aufmerksamkeit erhalten, werden nach erhebli-
chen Zunahmen inzwischen seltener angezeigt. Diese güns-
tige Entwicklung zeigt sich nicht nur im Hellfeld der poli-
zeilich registrierten Straftaten, sondern auch – und dort sogar 
schon länger – im Dunkelfeld der zwar verübten, aber nicht 
bei der Polizei angezeigten Delikte. Rückläufig sind in den 
letzten Jahren auch die Tatverdächtigenbelastungszahlen (Tat-
verdächtige pro 100.000 der jeweiligen Bevölkerungsgruppe) 
für alle Altersgruppen, also auch für die jungen Menschen.

Diese für Deutschland insgesamt festzustellende günstige 
Entwicklung schließt natürlich nicht aus, dass sich – im Hell- 
wie im Dunkelfeld – auf regionaler, kommunaler oder Stadt-
viertelebene auch ungünstigere, problematischere Entwick-
lungen zeigen können und zeigen. Aber zu einer „gewaltför-
migen Desintegration“2 ist es in unserer Gesellschaft bislang 
nicht gekommen, sie scheint auch nicht unmittelbar bevor-
zustehen, so dass für die zukünftige Entwicklung eher Gelas-
senheit angesagt ist, vielleicht sogar vorsichtiger Optimismus.

Diese Aussage gilt insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass auch die Befunde zum Sicherheitsgefühl, zur Kriminali-
tätsfurcht eher positiv ausfallen – obwohl allgemeine gesell-
schaftliche Verunsicherung, soziale Unsicherheit, die Furcht 
vor Kriminalität erhöhen können, ohne dass sich an der Kri-
minalitätslage selbst etwas – zum Schlechteren – geändert 
hat. Denn bei Kriminalitätsfurcht handelt es sich oft nicht 
um eine spezifische Reaktion auf Kriminalitätsrisiken, son-
dern um eine Projektion sozialer, ökonomischer und exis-
tentieller Ängste. Kriminalität dient dabei als Metapher, um 
anders gelagerte Unsicherheiten artikulierbar zu machen.

Für Deutschland zeigen Befragungen jedoch, dass die Kri-
minalitätsfurcht im Vergleich zu anderen Ängsten – etwa den 
sozialen und wirtschaftlichen Sorgen – nicht nur ohnehin 
eine eher untergeordnete Rolle spielt, sondern seit etlichen 
Jahren sogar noch weiter abnimmt.

Diese Befunde zu Kriminalität und Kriminalitätsfurcht 
bedeuten auch, dass es in Deutschland bislang nicht – wie 
etwa in den USA – zu der Verschiebung von einer sozial-
politischen zu einer kriminalpolitischen Bearbeitung von 
Unsicherheit, Armut und Ausgrenzung gekommen ist, zur 
Herausbildung einer Sicherheitsgesellschaft, in der die Idee 
des Gesellschaftsschutzes mit der Zunahme exkludieren-
der, insbesondere strafender Maßnahmen einhergeht. Der 
„punitive turn“ vom Sozialstaat zum Strafstaat lässt sich für 
Deutschland bislang nicht nachweisen.

Nachhol- und Verbesserungsbedarf in Sachen sozialer 
Gerechtigkeit

Dass in Deutschland Kriminalpolitik (noch) nicht zum Ersatz 
für fehlende oder brüchig werdende Sozialleistungen gewor-
den ist, hat vor allem mit zwei Faktoren zu tun: Damit, dass 
der im Grundgesetz verankerte Sozial- und Wohlfahrtsstaat 
noch wirkt und damit, wie bei uns auf Kriminalität reagiert 
wird – nämlich nicht in erster Linie durch Repression, durch 
Strafe, sondern durch Prävention, durch Vorbeugung.

Der Sozial- und Wohlfahrtsstaat gehört zu den wichtig- 
sten Einrichtungen, um Desintegrationsfolgen abzumildern, 
soziale wie wirtschaftliche Sicherheit und Gerechtigkeit 
herzustellen, den inneren Zusammenhalt der Gesellschaft 
zu sichern. Dass der Staat auch in unsicheren Zeiten seiner 
Sicherungspflicht nachkommt, sein Sicherheitsversprechen 
einlöst, entspricht den Erwartungen der Bürger und ihren 
Hoffnungen auf mehr soziale Gerechtigkeit. Deshalb sollte 
an dem im Grundgesetz verankerten Sozialstaatsprinzip 
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festgehalten und kein weiterer neoliberaler Um- und Abbau 
des deutschen Sozialstaates zugelassen werden. Durch eine 
sozial gerechte Politik müssen ökonomische und soziale 
Teilhabe- und Verwirklichungschancen für alle Mitglieder 
unserer Gesellschaft ermöglicht und jeder Einzelne im Rah-
men seiner persönlichen Freiheit zu einem selbstbestimmten 
Leben und zu einer breiten gesellschaftlichen Teilhabe befä-
higt werden.

Obwohl der Sozial- und Wohlfahrtsstaat in Deutschland 
im Vergleich zu anderen Ländern noch wirkt, gibt es auch 
bei uns einigen Nachhol- und Verbesserungsbedarf in Sachen 
sozialer Gerechtigkeit. Die Herstellung gleicher Teilhabe-
chancen ist nicht nur eine ethisch-soziale Verpflichtung im 
Sinne gesellschaftlicher Solidarität und gegenseitiger Verant-
wortung, sondern auch eine grundlegende Investition in die 
Zukunft unserer Gesellschaft.

Um das zu erreichen, muss die Wurzel aller sozialen Pro- 
bleme angegangen werden, die soziale Ungleichheit. 
Ungleichheit teilt eine Gesellschaft und reibt sie auf, verstärkt 
die sozialen Ängste und zersetzt die soziale Struktur. Dabei 
kommt der wirksamen Vermeidung von Armut eine Schlüs-
selrolle zu: Unter den Bedingungen von Armut sind soziale 
Teilhabe und ein selbstbestimmtes Leben schwer möglich.

Mehr Prävention, aber nicht mehr Präventionsstaat!

Wie oben schon gesagt, gibt es noch einen weiteren Faktor, 
der wesentlich dazu beigetragen hat, dass es in Deutschland 
bislang nicht zur Herausbildung einer Sicherheitsgesellschaft 
gekommen ist: Die Art und Weise, wie bei uns auf Kriminali-
tät reagiert, wie bei uns Kriminalität verhindert oder zumin-
dest verringert wird. Nicht in erster Linie durch Repression, 
durch Strafe, also durch exkludierende Maßnahmen, sondern 
durch Prävention, durch Vorbeugung, also durch inkludie-
rende Maßnahmen.

Diese kriminalpolitischen Ausrichtung sollte beibehalten 
und ausgebaut werden – allerdings ohne auf dem Weg zum 
Präventionsstaat weiter zu gehen. Zwar ist es in Deutsch-
land bislang nicht zur Herausbildung einer Sicherheitsge-
sellschaft gekommen, in der Kriminalpolitik zur Ersatz für 
fehlende oder brüchige Sozialleistungen wird, wohl aber ist 
Deutschland auf dem Weg zum Präventionsstaat: Zu einem 
Staat, der seine Bürger, um Sicherheitsrisiken zu minimieren, 
Misstrauens- und Überwachungsmaßnahmen aussetzt, die 
auf keinem konkreten Verdacht beruhen. In einem solchen 
Präventionsstaat ist jeder Bürger nicht nur potenziell gefähr-
lich – und muss sich entsprechende Überprüfungen gefallen 
lassen – , sondern auch potenziell gefährdet – und damit Ziel 
und Objekt der Gefahrenvorsorge durch prinzipiell unbe-
grenzte und unbestimmte Präventionsmaßnahmen. Denn mit 
zunehmender Sicherheit erhöht sich das Sicherheitsbedürfnis, 
es kann nie genug Sicherheit geben, die Nachfrage nach Sicher-
heit ist unbegrenzt – mit der Konsequenz, das der Staat seine 
Sicherheitsversprechen grundsätzlich nicht einlösen kann.

Wenn es als öffentliche Aufgabe gesehen wird, schon die 
Furcht vor vermeintlichen Bedrohungen wahrzunehmen und 
zu beschwichtigen, dann ist eine solche Entwicklung weder 
im Sinne des Rechtsstaates, noch im Sinne einer Reduzierung 
von Kriminalitätsfurcht und Stärkung des Sicherheitsgefühls: 
Wenn überall der Kriminalität vorgebeugt werden muss, 
selbst einer vermeintlichen Bedrohung, dann kann das für 
den Einzelnen eben auch bedeuten, dass er überall mit Kri-
minalität rechnet und Nirgends vor Niemandem mehr sicher 
zu sein glaubt.

Wenn Kriminalprävention nicht zur (weiteren) Herausbil-
dung eines Präventionsstaates beitragen soll, sondern zum 
Abbau von Unsicherheit und zu mehr sozialer Teilhabe und 
eine kriminalpolitische Bearbeitung sozialpolitischer Probleme 
vermieden werden soll, dann muss auf jeden Fall dem Trend zur 
Entgrenzung und Vorverlagerung  des präventiven Tuns entge-
gengewirkt und Kriminalprävention eng verstanden werden.

Es sollten nur die Strategien, Maßnahmen und Projekte als 
kriminalpräventiv verstanden werden, die direkt oder indirekt 
die Verhinderung bzw. Verminderung von Kriminalität zum 
Ziel haben und von denen erwartet werden darf, dass sie in 
einem begründbaren und nachvollziehbaren Zusammenhang 
darauf gerichtet sind, Kriminalität zu verhindern bzw. zu ver-
mindern – entweder auf der Basis überzeugender empirischer 
Belege oder an Hand von plausiblen theoretischen Annahmen.

Maßnahmen der universellen oder sozialen Prävention, 
wie etwa die Wiederherstellung sozialer Gerechtigkeit durch 
den Abbau der Einkommens-, Bildungs- und Integrationsar-
mut mit dem Ziel einer gleichberechtigten wirtschaftlichen, 
politischen, sozialen und kulturellen Teilhabe aller Bevöl-
kerungsgruppen sind unverzichtbar, müssen aber als Sozi-
alpolitik verstanden und eingefordert werden und nicht als 
Kriminalprävention, auch wenn sie sich ohne Frage durch-
aus kriminalpräventiv auswirken können. Aber das ist nicht 
ihr Ziel, schon gar nicht ihr primäres und deshalb sollten sie 
auch nicht für Zwecke der Kriminalprävention instrumenta-
lisiert werden – zumal das der Bedeutung dieser Maßnahmen 
nicht gerecht wird.

Die Aussage „Sozialpolitik ist die beste Kriminalpoli-
tik“ findet zwar viel Zustimmung, bedeutet aber auch die 
Annahme einer Verknüpfung von sozialer Lage und Krimi-
nalität. Das ist eine Annahme, die dazu führen kann, dass bei 
einem Abbau sozialstaatlicher Leistungen sicherheitsstaat-
liche Instrumente zur Bewältigung unliebsamer Folgen für 
notwendig erachtet werden. Dann ist der Weg vom Sozial-
staat zum Strafstaat nicht mehr weit. Außerdem wird dabei 
mit einem ungerechtfertigten Generalverdacht gearbeitet und 
den von den Maßnahmen betroffenen Personen per se eine 
mögliche negative Entwicklung unterstellt (wenn etwa Pro-
gramme zur Förderung sozialer Kompetenz im Kindergarten 
als „Gewaltprävention“ bezeichnet werden und man damit 
im Sinne eines Generalverdachts indirekt allen Kindern die-
ser Gruppe unterstellt, zumindest potenzielle Gewalttäter 
oder Gewaltopfer zu sein).

Um solche und andere riskante Aspekte von Kriminal-
prävention zu vermeiden, sollten außerdem möglichst keine 
standardisierten Programme ohne Prüfung auf ihre Notwen-
digkeit und Eignung hin übernommen werden. Vielmehr soll-
ten die kriminalpräventiven Programme, Projekte und Maß-
nahmen die lokalen, sozialen und kulturellen Bedingungen 
und Kontexte von Kriminalität in Betracht ziehen, auf einer 
sorgfältigen Problem- und Ursachenanalyse vor Ort beruhen 
und natürlich auf ihre Wirksamkeit hin überprüft werden.

Wenn Kriminalprävention so verstanden und eingesetzt 
wird, dann kann sie ihren Beitrag zum Abbau von Unsicher-
heit und Exklusion leisten und zur Förderung von sozialer 
Teilhabe, Integration und Solidarität.

Anmerkungen

1	 Das Gutachten ist auf der Kongresswebseite des 17. Deutschen Präventionstages   
www.praeventionstag.de/nano.cms/17-DPT/Seite/3 veröffentlicht. 

2	 So die Prognose von Wilhelm Heitmeyer und seiner Forschungsgruppe, zuletzt 
aufgestellt in der von ihm herausgegebenen Analyse: Deutsche Zustände. Folge 10.  
Berlin 2012,  S. 26 ff.
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Eine präventive Gewinnabschöpfung liefert in vielen Fällen 
aus Sicht der Ermittler ein sauberes – gewünschtes – Ergeb-
nis, ist aber vielfach noch unbekannt und rechtlich nicht ganz 
unproblematisch. Sie ist auf der anderen Seite den Beschul-
digten und deren Verteidigern – wie die nachfolgenden 
Zitate zeigen – offensichtlich ein Dorn im Auge: „Wenn 
Polizeibeamte Winkeladvokaten spielen“ … „Doch das 
gesellschaftliche Grundproblem ist primär nicht das Polizei-
recht, sondern die prohibitive Drogenpolitik, die gehässigen 
Pedanten eine Spielwiese eröffnet, unter dem Deckmantel der 
Gefahrenabwehr anderen Bürgern ihr Geld wegzunehmen“.1 
Möglichkeiten und Grenzen der sogenannten präventiven 
Gewinnabschöpfung (PräGe) sollen hier an einigen alltägli-
chen Beispielen dargestellt werden.

Einschlägige Sachverhaltskonstellationen

Fall 1: Bargeld in dealertypischer Stückelung
Bei einer Routinekontrolle durch die Polizei wird eine Person 

angetroffen, die einige Portionen Haschisch und ein Bündel mit 
5, 10 und 20 Euroscheinen mit sich führt. Sowohl das Rauschgift 
als auch das Geld (insgesamt etwa 500 €) wird sichergestellt.

Unproblematisch und juristisch unstreitig unterliegen die 
illegalen Drogen der Einziehung; die Behauptung der sicher-
stellenden Beamten, das Bargeld sei in dealertypischer Stü-
ckelung mitgeführt worden und unterliege bereits deshalb 
dem staatlichen Zugriff, erweist sich bei einem Blick in die 
eigene Geldbörse nur zu schnell als Scheinargument – es sei 
denn, man konstatiert, dass wir alle ständig Bargeld in dea-
lertypischer Stückelung mit uns führen, das so auch von den 
Bankautomaten ausgegeben wird.

Sichergestelltes Geld und andere in Beschlag genommene 
Sachen belasten oftmals das gesamte (repressive) Strafverfah-
ren; bereits im Ermittlungsverfahren werden diese Gegen-
stände recht großzügig sichergestellt. Widerspricht der 
Beschuldigte dem staatlichen Zugriff, bedarf es eines richter-
lichen Beschlagnahmebeschlusses, der nur dann (rechtmäßig) 
ergeht, wenn der Gegenstand/das Geld der Einziehung oder 
dem – ggf. erweiterten – Verfall unterliegt. Asservate erschwe-
ren häufig später auch die Hauptverhandlung in Strafsachen, 
insbesondere wenn es um Gegenstände geht, die einen gewis-
sen materiellen Wert besitzen und die nach den Vorschriften 
der StPO/des StGB nicht der Einziehung pp. unterliegen. 
Weitere Sachverhalte mögen dies verdeutlichen:

Fall 2: Der unerklärbare Reichtum
Die Angeklagten und deren Fahrzeug wurden auf einem 

grenznahen Autobahnparkplatz zu den Niederlanden durch 
Zollbeamte überprüft; die Frage nach mitgeführten Waffen, 

Betäubungsmitteln und Bargeldbeträgen von mehr als 15.000 € 
verneinten sie wahrheitswidrig. Bei der nachfolgenden Durch-
suchung wurden geringe Mengen an Drogen und 33.000 € 
gefunden und in Verwahrung genommen. Indiztatsachen, die 
gegen einen regulären Erwerb sprachen, waren die Mittellosig-
keit der Beschwerdeführer und deren widersprüchliche Anga-
ben. Im Rahmen der Hauptverhandlung (wegen des Verstoßes 
gegen das Betäubungsmittelgesetz) beantragen die Verteidiger, 
das sichergestellte Geld an die Angeklagten herauszugeben.2

Oder:
In einem Verfahren wegen eines Verstoßes gegen das Waf-

fengesetz pp. werden bei dem Beschuldigten ein Geldbündel 
mit 3.900 € in 100 und 50 Euroscheinen sowie auf dem Vor-
dach seines Hauses 7.240 € eingeschweißt in einer Klarsichtfo-
lie als Zufallsfunde sichergestellt. Der Beschuldigte gibt an, es 
handele sich um seinen Lohn als Kraftfahrer.3

Mit Bescheiden – gestützt auf die Abwehr einer gegen-
wärtigen Gefahr – war in der ersten Alternative das Bargeld 
sichergestellt und in öffentliche Verwahrung genommen (vgl. 
z. B. §§ 43, 44 PolG NRW). Die Klage gegen die Bescheide 
und gerichtet auf Herausgabe der Geldsumme wurde durch 
das VG abgewiesen; den Antrag auf Zulassung der Berufung 
lehnte das OVG ab.4 Auch der „Kraftfahrerlohn“ wurde 
nicht zurückgegeben.

Fall 3: Der sichergestellte Schmuck
Im Rahmen einer Durchsuchung wird bei dem mittello-

sen Beschuldigten in einer Garage eine große Menge echter 
Schmuck sichergestellt, dessen Herkunft nicht geklärt werden 
kann.5 Nur wenige Schmuckstücke können Straftaten zuge-
ordnet werden. Der Besitzer ist umfangreich und einschlägig 
wegen Einbruchsdiebstahl in Erscheinung getreten.

Fall 4: Original verpackte Waren/Warenlager
Der von Hartz IV lebende Beschuldigte wird bei einem 

Ladendiebstahl vorläufig festgenommen und aufgrund eines 
richterlichen Beschlusses seine Wohnung durchsucht, die 
einem Warenlager gleicht. Die Beamten finden dort ca. 2.000 
Gegenstände, die überwiegend noch original verpackt sind. 
Die Waren haben einen Gesamtwert von ca. 125.000 €.6

Oder:
Bei dem Beschuldigten werden zahlreiche Baumaschinen 

und Werkzeuge gefunden; nur wenige haben noch Indivi-
dualnummern, bei den meisten sind diese – oder vorhandene 
Seriennummern – abgeflext/herausgeschnitten und können 
nicht mehr sichtbar gemacht werden.

Fall 5: Enkeltrickbetrug
Ein Beschuldiger ist der Begehung mehrerer Enkeltrick- 

Dr. Heiko Artkämper,  
Staatsanwalt (GL), Dortmund
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betrügereien dringend verdächtig. Bei seiner vorläufigen Fest-
nahme wird Bargeld in Höhe von 10.850 € sichergestellt; die 
Beamten gehen davon aus, dass das Geld nicht legal erworben 
wurde und – in Fortsetzung der Serie – weitere Enkeltrickbe-
trügereien drohen. Dabei könnte das Geld für Mietzahlungen 
für Pkw und Unterkünfte verwendet werden.7

Fall 6: Der Drogenkiosk
Ein Minderjähriger erwirbt unter polizeilicher Beobach-

tung an einem Kiosk 2 Gramm Haschisch. Bei der Durch-
suchung wird eine (geringe) Menge Haschisch und Geld aus 
der Kasse beschlagnahmt; der Kiosk wird zur Zeit der Tat 
von dem festgenommenen Beschuldigten in Vertretung für 
seinen Vater betrieben. Der Ermittlungsrichter gibt das Geld 
frei, das daraufhin mit der Begründung, es werde sonst in 
den Drogenkreislauf zurückgelangen, präventiv polizeilich in 
Beschlag genommen wird.8

Die strafrechtliche Lösung

Den meisten Lesern wird das Bauchgefühl bei allen Sachver-
halten sagen, dass „da etwas nicht stimmt“ und deswegen das 
Gefühl an das Gehirn die Bitte, den Wunsch oder gar den 
Befehl übersenden: „Wegnehmen!“ Doch Vorsicht: In allen 
Fällen sind den Strafjuristen mehr oder minder die Hände 
gebunden: Das strafrechtliche Instrumentarium der §§ 73 ff. 
StGB stellt den Rechtsanwender vor das Problem, dass dem 
Gewahrsamsinhaber eine konkrete, rechtswidrige Tat nach-
gewiesen werden muss, aus der der fragliche Gegenstand her-
rührt. Diese Zuordnung mag bei sichergestellten Waren zu 
einem gewissen – regelmäßig eher geringen – Teil gelingen.

Fall 7: Der nagelneue Porsche
Der Beschuldigte ist der Drogenszene zuzurechnen. Bei 

einer Kontrolle treffen ihn die Beamten in einem fabrikneuen 
Porsche an, den er wenige Tage zuvor gekauft und vollstän-
dig bezahlt hat.

Strafrechtlich muss – will man zu einem erweiterten Verfall 
gelangen – dem Eigentümer nachgewiesen werden, dass genau 
dieser Pkw(!) aus rechtswidrigen Taten stammt bzw. für sie 
hingegeben werden soll, was umfangreiche – häufig erfolg-
lose – Ermittlungen erfordert: Der Porsche resultiert in aller 
Regel nicht unmittelbar aus Straftaten, mag aber – ebenso eher 
unwahrscheinlich – für die Begehung solcher Taten hingege-
ben worden sein. Hat der Eigentümer das Auto bar bezahlt, 
besteht der Verdacht – eher wohl nur eine Vermutung –, dass 
die konkreten Geldscheine solche Gegenstände dargestellt 
haben. Das Fahrzeug wäre dann Surrogat, oder es könnte 
gem. § 73d Abs. 2 StGB als Wertersatz verwertet werden.

Ist der Porsche nicht bar bezahlt, sondern der Kaufpreis 
überwiesen worden, wird u. a. eine Kontoverdichtung die 
Kontenbewegungen sichtbar machen: Finanzermittler sind 
gefragt, um die Vermögensverhältnisse zu durchleuchten. 
Regelmäßige Bareinzahlungen größerer Summen begründen 
in Zeiten des bargeldlosen Zahlungsverkehrs die Vermutung, 
die eingezahlten Geldscheine hätten aus vorangegangenen 
Straftaten gestammt. Sofern der Täter neben illegalen auch 
über legale Vermögenszuflüsse verfügt, wird eine Zuordnung 
jedenfalls dann nahezu unmöglich. Der erweiterte Verfall 
kann daher die in ihn gesetzten Erwartungen nicht erfüllen.

Im Übrigen sehen die Regelungen des StGB und der StPO 
eine eindeutige Lösung vor, die – entgegen dem allgemeinen 
Rechtsempfinden – lautet: Herausgabe an die Beschuldig-
ten/Angeklagten als letzten Gewahrsamsinhabern!!

Das Polizei- und Ordnungsrecht

Inhaltlich interessanter als die repressive Gewinnabschöpfung, 
die somit in den vorliegenden Fällen „versagt“, wird damit 
das „Rechtsinstitut“ der präventiven Gewinnabschöpfung, 
das in den letzten Jahren von den Polizei- und Ordnungsbe-
hörden entwickelt worden ist, um außerhalb des Geltungs-
bereiches der §§ 73ff. StGB, die auch präventive Wirkungen 
haben, möglicherweise rechtswidrig erlangte Gegenstände 
– insbesondere Geld und nicht zuzuordnendes Diebesgut – 
dem letzten Gewahrsamsinhaber nicht zurückgeben zu müs-
sen.9 Das OVG Lüneburg hat sich 2009 mit dem Begriff der 
präventiven Gewinnabschöpfung beschäftigt und klargestellt, 
dass dieser insofern missverständlich sei, als es um eine primär 
präventive Maßnahme geht, durch die verhindert werden soll, 
dass illegal erworbene Werte zur Vorbereitung und Durch-
führung von (weiteren) Straftaten eingesetzt werden.10

Es geht um 
ff die Sicherstellung von Bargeld/werthaften Gegenständen
ff zum Zwecke der Gefahrenabwehr,
ff sofern dessen Besitzer zu einem Verzicht nicht bereit ist,
ff die Herkunft/Menge nicht plausibel erklären kann und/
oder bei dem die Annahme besteht, dass

ff es wahrscheinlich für (weitere) Straftaten eingesetzt bzw.
ff die Gegenstände für den wahren Eigentümer sichergestellt 
werden sollen.

Die Verwaltungsbehörden sehen in vielen Fällen die Eigen-
tumsvermutung des § 1006 Abs. 1 Satz 1 BGB, die für den 
Besitzer streitet, aufgrund von Indizgegentatsachen als hin-
reichend widerlegt an, stellen das Geld sicher und nehmen 
es in – faktisch endgültige – amtliche Verwahrung, entweder 
um den wahren, aber derzeit unbekannten und auch regelmä-
ßig kurzfristig nicht zu ermittelnden Eigentümer vor einem 
(weitergehenden) Verlust zu schützen (vgl. z. B. § 43 Nr. 2 
PolG NRW), oder zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr 
durch die Begehung weiterer Delikte (z. B. Erwerb und 
Einfuhr von Betäubungsmitteln, vgl. z. B. § 43 Nr. 1 PolG 
NRW). Beide Möglichkeiten der Sicherstellung sollen – je 
nach Sachverhaltsgestaltung – einschlägig sein.11

Die Vorgehensweise selbst bzw. die Rechtmäßigkeit der 
Maßnahmen wurde bislang vom BVerfG nicht überprüft12; 
es bleibt offen, ob die Sicherstellung von Bargeld auf die all-
gemeinen polizeirechtlichen/ordnungsbehördlichen Ermäch-
tigungsgrundlagen gestützt werden kann. Präventive Gewinn-
abschöpfung ist im Hinblick auf die Existenz der §§ 73 ff. 
StGB (Gewinnabschöpfung) und die insoweit bestehende 
Bundesgesetzgebungskompetenz durchaus nicht zweifelsfrei; 
auch die Gefahrprognose der anordnenden Behörde wird 
sich häufig, vielleicht sogar regelmäßig nicht bestätigen.13 

Die Argumentation von Thiée, der behauptet, dass nicht 
alle Gegenstände polizeirechtlich beschlagnahmefähig seien 
und unter diese Gegenstände auch Geld subsumiert,14 ver-
mag allerdings nicht zu überzeugen. Entgegen dem Bauch-
gefühl ist allerdings erforderlich, dass von der Geldsumme 
die Gefahr weiterer Straftaten droht und nicht nur von der 
Person, bei der das Geld aufgefunden wurde.

Zusammenarbeit mit der Justiz

Werden daher Anträge auf Herausgabe beschlagnahmter 
Gegenstände im Rahmen der Hauptverhandlung gestellt, sollten 
Richter und Staatsanwalt zumindest die Möglichkeit einer prä-
ventiven Gewinnabschöpfung kennen und in geeigneten Fällen 
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auf eine Sicherstellung der zunächst für das Strafverfahren asser-
vierten Wertgegenstände aus präventiven Gründen hinwirken.

Obwohl präventive Gewinnabschöpfung nach dem Osna-
brücker Modell in zahlreichen Bundesländern praktiziert wird, 
existiert bislang – soweit ersichtlich – nur in Niedersachsen ein 
Gemeinsamer Runderlass des Innen- und des Justizministe-
riums;15 zielführend ist zu Recht dessen „Präambel“: Sind die 
sichergestellten/beschlagnahmten Sachen aber von der beschul-
digten Person offensichtlich nicht rechtmäßig erlangt worden, 
besteht unter bestimmten … Voraussetzungen die Möglich-
keit einer Sicherstellung …, um die Rückgabe an die zum Ver-
zicht nicht bereite beschuldigte Person zu vermeiden.16

Der Erlass beschäftigt sich auch mit der Widerlegung der Ei- 
gentumsvermutung, wobei der Leser die Gewichtigkeit 
(oder Irrelevanz) der einzelnen Indiztatsachen für sich selbst 
bewerten mag:

3.4 Widerlegung der Eigentumsvermutung
… Dies ist auch mithilfe von Indiztatsachen und Erfah-

rungssätzen möglich. In diesen Fällen tritt eine Umkehr der 
Beweislast ein, so dass die oder der Beschuldigte den Nach-
weis des Eigentums an den Gegenständen zu führen hat.

Indiztatsachen und Erfahrungssätze sind etwa:
ff Sachen sind noch original verpackt;
ff an den Sachen noch Spuren deliktischer Herkunft zu fin-
den sind (Autoradios oder Elektrogeräte mit durchtrennten 
Kabeln, Fahrräder mit aufgebrochenen Schlössern),

ff bei … dem Gewahrsamsinhaber befand sich eine Anzahl/
Vielzahl von (gleichartigen) Sachen, für die evtl. nicht ein-
mal Verwendung besteht …;

ff Sachen sind noch mit Sicherungsetiketten und/oder Preis-
schildern versehen;

ff die finanzielle Situation bzw. das Einkommen … des 
Gewahrsamsinhabers lässt redlichen Erwerb der Sachen 
(auch Bargeld) nicht erklären;

ff Rechnungen, Quittungen, Belege über den redlichen 
Erwerb der Sachen können nicht vorgelegt werden;

ff … der Gewahrsamsinhaber ist bereits einschlägig straf-
rechtlich in Erscheinung getreten.

Es mag allerdings kritisch hinterfragt und obergerichtlich 
geklärt werden, ob der Zweck die Mittel heiligt, m. a. W. das 
Polizei- und Ordnungsrecht ausreichende Ermächtigungs-
grundlagen bietet, oder ob es sich um einen Kunstgriff han-
delt, durch den das System der strafrechtlichen Verdachts-
begriffe umgangen wird.17 Insbesondere stellt sich die Frage, 
ob eine Sicherstellung auch zulässig ist, wenn die Ermittlung 
des wahren Eigentümers von vorne herein ausgeschlossen 
ist/scheint18 oder durch die konkrete Verwendung der Geld-
summe eine Rückkehr in einen kriminellen Kreislauf sicher 
ausgeschlossen ist. Entscheidungen, die die Sicherstellung 
auch im Hinblick auf einen Freispruch im Strafverfahren 
bestätigen, existieren bereits,19 verwundern aufgrund der 
unterschiedlichen Rechtsmaterien auch nicht und können 
allerdings nicht jede Maßnahme legitimieren.

Möglichkeiten und Grenzen

Rechtsanwälte und Verteidiger werden in Anschluss an die 
Veröffentlichungen von Thiée auch unterhalb des Klagewe-
ges, der regelmäßig wenig Aussicht auf Erfolg verspricht, auf 
andere Art versuchen, an sichergestelltes Bargeld zu gelan-
gen. Entweder werden sie gegenüber den (Polizei)Behör-
den darlegen, dass der vorgefundene Geldbetrag nicht dem 
Beschuldigten, sondern einer – oder mehreren – anderen 

Person(en) gehört und insofern zu den Eigentumsverhältnis-
sen vortragen. Ebenfalls ist mit der – durchaus dann nicht 
uneigennützigen – Variante zu rechnen, dass sich die Vertei-
diger den Herausgabeanspruch zur Abdeckung ihrer eige-
nen(!!) Honorarforderungen haben abtreten lassen und dann 
erklären, dass damit eine Rückkehr dieser Geldsumme in den 
Drogenkreislauf auszuschließen sei.20 Diese Argumentation 
vermag bei geringen Geldbeträgen stichhaltig sein; bei Waren 
und größeren Geldsummen verfängt sie allerdings nicht.

Allerdings müssen auch die Grenzen präventiver Gewinn-
abschöpfung deutlich angesprochen und akzeptiert werden:

ff Zuständig sind die allgemeinen Ordnungsbehörden, 
es sei denn, das Vorliegen von Gefahr im Verzug legiti-
miert ein Einschreiten der Polizei. Polizeiliche Maßnah-
men dürften regelmäßig aber als Akt einer unzuständigen 
Behörde nicht nichtig sein.

ff Sofern Dritte ihre Eigentumsrechte an den Gegenstän-
den/dem Geld nachweisen können, sind die Sachen an sie 
herauszugeben.

ff Bei kleineren Geldbeträgen, die eine zulässige Honorar-
forderung decken, schließt eine Abtretung des Heraus-
gabeanspruchs an den Verteidiger die Gefahr aus, dass 
mit dieser Geldsumme weitere Straftaten begangen wer-
den. Allerdings besteht hier durch das Verbot der Geld-
wäsche ein eher enger Anwendungsbereich.

ff Der Besitz bemakelten Geldes führt nicht dazu, dass wei-
tere – sämtliche – Geldbestände kontaminiert werden. 
Allerdings ist eine „strikte Trennung zwischen legalem 
und illegalem Geldkreislauf“21 nur in seltenen Ausnahme-
fällen möglich; es spricht dann eine – widerlegbare – Ver-
mutung für die Sicherstellung.

ff Ist sicher auszuschließen, dass bei Gegenständen der 
Berechtigte (noch) ermittelt werden kann, wird die (fort-
dauernde präventive) Sicherstellung zum Zwecke der Rück-
führung zur Farce und erfüllt nicht die Voraussetzungen 
der Ermächtigungsgrundlage. In derartigen Fällen sollte 
auch ein Zugriff zu Beginn des Verfahrens unterbleiben.

ff Der allgemeine Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ermöglicht eine 
Beschränkung der PräGe auf Gegenstände/Geldbeträge, die 
eine Mindestwertgrenze überschreiten. Dabei ist die in Nie-
dersachsen genannte Grenze von 500 €22 keinesfalls bundes-
weit verbindlich, sondern allenfalls als Richtwert zu begreifen.

Anmerkungen

*	 Vgl. Hunsicker, Präventive Gewinnabschöpfung, Die Kriminalpolizei 4/2012, S. 13 ff.
1	 So Thiée, StV 2009, 102 (105); vgl. ders. StV 2010, 215 ff. einerseits und Hunsicker, 
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3	 OVG Münster, DöV 2011, 205 auch zu den näheren Umständen.
4	 BVerfG, Beschluss vom 24.10.2011, 1 BvR 732/11, StRR 2012, 257f.
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cker, Kriminalistik 2003, 234; Schütte/Braun/Keller, PolG NRW, § 43 Rn. 13 ff. (15).
7	 Vgl. VG Braunschweig vom 19.10.2006 – 5 B 284/06; ferner OVG NRW, Beschluss 

vom 11.8.2010 – 5 A 298/09.
8	 Fall nach Thieé, StV 2009, 102 ff.
9	 Instruktiv dazu: Schütte/Braun/Keller, PolG NRW, § 43 Rn. 14 ff.
10	Urteil vom 2.7.2009 – 11 LC 4/08 vgl. dazu auch Hunsicker, Kriminalistik 2010, 38.
11	Dazu z. B. Schütte/Braun/Keller, PolG NRW, § 43 Rn. 13 ff.; Tegtmeyer/Vahle, 

PolG NRW, § 43 Rn. 8.
12	Vgl. Fn. 4.
13	Die Beurteilung der Rechtmäßigkeit ist umstritten; vgl. Hunsicker, Kriminalistik 

2010, 38 (39) m. w. N. pro und contra; ferner die Nachweise in Fn.1,
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Der deutsche Dschihad: alte und 
neue Hotspots 

Galt bis vor kurzem Pakistan als eines der wichtigsten Reise-
ziele deutscher Gotteskrieger, so scheinen inzwischen andere 
fragile Staaten an Attraktivität für Dschihadisten gewonnen 
zu haben. Pläne der Kern-al-Qaida, die auf Anwerbung, Aus-
bildung und Einschleusung der in Wasiristan geschulten Isla-
misten nach Westen abzielten, stoßen an ihre Grenzen. Denn 
die westlichen, vor allem amerikanischen Nachrichtendienste 
konnten zahlreiche Sicherheitslücken verschiedener Netz-
werke ausnutzen. Die Kommunikation und Reisebewegungen 
zwischen Europa wie Deutschland und Pakistan etablierten 
sich als nachrichtendienstliches Beobachtungsobjekt. Kaum 
einer Gruppe mit Deutschlandbezug gelang es bis jetzt, ihren 
Plänen unbemerkt nachzugehen, was von Ausreiseversuchen in 
die Gebiete des Dschihad allerdings nicht gesagt werden kann.

Veränderte Rahmenbedingungen

Dank den US-amerikanischen Hinweisen konnten die „bay-
erischen Taliban“ (die Sauerland-Gruppe) und die Düssel-
dorfer Zelle rechtzeitig verhaftet werden. Auch die Planung 
terroristischer Aktionen unter Beteiligung von vier Hambur-
ger Islamisten (Sidiqi, Makanesi, Dashti, Meziche) konnte 
nicht aufgehen. Zudem häuften sich erfolgreiche Dronenan-
griffe der CIA in Nord-Wasiristan, die die Angst vor Spio-
nen unter den Militanten schürten.

Daher setzen die Dschihadisten auf radikalisierende Pro-
paganda, den so genannten Co-Terrorismus und schwer zu 

beobachtende Einzeltäter, die ohne Verbindungen zu Paki-
stan aktiv werden sollen. Denn viele erfolgreiche Aktionen 
gehen auf ihr Konto: Der Frankfurter Schütze Arid Uka 
scheint im Gegensatz zu herkömmlichen Terroristen dem 
von der al-Qaida gelobten Beispiel des US-Militärpsychiaters 
Nidal Malik Hasan gefolgt zu sein, der im texanischen Fort 
Hood 13 Soldaten erschossen und mehr als 30 verletzt hat. 
Der jemenitische Zweig von AQ hat 2011 in seiner Internet-
Zeitschrift „Inspire“ auch Arid Uka für seine Morde gelobt. 
Der Mörder von Toulouse, Mohammed Merah, war zwar 
in der Gruppe mit dem Namen Jund al-Khil fah (JaK), zu 
Deutsch: Soldaten des Kalifats, ausgebildet, handelte jedoch 
eigenverantwortlich. Die Ereignisse in französischem Tou-
louse ähneln teilweise einer Szenerie, die sich am 12. Novem-
ber 2011 im kasachischen Taras abspielte. Dort hat ein ver-
mutlicher JaK-Anhänger stundenlang die Stadt in Atem 
gehalten, indem er sich heftige Feuergefechte mit der Polizei 
lieferte, auch zufällige Opfer nicht scheute und sich am Ende 
in die Luft sprengte.

Auch deutschstämmige Dschihadisten mischen bei der 
Propagandaarbeit kräftig mit. Über die altbekannten „Szene-
stars“ auf dem Boden des Dschihad wie die Brüder Chouka 
hinaus sind seit vor kurzem auch weitere Personen am Werk, 
so dass sich in jüngster Zeit erneute Aufrufe an gewaltbereite 
Islamisten mehren, Anschläge in Deutschland zu verüben. 
Der Verfassungsschutz warnt konsequenterweise vor Ein-
flussnahme aus dem Ausland. Nicht ohne Grund: Der Öster-

reicher Mohamed Mahmoud soll in 
Ägypten einen Brückenkopf geschaffen 
und eine „Abteilung für Übersetzun-
gen“ der Globalen Islamischen Medi-
enfront reaktiviert haben. Infolge der 
Pro-NRW-Provokationen sowie der 
Proteste in der islamischen Welt gegen 
den Mohammed-Schmähfilm ließen die 
deutschstämmige Akteure keine Gele-
genheit aus, zu Morden an Rechtsextre-
misten, Politikern und vermeintlichen 
Befürwortern der „Erniedrigung des 
Propheten“ aufzurufen. Auch von Gei-
selnahmen, Aktionen nach dem Merah-
Vorbild und der Dschihadpflicht im 
Ausland ist die Rede.

Dass die westlichen Nachrich-
tendienste die Rolle der radikalisie-
renden Propaganda sehr ernst neh-
men, bestätigt bspw. die Tötung des 

„Die Deutschen sind zum Greifen nah…“: Der Messerstecher Murat K. soll nach Denis Cuspert freigepresst werden. 
Keine leere Drohung, wie der Fall eines in Nigeria entführten und getöteten deutschen Ingenieurs zeigt.
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Chefpropagandisten der AQ im Jemen, Anwar al-
Awlaki. Auch deutschstämmige Akteure lenkten 
die Aufmerksamkeit der USA auf sich. So hat das 
US-Außenministerium am 26. Januar 2012 drei aus 
Deutschland stammende Islamisten auf die Liste der 
internationalen Terroristen gesetzt. Es handelt sich 
um die Brüder Yassin und Monir Chouka aus Bonn 
und Mevlüt Kar, einen Deutsch-Türken aus Lud-
wigshafen.1 Der amerikanische Präsident Obama 
soll zudem laut Medienberichten die Gebrüder 
Chouka zum Abschuss durch CIA-Drohnen freige-
geben haben. Die Bonner gelten nämlich als Kämp-
fer, Rekrutierer, Logistiker und Propagandisten für 
die in Pakistan und Afghanistan agierende „Islami-
sche Bewegung Usbekistans” (IBU). Mevlüt Kar 
wird vorgeworfen, als Logistiker und Rekrutierer für 
die „Islamische Dschihad-Union” (IJU) zu fungie-
ren. Ein libanesisches Gericht verurteilte ihn bereits 
in Abwesenheit zu 15 Jahren Haft für den Versuch, 
eine al-Qaida-Zelle im Libanon zu gründen.

Alte Hotspots: Pakistan und Afghanistan 

Wegen der Präsenz in Afghanistan – die Bundesrepublik ist 
drittgrößter Truppensteller nach den USA wie Großbritan-
nien, und trägt die Verantwortung für die Aufstandsbekämp-
fung im Norden des Landes – gilt das „Böse[s] Vaterland“ (so 
der Titel eines Propagandastreifens) als „legitimes“ Angriffs-
ziel. Von 2009 an traten mehrere deutschstämmige Islamis-
ten in einem Dutzend Propagandastreifen der al-Qaida & 
Co. mit unverblümten Drohungen gegen die Bundesrepub-
lik auf – sie suchten die Bundestagswahlen zu manipulieren, 
die Öffentlichkeit wie die deutsche Regierung zu erpressen 
und die Antikriegsstimmung zu schüren, um einen Bundes-
wehrabzug aus Afghanistan zu erzwingen. Zugleich hatten 
sie gezielte Rekrutierungsarbeit mit verschiedenen Methoden 
betrieben.

Einerseits sprachen einige „Auswanderer“ die vermeintli-
che individuelle Pflicht an, sich am Dschihad zu beteiligen. 
Andererseits setzten sie Deutschland als „Gebiet des Unglau-
bens“ in Szene und riefen die Islamisten auf, der Macht der 
„Ungläubigen“ zu entkommen, um den Islam „komplett“ 
praktizieren zu können. Orte wie Afghanistan, Pakistan, 
Somalia oder der Jemen, an denen „die Muslime mit dem 
Gottesdienst des Jihades die Shari’a anstreben oder ausge-
sprochen haben“ seien dabei besonders empfehlenswert. 
Bereits während der Vorbereitung auf die Auswanderung 
greife die Pflicht, den Beitrag zum Dschihad zu leisten sowie 
sich körperlich fit zu halten.

Die Propaganda aus Pakistan verfehlte ihre Wirkung nicht. 
Denn der Anstieg der Ermittlungsverfahren gegen mutmaß-
liche islamistische Terrorverdächtige war laut BKA „rasant“. 
Im April 2010 belief sich die Zahl der „Ermittlungsverfahren 
mit islamistischem Hintergrund“ auf 350 Fälle – „so viele wie 
noch nie“, berichtete der BKA-Präsident. Dabei hingen auch 
die Reisebewegungen der deutschen Dschihadisten in Aus-
bildungslager im afghanisch-pakistanischen Grenzgebiet mit 
dem höheren Fallaufkommen zusammen. Seit Anfang 2009 
beobachteten die Sicherheitsbehörden, dass sich Reisen aus 
Deutschland in Ausbildungslager häuften. Ermittler gingen 
davon aus, dass sich allein 2009 mehr als 30 junge Menschen 
nach Afghanistan oder Pakistan abgesetzt hätten. Es können 
jedoch mehr gewesen sein, denn die deutschen Sicherheits-
behörden können nachweislich nicht alle Reisebewegungen 

registrieren (vgl. die „Hamburger“ bzw. „Berliner Reise-
gruppe“). 2009 wollten laut Verfassungsschutz 138 Personen 
aus Deutschland ein Ausbildungslager in Pakistan besuchen. 
2010 gingen die Behörden von 40 Islamisten mit Deutsch-
landbezug in Afghanistan/Pakistan aus. Nach inoffiziellen 
Angaben versuchten 2009 ca. zehn Personen monatlich nach 
Pakistan zu reisen, 2010 und 2011 belief sich die Zahl auf ca. 
fünf Möchtegern-Gotteskrieger im Monat.

Neben Afghanistan und Pakistan galt eine Koranschule in 
Dammaj im Jemen als „Pilgerstätte“ radikalisierter Islamis-
ten mit Deutschlandbezug. Zwischen fünf und zehn Deut-
schen sollten sich im Norden des Landes aufgehalten haben, 
wobei ein Netzwerk im Inland für Koranstudien warb und 
die finanzielle Unterstützung leistete.

Sowohl das deutlich nachgelassene Propagandaaufkom-
men als auch bestätigte Tötungen deutschstämmiger Gottes-
krieger 2009 und im Vorfeld eines vermeintlichen Komplotts 
gegen Europa und Deutschland 2010 lassen den Schluss zu, 
die deutschen Gruppen in Pakistan seien dezimiert. „Deut-
sche Taliban“ gelten inzwischen als aktionsunfähig: „Nach 
dem Tod vieler Mitglieder der DTM durch Kampfhandlun-
gen war der Fortbestand der DTM bereits seit Mitte 2010 
unklar. Es ist mittlerweile wahrscheinlich, dass die DTM 
zerschlagen ist“, berichtete der Berliner Verfassungsschutz.3 
Auch der Anführer der Splittergruppe, Fatih Temelli alias 
„Abdul Fettah al-Mujahir”, wurde Ende Juni 2012 verhaf-
tet, nachdem er sich aus dem Iran in die Türkei abgesetzt 
hat. Anfang 2012 ging der BND von ca. 20 Personen aus 
Deutschland in Afghanistan und Pakistan aus.

Die Bonner Islamisten Chouka betreiben jedoch ihre 
Propagandaarbeit unbeirrt weiter. Es besteht allerdings ein 
nicht unbedeutender qualitativer Unterschied zum Zeit-
raum zwischen 2009 – 2010. Während die Choukas früher 
ausdrücklich für Leben und Kämpfen in Pakistan warben, 
waren danach immer mehr Angriffe in Deutschland zum 
Schwerpunkt der Propaganda geworden. Im Streifen mit 
dem Titel „Böses Vaterland“, der Ende 2011 produziert und 
Mitte Februar 2012 online eingestellt wurde, behauptete Abu 
Adam abermals, dass „die deutschen Politiker und die deut-
schen Kräfte, die im Hintergrund für die Juden arbeiten“ der 
„Hauptfeind“ seien. Zugleich drohte er Anschläge auf zivile 

Naschid-Dschihadisten wissen um die Bedeutung solcher Kriegsschauplätze wie Tschetschenien für 
deutsche Dschihad-Touristen.
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Ziele aus Rachemotiven an: „Warum sollen die Muslime in 
Angst leben und ihr in Sicherheit? Warum leben wir im Krieg 
und in Deutschland, das uns bekriegt, herrscht eine friedli-
che Atmosphäre”, so der fleißige Propagandist. Der Dschi-
had in Deutschland sei nur eine Frage der Zeit: „Selbst wenn 
die deutsche Bundeswehr 70 mal aus Afghanistan ausrücken 
wird, so werden wir die Deutschen weiter bekämpfen. Wir 
werden sie solange bekämpfen bis wir ausreichende Rache 
genommen haben für ihre Verbrechen und bis Allahs Erde 
unter der Führung seiner Diener steht.”

Auch sein Bruder rief in einer Audiobotschaft „die 
Umma“ zur Aktion auf: „[...] Aber geehrter Bruder, sicher-
lich kommst du an Streichhölzer oder du schaffst es Züge zu 
entgleisen. Und wenn du es nicht schaffst, sie zu töten, dann 
schade ihrer Wirtschaft, zerstöre ihre Gebäude, vor allem die 
staatlichen, und die Gebäude in denen sie den Genuss des 
irdischen Lebens genießen. Beispielsweise die Diskotheken, 
die Einkaufszentren und die Restaurants. Mach ihre Spaßge-
sellschaft zunichte! Erinnere sie an die Reichskristallnacht! 
Sorge für Schlagzeilen und lass sie in Trauer und Angst leben! 
[...] Lass deiner Kreativität freien Lauf. Wichtig dabei ist, dass 
es sichtbar ist, dass deine Tat eine Tat im Namen des Islams 
war.“ In einer Audiobotschaft mit dem Titel „Der Ritter von 
Toulouse“ pries Monir Chouka den Attentäter Merah als 
Helden und rief europäische Muslime zu ähnlichen Aktionen 
auf.

Neuer Hotspot: Somalia

2011 zeichnete sich zudem ein weiterer neuer Trend ab, der 
die deutschen Sicherheitsbehörden beunruhigte: Nach BND-
Erkenntnissen zog es deutsche Islamisten ab dann verstärkt 
nach Afrika und Somalia wurde zu einem neuen Hotspot. 
2011 gab es sechs registrierte Ausreiseversuche deutscher 
Islamisten gen Pakistan, während sich zwölf Personen nach 
Somalia absetzen wollten. Vier von ihnen gelang die Einreise. 
„Obwohl bislang deutschsprachige Propagandavideos aus 
Somalia, wie sie seit Jahren aus dem pakistanischen Wasi-
ristan bekannt sind, ausblieben, gelingt die Rekrutierung 
deutscher Muslime mit einigem Erfolg. So sollen beispiels-
weise in somalischen Gemeinden in Nordrhein-Westfalen 
einige junge Männer erfolgreich angeworben worden sein. 
Ob ihnen bereits die Ausreise gen Somalia gelang, ist nicht 
bekannt“, berichtet Florian Flade. Von den „Deutschen 

Shabab“ im Raum Bonn schrieben die Medien unter Verweis 
auf einen LKA-Bericht. Als „Ansprechpartner und Ratgeber 
für Leute, die die aktive Teilnahme am Dschihad beabsich-
tigen“, galt laut dem Bericht der 39 Jahre alte Hussein Kas-
sim M., alias Scheich Hussein, der als Kopf der „Deutschen 
Shabab“ fungieren soll. Es verwundert vor diesem Hinter-
grund nur wenig, dass die Polizei nach dem Bombenfund 
am Bonner Hauptbahnhof bei der zum damaligen Zeitpunkt 
vorliegenden Verdächtigtenbeschreibung den in Mogadischu 
geborenen Omar D. und Abdirazak B. festgenommen hat. 
Denn beide saßen bereits 2008 in Untersuchungshaft, weil sie 
angeblich einen islamistisch motivierten Selbstmordanschlag 
in Somalia begehen wollten.

Im Juni 2012 ist in Tansania von der Polizei ein interna-
tional gesuchter Terrorist, Emrah Erdogan, festgenommen 
worden. Laut dem Generalbundesanwalt ist der Angeschul-
digte hinreichend verdächtig, „sich von Mai 2010 bis Januar 
2011 als Mitglied an Al Qaida und anschließend bis Juni 2012 
an der in Somalia agierenden Al Shabab beteiligt zu haben. 
[…] Zudem soll er versucht haben, einen seiner Brüder zur 
Begehung eines schweren Raubes anzustiften, um Geld für 
Al Qaida zu beschaffen.“ Der im Sommer 2010 nach Pakis-
tan ausgewanderte Wuppertaler mit dem Kampfnamen „Sala-
haddin“ sorgte im Herbst 2010 für Alarmstimmung und Ver-
schärfung der Sicherheitsmaßnahmen in Deutschland, indem 
er in mehreren Telefonaten mit dem BKA vor angeblichen 
Terroranschlägen warnte. Anfang 2011 setzte er sich nach 
Kenia ab und schloss sich den mit AQ verbündeten Al-Sha-
baab-Milizen an. „Seit Juni 2011 hatte er Zugang zur Füh-
rungsspitze der Organisation. Zu seinen Aufgaben gehörte 
es unter anderem, Rekruten ideologisch auf den bewaffne-
ten Jihad einzuschwören. Zudem war er in die Bemühun-
gen von Al Shabab eingebunden, Gelder zu beschaffen und 
neue Kämpfer zu gewinnen. Insbesondere fungierte er als 
Kontaktmann für potentielle Rekruten aus Deutschland. Im 
August 2011 gliederte er sich darüber hinaus in die bewaff-
neten Verbände von Al Shabab ein, deren terroristische 
Angriffe sich gegen Truppen der somalischen Übergangs-
regierung und der sie unterstützenden äthiopischen Armee 
richteten. Er nahm zumindest an einem Kampfeinsatz teil, 
bei dem zahlreiche äthiopische Soldaten getötet wurden“, so 
der Generalbundesanwalt.4

Es ist zu erwarten, dass Somalia weiterhin ein Hotspot – 
auch für deutschstämmige Dschihadisten – bleibt, denn AQ 

unterstützt die Pläne der al-Shabab, 
ganz Somalia zu erobern und einen 
AQ-Staat zu gründen, indem sie 
ihre Rekruten nicht mehr in Pakis-
tan ausbildet, sondern zu al-Shabab 
schickt.

Ägypten als Drehscheibe 
für Dschihadwillige

Das Verbot der Sekte „Millatu 
Ibrahim“, deren zwei Prominente 
Vertreter, Mohamed Mahmoud 
und Denis Cuspert, durch das 
Schwadronieren bzw. Singen über 
den Dschihad aufgefallen sind, 
galt als spürbarer Schlag gegen 
den politisch-dschihadistischen 
Salafismus. Inzwischen sind auch 
seine Nebenwirkungen sichtbar Kalaschnikow statt Mikro: Deso Dogg setzt sich als vermeintlicher „Mudschahed“ in Szene.
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geworden, die der Verfasser dieser Zeilen unmittelbar nach 
dem Verbot durch den Bundesinnenminister wie folgt prog-
nostizierte: „Zwar sind das Verbot von ‚Millatu Ibrahim‘ und 
die Durchsuchungsbeschlüsse gegen ‚DawaFFM‘ wie ‚DWR‘ 
unmissverständliche Signale an die Szene. Zugleich werden 
die bekannten Problemlagen in die Illegalität verbannt, wobei 
weitere Radikalisierungsschübe nicht auszuschließen sind. 
Gespräche über die ‚schwulen, kokainsüchtigen, pädophilen 
und einfach ekelhaften‘ Politiker werden dann nicht mehr in 
(Hinterhof-)Moscheen oder im Internet stattfinden, sondern 
in privaten Räumlichkeiten und eingeschworenen (Unter-
grund-)Gemeinschaften, deren Gruppendynamiken gefährli-
che Mechanismen eigen sind. ‚Resignierte‘ Salafisten könnten 
sich nun auf den Weg in die ‚Scharia-Gebiete‘ machen, auch 
eine neue Welle des ‚Dschihad-Tourismus‘ aus Deutschland 
wäre als Folge nicht auszuschließen.“5

Die düstere Prognose bewahrheitete sich. Denn eine Reihe 
von Solinger Islamisten folgte Mohammed Mahmoud nach 
Ägypten, wohin er sich abgesetzt hatte, um seiner Abschie-
bung zuvorzukommen. Auch dem „Naschid-Dschihadisten“ 
Denis Cuspert gelang die Ausreise – trotz Überwachung. 
2012 waren es über 50 Personen, die an den Nil gereist sein 
sollten. Nach Informationen aus Sicherheitskreisen reis-
ten dann deutsche Islamisten weiter nach Mali, Libyen und 
Somalia, wo sie anscheinend für den Krieg gegen den Wes-
ten ausgebildet würden. Angeblich sollen auch Cuspert und 
Mahmoud versucht haben, sich in der ostlibyschen Ortschaft 
Derna Ansar al-Scharia anzuschließen. Inzwischen seien 
beide nach Ägypten zurückgekehrt.

Ob in Ägypten oder sonst wo: Mahmoud und Cuspert 
sind wieder aktiv und intensivierten ihre Propagandaar-
beit in Wort, Bild und Ton. Als Folge hetzen bspw. die von 
Abu Assad al-Almani verfassten Schriften „Abrechnung mit 
Deutschland“ und „Die Freiheit im Dschihad“ in deutlichen 
Worten gegen „Drecks-Kuffar“ und rufen zum Dschihad im 
In- und Ausland auf. Die Gewaltlosigkeit der deutschen Sala-
fisten nach den NRW-Provokati-
onen wird darin als Mittäterschaft 
an der Schmähung des Prophe-
ten uminterpretiert. „Die deut-
schen Kreuzritter“ hätten dem-
nach ihren Hass gegen den Islam 
erneut unter Beweis gestellt, wes-
halb die „wertlosen Halbaffen“ 
zu bestrafen seien.

In einem kürzlich veröffentlich-
ten Streifen trägt Mahmoud gar 
eine Kalaschnikow, was wohl seine 
Entschlossenheit, den Dschihad-
Weg zu beschreiten, betonen soll. 
Der Naschid-Rapper Cuspert adelt 
in einem „Gedicht“ den „Löwen 
Murat K.“ und ruft die gewaltbe-
reiten Salafisten auf, den verurteil-
ten Messerstecher freizupressen: 
„Wir werden niemals ruhen, ehe 
wir dich nicht aus deiner Gefan-
genschaft befreit haben. […] Jeder 
Beleidiger des Gesandten wird 
geschlachtet, ob fern oder nah. 
Und wisse, oh Bruder, die Deut-
schen sind auch zum Greifen nah. 
Wir werden sie gefangen nehmen, 
bis du frei bist für deine edle Tat.“

In einem Naschid mit dem Namen „Chichan“ besingt er 
den Dschihad in Tschetschenien, in einem anderen Kampf-
lied – die Liebe, für Allah zu sterben (sic).

In einem Naschid mit dem Titel „Die Ummah“ spricht ein 
„deutscher Mujahid“ Abu Azzam al-Almani erneute Dro-
hungen gegen Deutschland und die Bundeskanzlerin aus: 
„Unsere Truppen sind schon da, welch eine Freude […]. Ihr 
werdet bluten, eure Köpfe werden rollen! […] Oh Allah, gib 
dem deutschen Volk was es verdient!" Reflexartig preist Abu 
Azzam in seinem selbst für pakistanische Verhältnisse äußerst 
schlecht gemachten „Kampflied“ bin Laden: „Osama, warte 
auf uns, wir haben Blut gerochen“. „Wir wollen Obama und 
Merkel tot sehen!“, heißt es weiter.

Kurzum: Millatu Ibrahim als radikalisierendes Ferment 
ist nicht verschwunden. Eher umgekehrt ist der Fall: Die 
Gruppe hat ihre – virtuelle – Präsenz ausgebaut. Inzwi-
schen ist die GIMF mit zahlreichen Beiträgen auf einschlä-
gigen Foren präsent. Zugleich hat sich das radikale Milieu in 
Deutschland jedoch verkleinert, was die Wirkungskraft der 
Propaganda wahrscheinlich verringern dürfte. Nichtsdes-
totrotz ist die Gefahr des deutschen Dschihad noch nicht 
gebannt.

Anmerkungen
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„Wir haben Blut gerochen“: Der Blutrausch der Schreibtisch-Mudschaheddin, Drohung als kostenlose Werbung in eigener 
Sache.
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I. Materielles Strafrecht

§§ 211, 212 StGB – Mord: Voraussetzungen der niedri-
gen Beweggründe und der Arg- und Wehrlosigkeit beim 
Übergang von Körperverletzungs- zu Tötungshandlun-
gen. Der Angeklagte (A.) hatte mit seiner Ehefrau etliche 
Streitigkeiten ohne Tätlichkeiten, mehrfache Versöhnungen 
und Trennungen. Die Geschädigte hatte zwischenzeitlich ein 
intimes Verhältnis zu einem Bekannten des A. und war aus-
gezogen. In der Folgezeit versuchte der A. sie immer wieder 
telefonisch zu erreichen, erschien vor ihrer Wohnung sowie 
an ihrer Arbeitsstelle und beobachtete sie. Am Tattag nahm 
der A. Lederhandschuhe mit und steckte ein Küchenmes-
ser mit einer 19 cm langen Klinge in seine Jackentasche, um 
seine Ehefrau zu töten, falls das Gespräch mit ihr „nicht in 
seinem Sinne“ verlaufen werde. Er versteckte sich in einem 
Gebüsch, um sie zu überraschen, weil er befürchtete, dass 
sie sofort umkehren würde, falls sie ihn entdeckte. Als die 
Geschädigte mit dem Auto wegfahren wollte, verließ A. 
sein Versteck, öffnete die Beifahrertür und setzte sich auf 
den Beifahrersitz. Zwischen A. und der Geschädigten kam 
es zu lautstarken verbalen Auseinandersetzung. Der A. 
wurde daraufhin äußerst wütend und schlug seine Ehefrau, 
die aufgrund ihrer bisherigen Erfahrungen mit ihm (weiter-
hin) nicht mit einem Angriff rechnete, mit der rechten Faust 
ins Gesicht. Sie schrie weiter und er schlug mehrfach auf 
sie ein. Während der Auseinandersetzung zog der beträcht-
lich affektiv aufgeladene, in seiner Steuerungsfähigkeit aber 
nicht beeinträchtigte A. – „in dem sich nunmehr realisieren-
den Entschluss, sie zu töten“ – das Küchenmesser aus der 
Jackentasche und begann auf seine Frau einzustechen. Sein 
Opfer versuchte, die Stiche mit den Händen abzuwehren 
und trug bereits zu diesem Zeitpunkt durch das Messer min-
destens eine blutende Verletzung davon. Im weiteren Ver-
lauf gelang es der Geschädigten, die Fahrertür zu öffnen und 
aus dem Auto zu entkommen. Der A. folgte ihr unmittelbar 
durch die Fahrertür und brachte seine Frau, die bis dahin im 
Wesentlichen Blutergüsse am Kopf und einen Nasenbein-
bruch erlitten hatte, neben dem Fahrzeug zu Boden. Sodann 
fügte er seinem Opfer – weiterhin um es zu töten – eine tiefe, 
bis an die Wirbelsäule heranreichende Schnittverletzung am 
Hals zu, die dazu führte, dass sie innerhalb kurzer Zeit an 
Ort und Stelle verblutete.

Gefühlsregungen wie Eifersucht, Wut, Ärger, Hass und 
Rache kommen in der Regel nur dann als niedrige Beweg-
gründe in Betracht, wenn sie ihrerseits auf niedrigen 

Beweggründen beruhen, was am ehesten der Fall ist, wenn 
diese Gefühlsregungen jeglichen nachvollziehbaren Grund 
entbehren. Beim Vorliegen eines Motivbündels beruht die 
vorsätzliche Tötung auf niedrigen Beweggründen, wenn das 
Hauptmotiv, welches der Tat ihr Gepräge gibt, nach allge-
meiner sittlicher Wertung in deutlich weiter reichendem 
Maße als bei einem Totschlag auf tiefster Stufe steht und des-
halb verwerflich ist. Daran gemessen ist es nicht zu beanstan-
den, dass das LG keine Tötung aus niedrigen Beweggründen 
angenommen hat.

Heimtückisch handelt, wer in feindlicher Willensrichtung 
die Arg- und Wehrlosigkeit des Opfers bewusst zu dessen 
Tötung ausnutzt. Diese können auch gegeben sein, wenn der 
Täter zunächst nur mit Körperverletzungsvorsatz handelt, 
und dann unter bewusster Ausnutzung des Überraschungs-
effekts unmittelbar zur Tötung übergeht, und es dem Opfer 
infolge des überraschenden Angriffs nicht möglich ist, sich 
Erfolg versprechend zur Wehr zu setzen, so dass die hier-
durch geschaffene Situation bis zur Tötungshandlung fort-
dauert. Erstreckt sich die Tat von den mit Verletzungsvorsatz 
getragenen Angriffen auf das Opfer mittels Faustschlägen bis 
zu den mit Tötungsvorsatz geführten Angriffen mittels eines 
Messers über einen längeren Zeitraum hin, so kann es gegen 
Arg- und Wehrlosigkeit des Opfers sprechen, wenn dieses 
sich nach dem ersten mit Tötungsvorsatz geführten Angriff 
gegenüber weiteren Angriffen zur Wehr setzen und zunächst 
kurzfristig fliehen konnte. Das LG hat sich mit der heimtü-
ckischen Tötung rechtsfehlerfrei befasst und nicht auf Heim-
tücke erkannt. (BGH, Urt. v. 01.03.2012 – 3 StR 425/11)

§§ 223, 224 Abs. 1 Nr. 3 StGB – Gefährliche Körperver-
letzung: Ausnutzung eines Überraschungsmoments bei 
Angriff von hinten als hinterlistiger Überfall. Der Ange-
klagte (A.) wollte aus einem Haus Geld oder sonstige steh-
lenswerte Gegenstände entwenden, um damit den Erwerb 
von Drogen zu finanzieren. Als er den Eigentümer des Hau-
ses auf dem Grundstück bemerkte, versteckte sich der A. 
hinter einem Gebüsch. Dieser näherte sich diesem Gebüsch. 
Daher fürchtete der A. seine Entdeckung, griff ihn von hin-
ten an und schlug auf diesen ein, um aus dem Haus etwas zu 
stehlen, noch verwirklichen zu können.

Ein hinterlistiger Überfall i. S. v. § 224 Abs. 1 Nr. 3 StGB 
setzt voraus, dass der Täter seine Verletzungsabsicht plan-
mäßig verbirgt. Hat der A. den Eigentümer eines Hauses 
von seinem Versteck aus von hinten angegriffen, um seine 
Absicht noch verwirklichen zu können, so ist eine solche 

Strafrechtliche 
Rechtsprechungsübersicht

Dirk Weingarten,
Polizeihauptkommissar & Ass. jur.
Polizeiakademie Hessen

Wir bieten Ihnen einen Überblick über strafrechtliche Entscheidungen, welche überwiegend 
– jedoch nicht ausschließlich – für die kriminalpolizeiliche Arbeit von Bedeutung sind. Im 
Anschluss an eine Kurzdarstellung ist das Aktenzeichen zitiert, so dass eine Recherche beispiels-
weise über Juris möglich ist.
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Planmäßigkeit nicht belegt. Allein der Umstand, dass der 
A. den Angriff von hinten ausführte und dabei ein Über-
raschungsmoment ausnutzte, begründet keine Hinterlist. 
(BGH, Beschl. v. 02.05.2012 – 3 StR 146/12)

II. Prozessuales Strafrecht

§ 81h StPO – Kein Verwertungsverbot für rechtswidrig 
erlangte Daten aus Massengentest. Der Angeklagte (A.) hat 
im Juli 2010 früh morgens als damals 16-Jähriger eine Fuß-
gängerin zu Boden gerissen, massiv mit Fäusten geschlagen 
und anschließend vergewaltigt. Das LG hat die Verurteilung 
im Wesentlichen darauf gestützt, dass mehrere DNA-Spuren 
des A. an Kleidungsstücken des Opfers festgestellt werden 
konnten. Im Rahmen eines Reihengentests (§ 81h StPO) von 
2.400 erwachsenen Männern aus der näheren Region wurde 
bei zwei Proben eine starke, aber keine volle Ähnlichkeit mit 
dem Tätermaterial festgestellt. Bei diesen beiden Personen 
handelte es sich um Verwandte des A. Aufgrund dieses „Bei-
nahetreffers“ hat die Polizei einen Gerichtsbeschluss für eine 
DNA-Probe des A. erwirkt, der als Minderjähriger nicht in 
das Raster des Massengentests fiel. Diese Untersuchung der 
DNA des A. erbrachte eine Übereinstimmungswahrschein-
lichkeit von 1 zu 1,3 Trillionen. Außerdem hat das LG auf-
grund von Zeugenaussagen festgestellt, dass sich der A. vor 
und nach der Tat in einer Diskothek in der Nähe des Tatorts 
befand.

Der A. hat mit einer Verfahrensrüge insbesondere geltend 
gemacht, die bei der molekulargenetischen Reihenuntersu-
chung festgestellten DNA-Identifizierungsmuster hätten 
nicht auf verwandtschaftliche Ähnlichkeiten abgeglichen 
und im weiteren Verfahren nicht gegen ihn verwertet werden 
dürfen.

Der BGH hat zunächst die von der Revision behaupteten 
Verfahrensfehler bei der Durchführung der DNA-Reihenun-
tersuchung verneint. Jedoch hätte die bei der Auswertung der 
Proben festgestellte mögliche verwandtschaftliche Beziehung 
zwischen dem Vater und dem Onkel des A. mit dem mut-
maßlichen Täter nicht als verdachtsbegründend gegen den A. 
verwendet werden dürfen. Denn § 81h Abs. 1 StPO erlaube 
den Abgleich von DNA-Identifizierungsmustern nur, soweit 
dies zur Feststellung erforderlich sei, ob das Spurenmaterial 
von einem der Teilnehmer der Reihenuntersuchung stamme.

Gleichwohl hat der BGH entschieden, dass die Überein-
stimmung des DNA-Identifizierungsmusters des A. mit 
demjenigen der Tatspur vom LG bei seiner Überzeugungs-
bildung verwertet werden durfte. Zwar sei dieses Identifizie-
rungsmuster rechtswidrig erlangt worden; denn der ermitt-
lungsrichterliche Beschluss, der die Entnahme von Körper-
zellen des A. zur Feststellung dieses Musters anordnete (§ 81a 
StPO), beruhte auf dem durch die unzulässige Verwendung 
der Daten aus der DNA-Reihenuntersuchung hergeleiteten 
Tatverdacht gegen den A. Indes führe dies in dem konkret 
zu entscheidenden Fall bei der gebotenen Gesamtabwägung 
nicht zu einem Verwertungsverbot. Entscheidend hierfür 
sei der Umstand, dass die Rechtslage zum Umgang mit sog. 
Beinahetreffern bei DNA-Reihenuntersuchungen bisher 
völlig ungeklärt war und das Vorgehen der Ermittlungsbe-
hörden daher noch nicht als willkürliche Missachtung des 
Gesetzes angesehen werden könne. Der Verfahrensverstoß 
wiege daher nicht so schwer, dass demgegenüber die Inter-
essen der Allgemeinheit an einer effektiven Strafverfolgung 
hier zurücktreten müssten. (BGH, Urt. v. 20.12.2012 – 3 StR 
117/12)

III. Sonstiges

Polizeiliche Generalklausel wohl keine geeignete Rechts-
grundlage für längerfristige polizeilichen Observierung 
eines aus der Sicherungsverwahrung Entlassenen. Mit 
Beschluss vom 10.09.2010 erklärte das OLG im Anschluss 
an die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte die Sicherungsverwahrung für erledigt, ord-
nete für die Dauer von fünf Jahren Führungsaufsicht an und 
unterstellte den Beschwerdeführer (B.) der Bewährungshilfe. 
Gleichzeitig mit der Entlassung des B. aus der Sicherungsver-
wahrung ordnete die PD Freiburg die längerfristige Observa-
tion des B. zunächst für die Dauer von vier Wochen an und 
verlängerte diese Anordnung seither 14 mal, zuletzt bis zum 
05.10.2012. Die Polizei führt die Observation offen durch. 
Der B. bewohnt ein Zimmer in einer in einem Hinterhaus 
gelegenen Unterkunft. Im Hof vor diesem Hinterhaus parkt 
ständig ein Polizeifahrzeug mit drei Polizeibeamten. Zwei 
weitere halten sich in der Küche der Unterkunft auf, wenn 
sich der B. in seinem Zimmer befindet. Eine direkte Beob-
achtung des B. in seinem eigentlichen Wohnraum findet nicht 
statt. Außerhalb seiner Wohnung begleiten den B. ständig 
Polizisten. Bei Gesprächen des B. mit Ärzten, Rechtsanwäl-
ten und Bediensteten von Behörden sind die Beamten ange-
wiesen, Abstand zu halten. Nimmt der B. ansonsten Kontakt 
zu Frauen auf, weisen die Polizisten sie mit einer sogenann-
ten Gefährdetenansprache auf den Grund der Observation 
des B. hin.

Eine dauernde polizeiliche Observation stellt für den 
Betroffenen einen schwerwiegenden Grundrechtseingriff 
dar. Die vom allgemeinen Persönlichkeitsrecht geschützte 
Privatsphäre ist nicht auf den häuslichen Bereich beschränkt. 
Ob für die Durchführung dauerhafter Observationen der-
zeit in Baden-Württemberg eine tragfähige Rechtsgrundlage 
besteht, ist zweifelhaft. Die §§ 22 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 PolG 
BW (Besondere Mittel der Datenerhebung) lassen wohl nur 
eine – bei einer längerfristigen Observation nicht im Mittel-
punkt stehende – Datenerhebung zu. Erst recht ist fraglich, 
ob die polizeiliche Generalklausel der §§ 1, 3 PolG BW geeig-
net ist, eine solche Maßnahme zu tragen. Vielmehr bedarf eine 
längerfristige Observation aufgrund ihrer weitreichenden 
Folgen möglicherweise einer ausdrücklichen Ermächtigungs-
grundlage. In dem hier zu entscheidenden Fall durften die 
Gerichte für das Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes 
und angesichts des Gewichts der in Frage stehenden Rechts-
güter die polizeiliche Generalklausel als noch ausreichende 
Rechtsgrundlage für die dauerhafte Observation des B. anse-
hen. Der Sache nach verstehen die Gerichte damit die poli-
zeiliche Generalklausel dahingehend, dass sie es den Behör-
den ermöglicht, auf unvorhergesehene Gefahrensituationen 
auch mit im Grunde genommen näher regelungsbedürftigen 
Maßnahmen vorläufig zu reagieren, und ermöglichen so dem 
Gesetzgeber, eventuelle Regelungslücken zu schließen. Dies 
ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Es liegt dann 
in der Verantwortung des Gesetzgebers hierauf zu reagieren 
oder in Kauf zu nehmen, dass solche Maßnahmen von den 
Gerichten auf Dauer als von der geltenden Rechtslage nicht 
als gedeckt angesehen werden. (BVerfG, Kammerbeschluss v. 
08.11.2012 – 1 BvR 22/12)
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Termine
Der 18. Deutsche Präventionstag „Mehr Prävention – 
weniger Opfer“ findet vom 22.4.2013 – 23.4.2013 in Biele-
feld statt. Anmeldung und mehr: www.praeventionstag.de

Der 15. Bundeskongress Notfallseelsorge und Kriseninter-
vention findet vom 5.6.2013 – 7.6.2013 in der Feuerwehr-
akademie in Hamburg statt. Mehr und Anmeldung: http://
www.nfs-kit.de/

Der 3. Grüne Polizeikongress – Grundsteinlegung für eine 
alternative Sicherheitsarchitektur – findet am 22. Juni 2013 in 
Hamburg statt. Mehr: www.gruener-polizeikongress.de

Die internationale Polizeifachmesse IPOMEX findet vom 
13. – 18.4.2013 in der Münsterlandhalle in Münster statt. 
Mehr und Anmeldung: www.ipomex.de

Die Tagung „Empirische Polizeiforschung XVI: Polizei 
und Politik“ findet vom 4. – 6. Juli 2013 in Bamberg statt. 
Mehr: www.empirische-polizeiforschung.de

Politik / Innere Sicherheit
Anti-Terror-Gesetze: Regierungskommission soll 
Wirksamkeit untersuchen

Unter der gemeinsamen Leitung von Bundesinnenminis-
ter Hans-Peter Friedrich und Bundesjustizministerin Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger soll die Anti-Terror-Gesetzge-
bung in Deutschland seit dem 11.9.2001 kritisch geprüft wer-
den. Die Einsetzung der Kommission war der FDP zugestan-
den worden, nachdem sie 2011 der Verlängerung der Anti-Ter-
ror-Gesetze zugestimmt hatte. Ob die Kommission ihre Auf-
gabe rechtzeitig vor den Wahlen im September dieses Jahres 
erledigen kann, wird unter anderem vom Bundesdatenschutz-
beauftragten Peter Schaar bezweifelt, der aber die Überprü-
fung für überfällig hält. Mehr: http://www.bmi.bund.de

NSU-Untersuchungsausschuss: Plädoyer für digitale 
Aktenrecherche

Für den Einsatz intelligenter Suchmaschinen zur effekti-
veren Durchforstung der dem NSU-Untersuchungsaus-
schuss des Deutschen Bundestages zur Verfügung gestellten 
Akten setzt sich der Chefredakteur des „Behörden Spiegel“, 
R. Uwe Proll, ein. Anderenfalls könne es schwierig werden, 
den Untersuchungsauftrag innerhalb der gegebenen Frist zu 
erfüllen. Im parlamentarischen Raum wird über die Möglich-
keit eines neuen Untersuchungsausschusses mit erweitertem 
Auftrag in der nächsten Legislaturperiode diskutiert. Mehr: 
www.behoerden-spiegel.de/

Erfolgreich: Enquete-Kommission „Internet und 
digitale Gesellschaft“

Einhellige Meinung in der Enquete-Kommission „Internet 
und digitale Gesellschaft“ des Deutschen Bundestags ist nach 

Angaben von BITKOM-Hauptgeschäftsführer Bernhard Roh-
leder, dass die Themen Internet und digitale Gesellschaft eine 
dauerhafte Verankerung in Parlament und Regierung benöti-
gen. Innerhalb der Bundesregierung sollte an zentraler Stelle 
ein für die Themen der digitalen Welt verantwortliches Ressort 
eingerichtet werden, wo die über zahlreiche Ressorts hinweg 
verstreuten Aktivitäten rund um die digitale Wirtschaft und 
Gesellschaft koordiniert werden. Mehr: www.bundestag.de

Selbstbewusst: Protest-Bürger meist älter, gut gebildet 
und vielfältig aktiv

Ein Blick auf die Proteste der letzten Jahre zeigt: Die Bürger in 
der Bundesrepublik sind politisch in der Lage, über Jahrzehnte 
hinweg organisierten Einspruch zu erheben. Das vom Göttinger 
Institut für Demokratieforschung durchgeführte Projekt „Bür-
gerproteste in Deutschland“ beantwortet die Fragen: Was treibt 
die neuen Protestbürger an? Was motiviert sie? Wie gestalten sie 
ihren Protest real? Mehr: www.demokratie-goettingen.de

Verfassungsschutz: Länder vereinbaren Sicherheits-
kooperation

Die Leiter der Verfassungsschutzbehörden der Länder Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen haben eine Sicherheitskooperation ver-
einbart. Ziel dieser Sicherheitskooperation ist „die weitere und 
zusätzliche fachliche Vernetzung. Vor allem sollen die Infor-
mationssammlungen und -auswertungen im extremistischen 
Bereich verbessert und die Öffentlichkeitsarbeit der Behörden 
stärker vernetzt werden. Mehr: www.medienservice.sachsen.de

Polizei
Gestartet: Zentrales Waffenregister für Deutschland

Das bundesweite zentrale Waffenregister für Deutschland 
mit Sitz in Köln ist seit dem 1.1.2013 einsatzbereit. In der 
neuen Datenbank werden die Bestände der knapp 600 Waf-
fenerlaubnisämter zusammengefasst. So können zukünf-
tig Informationen im Zusammenhang mit legal erworbenen 
Waffen, deren Zahl auf etwa 6 Millionen geschätzt wird, 
zügig abgerufen werden. Experten warnen wegen der großen 
Zahl illegaler Waffen vor zu hohen Erwartungen an das neue 
Register. Mehr: www.bmi.bund.de

Betzenberg: Hier twittert besterwosgibt
Wenn es in Kaiserslautern um die Stimmung auf dem Bet-
zenberg geht, ist jede gute Idee willkommen. Also informiert 
die Polizei Kaiserslautern seit einigen Wochen per Twitter 
über Fußballeinsätze. Der_Bjoern oder besterwosgibt wer-
den bereits ermutigt, den Service auszubauen. Mehr: twitter.
com/Polizei_KL

Kriminalität
Sklaverei heute: Kinderhandel wächst weltweit weiter

Menschenhandel gilt als Milliarden-Geschäft. Insbesondere 
Kinder und Jugendliche werden weltweit immer mehr zur 

Wichtiges in Kürze
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Ware. Nach Informationen von UNICEF und der Kinder-
schutzorganisation ECPAT sind inzwischen mehr als ein 
Viertel der entdeckten Opfer Minderjährige, zwei Drittel 
davon Mädchen.

Der moderne Sklavenhandel mit Kindern und Jugendlichen 
hat nach Einschätzungen der Kinderrechtsorganisationen 
weltweit deutlich zugenommen. So sind nach Informationen 
von UNICEF heute rund 27 Prozent der entdeckten Opfer 
von Menschenhandel Kinder und Jugendliche. Zwei Drittel 
davon sind Mädchen. Immer noch werden viele Opfer von 
Kinder- und Menschenhandel nicht als solche erkannt oder 
sind unzureichend geschützt – was die Strafverfolgung der 
Täter zusätzlich erschwert. Mehr – auch zum Lagebild Men-
schenhandel 2011 des BKA: www.bka.de/

Kriminalitätsbekämpfung
Alles im Blick: Mehr Videoüberwachung geplant

Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich will im Bundes-
haushalt 2014 die Mittel für Videoüberwachung von öffent-
lichen Plätzen aufstocken. Nach dem versuchten Bombenan-
schlag im Bonner Hauptbahnhof und der dort misslungenen 
umfassenden Videoüberwachung wurde das Thema erneut 
öffentlich diskutiert. Eine große Mehrheit der Deutschen 
– 81 Prozent – hatte sich nach einer Umfrage von Infratest 
dimap für verstärkte Videoüberwachung ausgesprochen. 
Mehr: www.bmi.de und www.infratest-dimap.de

Cyber-Angriffe: Friedrich plant Meldepflicht für 
Firmen

Um Deutschland wirksamer gegen die steigende Zahl von 
Cyber-Attacken zu schützen, will Bundesinnenminister 
Hans-Peter Friedrich (CSU) noch in dieser Legislaturperi-
ode eine Meldepflicht für die Betreiber sensibler Infrastruk-
tur-Einrichtungen oder -Netze einführen. Wie die Zeitung 
„Die Welt“ berichtet, geht das aus einem Gesetzesentwurf 
des Innenministeriums hervor. Vor allem Telekommunikati-
onsanbieter werden zudem verpflichtet, organisatorische und 
technische Vorkehrungen zu treffen, um die Nutzer besser 
gegen Angriffe über das Internet zu schützen. Hintergrund 
sind mögliche Cyber-Attacken durch Kriminelle, auch durch 
ausländische Firmen und Staaten. Auch auf EU-Ebene wird 
eine Meldepflicht angestrebt. Mehr: http://www.welt.de/

Kriminalprävention
Das dänische Projekt „Your Police Officer“ hat den dies-
jährigen Präventionspreis des Europäischen Netzwerkes für 
Kriminalprävention (European Crime Prevention Network 
– EUCPN) erhalten. Beim dem mit 10.000 EUR prämier-
ten Projekt handelt sich um einen neuen Ansatz bürgerna-
her Polizeiarbeit in städtischen Quartieren insbesondere mit 
Problemlagen. Das berichtet der DFK-Newsletter. Mehr:  
http://www.kriminalpraevention.de

Gefällt uns: Rettet die Retter
Der Puppenfilm „Rettet die Retter – Abenteuer im Lande 
der Helfer“ soll Kindern schon früh Mut machen zu helfen. 
Vier Puppen – Garda, Tini, Sani und Marti – aus der Werk-
statt der Augsburger Puppenkiste zeigen, dass Hilfe nicht 
von alleine kommt und dass es Spaß macht, anderen zu hel-
fen und für sie da zu sein. Der sehenswerte Film entstand in 
Kooperation des Bundesinnenministeriums mit der Arbeits-
gemeinschaft der Hilfsorganisationen in Augsburg sowie 

der Augsburger Puppenkiste. Er ist gedacht vor allem für 
vier- bis sechsjährige Kinder und kann von entsprechenden 
Einrichtungen genutzt werden. Aber auch für andere sehens-
wert: http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldun-
gen/DE/2013/01/augsburger-puppenkiste.html

Extremismus
Rechtsextremismus: BKA-Herbsttagung dokumentiert

Die Ergebnisse der BKA-Herbsttagung 2012 zum Thema 
„Bekämpfung des Rechtsextremismus – eine gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung“ sind inzwischen dokumentiert. 
Referenten aus den Bereichen Politik, Sicherheitsbehörden/
Polizei, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Medien hatten 
das Phänomen aus ihrer jeweiligen Perspektive beleuchtet. 
Unter http://www.bka.de/ finden sich Kurzfassungen der 
Vorträge, eine Literaturzusammenstellung sowie die ausführ-
liche Textfassung des Beitrages Christian Bangel (Die ZEIT): 
„Wie können Medien dem Rechtsextremismus begegnen?“

Nach einer Untersuchung der Friedrich-Ebert-Stiftung 
zum Thema „Rechtsextreme Einstellungen in Deutschland 
2012“ ist ein Anstieg rechtsextremen Denkens in Deutsch-
land festzustellen. Mehr: www.fes-gegen-rechtsextremismus.
de/pdf_12/ergebnisse_mitte_studie_2012.pdf

Opferhilfe
Weisser Ring: Stiftung gegründet

Die Opferschutzorganisation „Weisser Ring“ hat Ende ver-
gangenen Jahres die selbständige „Weisser Ring Stiftung“ 
errichtet. Die Stiftung sorgt durch die Kapitalerträge des ver-
walteten Stiftungsvermögens für die nachhaltige finanzielle 
Unterstützung des Vereins „Weisser Ring e.V.“. Mehr: www.
weisser-ring.de

Konkret und hilfreich: Standardwerk „OpferFibel“ neu 
aufgelegt
Opfer von Straftaten haben ein Recht auf Schutz, Achtung 

ihrer Rechte, Anerkennung und Unterstützung. Die vom 
Bundesministerium der Justiz herausgegebene Informations-
broschüre „OpferFibel – Rechte von Verletzten und Geschä-
digten in Strafverfahren“ ist nun in einer neuen Auflage in 
Print und Online erhältlich. Sie gilt gilt als überregionales 
Standardwerk zum Opferschutz im Strafverfahren und bietet 
umfassende und nützliche Informationen zum Strafverfahren 
und zu den besonderen Rechten der Opfer von Straftaten. 
Die Broschüre ist in gut verständlicher Sprache geschrieben 
und bietet auch so konkrete Hilfen wie beispielsweise Mus-
terschreiben. Mehr: http://www.bmj.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/broschueren_fuer_warenkorb/DE/OpferFibel.
pdf?__blob=publicationFile

Forschung
Polizeiforschung: Autonom und ohne Zensur

„Polizei braucht Forschung“ ist eine der Kernthesen einer 
Resolution von Polizeiwissenschaftlern und -praktikern, die 
sich an alle Verantwortlichen in Ministerien, Präsidien und 
Hochschulen und Akademien richtet. Die Resolution ver-
deutlicht die Notwendigkeit von hinreichenden Ressourcen 
sowie administrativer Unterstützung für unabhängige und 
praxisrelevante Forschung. Mehr (und Angebot zur Unter-
zeichnung): http://www.empirische-polizeiforschung.de/
resolution.php



35

G
e

w
e

rk
sc

h
a

ft
sp

o
li

ti
sc

h
e

 N
a

ch
ri

ch
te

n

Die Kriminalpolizei Nr. 1 | 2013

Gewerkschaftspolitische Nachrichten

NSU-Mordserie: GdP legt 
Positionspapier zur Stärkung 
des Verfassungsschutzes vor

Die Gewerkschaft der Polizei hat ein Positionspapier zur 
Stärkung des Verfassungsschutzes der Öffentlichkeit vorge-
stellt. Nachdem der Bundesvorsitzende, Bernhard Witthaut, 
von Beginn an die rückhaltlose Aufklärung aller Umstände 
der Mordserie gefordert hat, stellt sich die GdP zum wieder-
holten Male gegen pauschale Verurteilungen und überzogene 
Kritik an den rund 300.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern deutscher Sicherheitsbehörden. Um den Verfassungs-
schutz zu stärken, das Vertrauen in die Sicherheitsbehörden 
zu verbessern und um die parlamentarischen Einflussmög-
lichkeiten auf die Arbeit insbesondere der Nachrichten-
dienste zu optimieren, hat die GdP einen 10-Punkte umfas-
senden Forderungskatalog aufgestellt.
1.	 Die GdP fordert die politischen Verantwortungsträger 

in Bund und Ländern auf, die von ihnen erkannten und 
aus ihrer Sicht notwendigen Veränderungen im Bereich 
der deutschen Sicherheitsbehörden zu formulieren. Dazu 
gehört auch, dass die in den Sicherheitsbehörden betrof-
fenen Kolleginnen und Kollegen und ihre Personalvertre-
tungen sowie die Öffentlichkeit auch darüber in Kenntnis 
gesetzt werden, mit welchen finanziellen und sächlichen 
Mitteln in Zukunft die Sicherheit in Deutschland gewähr-
leistet werden soll. Die GdP fordert eine bessere perso-
nelle wie finanzielle Ausstattung und erteilt Hoffnungen 
nach einer kostenneutralen Bekämpfung von Extremis-
mus und Terrorismus eine klare Absage.

2.	 Die GdP fordert eine Stärkung des Verfassungsschutzes. 
Diese Stärkung kann durch mehr politische Verantwor-
tung auch auf Parlamentsebene für die Sicherheitsbehör-
den erreicht werden.

3.	 Die Kompetenzen des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz zu einer, jeweils mit den Ländern abzustimmen-
den, eigenständigen operativen Fallbearbeitung und zur 
Koordinierung von Maßnahmen mehrerer Landesverfas-
sungsschutzämter sollen gestärkt werden.

4.	 Die GdP ist für eine stärkere Zusammenarbeit der Ver-
fassungsschutzbehörden untereinander und mit der Poli-
zei, wobei das Trennungsgebot nicht zur Disposition 
steht. Positive Ansätze und schon jetzt vorgenommene 
gemeinsame Arbeit der Sicherheitsbehörden werden 
begrüßt. Die GdP fordert darüber hinaus, dass die Ver-
fassungsschutzbehörden ihren gesetzlichen Auftrag gem. 
§ 20 Bundesverfassungsschutzgesetz, Informationen an 
die Polizeien weiterzuleiten, intensiver wahrnehmen. Die 
Gesetzgeber werden aufgefordert, die entsprechenden 
gesetzlichen Grundlagen (z. B. 20 Bundesverfassungs-
schutzG) so zu ändern, dass auch andere Verbrechenstat-
bestände der Weiterleitungspflicht unterliegen. Des Wei-
teren ist zu prüfen, ob die Befugnisse nach § 8 Bundes-
verfassungsschutzgesetz jedenfalls teilweise (heimliche 

Informationsbeschaffung durch Bild- und Tonaufzeich-
nung) unter richterliche Kontrolle zu stellen ist.

5.	 Die GdP regt eine regelmäßige wechselseitige Fortbil-
dung von Polizei und Verfassungsschutz an, damit insbe-
sondere Arbeitsweisen transparent wahrgenommen wer-
den können. Dem Verfassungsschutz kommt indes kein 
Auftrag zur Bildungsarbeit zu, politische Bildungsarbeit 
muss von den bewährten Einrichtungen, wie z. B. der 
Bundeszentrale für politische Bildung, geleistet werden. 
Eine offensive und transparente Öffentlichkeitsarbeit der 
Nachrichtendienste ist der wirkungsvollste Beitrag zur 
Herstellung der Transparenz.

6.	 Die GdP fordert zur Stärkung der Zusammenarbeit der 
Bundes- und Länderebene, dass das Personal in allen 
Bereichen kontinuierlich und langfristig verbleibt. Die 
vertrauensvolle Zusammenarbeit und die persönliche 
Expertise können so aufgebaut und erhalten werden. 
Gute Zusammenarbeit kann nicht angeordnet, sondern 
muss gelebt werden. Durch ein Personalentwicklungs-
konzept kann die Motivation der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sowie der Erhalt von Wissen dauerhaft orga-
nisiert werden.

7.	 Die GdP fordert ein Ende von permanenten und unvoll-
endeten Organisationsreformen.

8.	 Die GdP hält den Einsatz von V-Leuten zur Erkennt-
nisgewinnung für unerlässlich und lehnt die Offenle-
gung von Klarnamen ab. Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Verfassungsschutzbehörden haben Anspruch auf 
Geheimhaltung ihrer persönlichen Daten.

9.	 Die GdP fordert ein föderales Miteinander bei der Über-
tragung der politisch initiierten Bekämpfungsansätze 
des Bereiches Rechtsextremismus/Terrorismus auf ein 
Gemeinsames Extremismus- und Terrorismuszentrum 
und die Ausstattung dieses Zentrums sowie der entspre-
chenden Strukturen der Extremismusbekämpfung in den 
Ländern mit auskömmlichen Personal- und Sachmitteln.

10.	Die GdP fordert die dauerhafte Einrichtung einer zentra-
len Forschungsstelle „gewaltorientierter Extremismus“ in 
Deutschland. Sie hat zum Ziel, Radikalisierungsprozesse 
zu erforschen, den aktuellen Stand der Phänomene des 
gewaltorientierten Extremismus wissenschaftlich zu erfas-
sen und die Analysefähigkeit der Sicherheitsbehörden zu 
stärken. Der Erforschung des Bereichs „Rechtsextremis-
mus“ ist derzeit besondere Aufmerksamkeit zu widmen.

Das vollständige Positionspapier ist über die Homepage 
der GdP, www.gdp.de, zu erhalten.

Die GdP fordert spezielle 
Polizei-Ausbildung für den 
Umgang mit Senioren als Täter 
und Opfer
Die GdP wird sich verstärkt mit dem Thema des demogra-
fischen Wandels auseinandersetzen und sieht insbesondere 
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im Bereich der Bekämpfung der Kriminalität zum Nachteil 
von Seniorinnen und Senioren, aber auch bei polizeilichen 
Maßnahmen, die sich gegen Tatverdächtige im Seniorenalter 
richten, Handlungsbedarf. Dabei erkennt die GdP die Not-
wendigkeit, dass sich die Polizei besser auf den Umgang mit 
älteren Menschen bei der Kriminalitätsbekämpfung, z. B. bei 
Vernehmungen, vorbereiten muss. Nach hiesigen Einschät-
zungen haben es Polizeibeamtinnen und -beamte bei Straf-
taten immer öfter mit Senioren zu tun. „Dabei werden über 
60-Jährige sowohl als Opfer beispielsweise krimineller Betrü-
ger vernommen oder nach einer Straftat als Tatverdächtige“, 
betonte der GdP-Bundesvorsitzende Bernhard Witthaut.

Die GdP nimmt dabei wahr, dass Täter oder Opfer im 
Seniorenalter nach Straftaten oft äußerst hilflos oder emo-
tional stark angegriffen erscheinen. Die Betroffenen, so die 
Auffassung der GdP, müssen in diesen Ausnahmesituationen 
möglichst aufgefangen werden, auch um Hinweise für die 
Ermittlungen zu bekommen. Dabei werden in zunehmender 
Intensität auch der Alterungsprozess und die damit einher-
gehenden Auswirkungen auf die Handlungs- und Schuld-
fähigkeit zu berücksichtigen sein, und zwar bereits auf der 
Ebene der polizeilichen Sachbearbeitung. Deshalb sieht die 
GdP auch Handlungsbedarf in der Ausbildung junger Kolle-
ginnen und Kollegen. Nur wer durch entsprechende Ausbil-
dung Kenntnisse im Umgang mit Seniorinnen und Senioren 
als Opfer oder Täter von Kriminalität erworben hat, kann 
besser mit den Herausforderungen im konkreten Einzelfall 
umgehen.

Im Jahr 2011 wurden der jährlichen Statistik des Bundes-
kriminalamtes (BKA) zufolge bundesweit rund 152.500 tat-
verdächtige Männer und Frauen ab 60 Jahre registriert, in 

der 1993 erschienenen ersten gesamtdeutschen Kriminalsta-
tistik nach dem Mauerfall waren es 103.000. Der Anteil die-
ser Altersgruppe an der Gesamtzahl der jährlich ermittelten 
mehr als zwei Millionen Tatverdächtigen sei in den knapp 
zwei Jahrzehnten von 5,0 auf 7,2 Prozent gestiegen, erklärte 
Witthaut. Gut zwei Drittel der Taten würden von Männern 
begangen.

Immer mehr Menschen ab 60 Jahre werden Witthaut 
zufolge auch als Opfer von Straftaten gemeldet. Laut BKA 
lag deren Zahl im Jahr 2002 noch bei rund 43.400, 2011 
waren es fast 53.200.

GdP begrüßt richterliche 
 Klarstellung zur Verwertbarkeit 
von Massengentests

Als eine „folgenrichtige Klarstellung“ bezeichnete die GdP 
das Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) in Karlsruhe zur 
Verwertbarkeit von DNA-Spuren. Nach Auffassung der 
GdP sind auch nach dem Urteil Massengentests weiterhin 
rechtlich zulässig und von der Polizei umsetzbar. Die rich-
terliche Entscheidung betrifft nur einen kleinen Teil polizei-
lich relevanter Fälle, denn die Massenuntersuchung weist fast 
immer auf den wahren Täter hin.

In den sehr seltenen Fällen, bei denen die genetische Rei-
henuntersuchung nur sogenannte Beinahe-Treffer erbracht 
habe, müsse die Polizei zusätzliche Beweise zusammentra-
gen, um den Täter aus dem Kreis dieser Beinahe-Treffer zu 
ermitteln.

Rezension
Strafprozessordnung: StPO
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